Malike Bocker, Henning Briggemann, Michaela Christ,
Alexandra Knak, Jonas Lage, Bernd Sommer

Wie wiré
WENIGER
GENUG

Suffizienz als Strategie fur eine
nachhaltige Stadtentwicklung

/ _||| oekom



Mit diesem Buch halten Sie ein echtes Stiick Nachhaltigkeit in den Han-
den. Durch Ihren Kauf unterstiitzen Sie eine Produktion mit hohen 6kologi-
schen Anspriichen:

100 % Recyclingpapier

mineraldlfreie Druckfarben

Verzicht auf Plastikfolie

Kompensation aller CO,-Emissionen

kurze Transportwege - in Deutschland gedruckt

Weitere Informationen unter www.nattirlich-oekom.de
und #natirlichoekom



GEFORDERT VOM

Bundesministerium
% fur Bildung FO NA
und Forschung
BMBF

Die Publikation ist entstanden im Rahmen des Forschungsprojekts
LEntwicklungschancen und -hemmnisse suffizienzorientierter
Stadtentwicklung” (Forderkennzeichen 01UR1704A+B)

Dieses Werk ist lizenziert unter der Creative Commons Attribution-NonCommercial-
NoDerivs 4.0 Lizenz (BY-NC-ND). Diese Lizenz erlaubt die private Nutzung, gestattet
aber keine Bearbeitung und keine kommerzielle Nutzung. Weitere Informationen
finden Sie unter: creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0

Bibliografische Information der Deutschen Nationalbibliothek: Die Deutsche
Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in der Deutschen National-
bibliografie; detaillierte bibliografische Daten sind im Internet Giber
http://dnb.d-nb.de abrufbar.

© 2020 oekom verlag Minchen
Gesellschaft fur okologische Kommunikation mbH
WaltherstraBBe 29, 80337 Minchen

Autor*Innen: Maike Bocker, Henning Briggemann, Michaela Christ, Alexandra
Knak, Jonas Lage, Bernd Sommer

Unter Mitarbeit von: Bjorn Barutzki , Fanziska Humpert, Leon Leuser, Sabine
Marr, Lea Pook und Jula Sarin

Layout und Satz: Sarah Heuzeroth

Umschlagabbildung: ©Norbert9/Shutterstock.com
Umschlaggestaltung: Mirjam Hoschl, oekom verlag
Druck: Friedrich Pustet GmbH & Co. KG, Regensburg

Alle Rechte vorbehalten

ISBN 978-3-96238-276-6

EISBN 978-3-96238-804-1
https://doi.org/10.14512 /9783962388041

\ H D10
g, e @) Klimaneutral $2
BSC o T Verlag REx e
wuiey  FSC® CO14860 ClimatePartner.com/53585-1805-1001 E




Wie wird
WENIGER
GENUG

Suffizienz als Strategie fureine
nachhaltige Stadtentwicklung

Maike Bocker, Henning Briggemann, Michaela Christ,
Alexandra Knak, Jonas Lage, Bernd Sommer






Inhalt

I. Einleitung: Warum weniger genug werden muss

II. Suffizienz als kommunale Nachhaltigkeitsstrategie

Ein Leitbild, drei Strategien: Effizienz, Konsistenz und Suffizienz
Das Weniger gestalten: Suffizienzpolitik
Suffizienzpolitik und Flachenknappheit

Von gestern? Kommunale Suffizienzpolitik

lll. Weniger ist schwer. Hemmnisse kommunaler Suffizienzpolitik

Die Wirtschafts- und Sozialordnung: Wachstum als Garant fiir sozialen Ausgleich
Kulturelle Leitbilder, Individualisierung und Lebensstile
Fiskalischer Druck auf Kommunen: Konkurrenz um Einwohner*innen und Gewerbe

Baurecht und Verkehrsrecht: Hiirden fiir eine kompakte und verkehrsarme
Innenentwicklung

IV. Weniger ist schwer, aber moglich. Beispiele aus der Praxis

Boden - Fundament nachhaltiger Stadtplanung

Gewerbe - Die kompakte Stadt

Mobilitat - Weniger Autos, mehr Platz zum Leben

Wohnen - Von privatem Luxus zu 6ffentlichem Wohlstand

Suffizienz als handlungsleitendes Prinzip — Die 2000-Watt-Gesellschaft

Suffizienz als Strategie fiir die Entwicklung urbaner Quartiere — Reallabor in Flensburg

V. Was zeichnet suffizienzorientiertes Verwaltungshandeln aus?

Charakteristika flaichenbezogener Suffizienzpolitik

Flachen sparen durch Suffizienz. Verwaltungsstrategien

VI. Zum Schluss: Was sofort getan werden kann

Die Nullvariante als Alternative

Selbstverpflichtung - Verzicht auf AuBenbereichsflachen
Aktive Innenentwicklung

Lebensqualitdt trotz hoherer Dichte

Suffizienzpolitik — Mehr als nur weniger

06

08
10
12
14
14

17
20
22
26

30

34
36
40
42
52
60

62

68
68
70

78
80
81
82
84
88



I. Warum weniger
genug werden muss

Stddte und Gemeinden stehen seit Idngerer
Zeit im Fokus der gesellschaftlichen Diskussio-
nen um Klimaschutz und Nachhaltigkeit.

Dies aus gutem Grund: Denn auch wenn na-
tional und international Vereinbarungen und
Ziele zum Schutz des Klimas und der Umwelt
beschlossen werden, so ist es doch die kom-
munale Ebene, auf der die meisten MalRnah-
men umgesetzt und in der Praxis verankert
werden mussen. Dies betrifft die viel diskutier-
te Mobilitatswende ebenso wie die Einsparun-
gen im Bereich der Warmeversorgung oder die
Reduzierung des anhaltenden Flachenfral3es.
So gesehen steht diese Handreichung, die sich
vor allem an Entscheidungstrager*innen und
Praktiker*innen aus der kommunalen Politik
und Verwaltung richtet, in einer langen Reihe
ahnlicher Publikationen, welche Klimaschutz-
potenziale und Nachhaltigkeitsstrategien fir
Kommunen zum Gegenstand haben. Das Be-
sondere an der vorliegenden Broschiire ist
aber, dass es nicht — oder allenfalls am Rande
— um MaBnahmen wie Elektromobilitat, smar-
te Verkehrsleitsysteme, Warmdammung oder
die Nutzung erneuerbarer Energien geht. Hier
stehen nicht technikbasierte Wege zur Nach-
haltigkeit im Vordergrund. Die vorliegende
Handreichung konzentriert sich vielmehr auf
die Nachhaltigkeitsstrategie, die in der Fachli-
teratur als Suffizienz bezeichnet wird und die
die bekannteren Ansdtze der Konsistenz und
Effizienz erganzt. Wahrend Konsistenz auf die
Etablierung von Stoffkreisldufen zielt und bei
der Effizienz durch eine Verbesserung des Ver-
héltnisses von Aufwand und Ertrag Ressourcen
eingespart werden sollen, wird unter Suffizienz
eine Strategie verstanden, bei der Menschen
insbesondere durch ein verdndertes Verhal-
ten zur 6kologischen Nachhaltigkeit beitragen.
Suffizienz bedeutet vor allem aber auch, da-
nach zu fragen, wie viel Mobilitat, welche Woh-
nungsgroBen und wie viel Energieverbrauch -
um nur einige Beispiele zu nennen - sich tber-
haupt nachhaltig organisieren lassen. Mit an-
deren Worten, Suffizienz, das vom Lateinischen

sufficere (genligen) abstammt, fragt danach,
wie viel genug ist.

Dies ist fir moderne Gesellschaften eine Pro-
vokation. Denn diese folgen fiir gewohnlich ei-
ner Logik der Expansion. Stadte und Gemein-
den, die Bundeslander, aber auch der Bund
sind es gewohnt, aus ihren Problemen ,heraus-
zuwachsen”. Dies gilt ganz offenkundig fiir die
offentlichen Finanzen, aber auch fir Arbeits-
losigkeit oder Verteilungsfragen. So sprudeln
unter den gegenwadrtigen Bedingungen bei
okonomischem Wachstum die Steuereinnah-
men, es enstehen Arbeitsplaze und eroffnen
sich Verteilungsspielrdume, wahrend gleich-
zeitig die Sozial- und Steuerausgaben sinken.
Seit einigen Jahren ist,griines Wachstum” auch
die dominante Strategie, mittels welcher 6ko-
nomische und 6kologische Probleme gleicher-
malBen angegangen werden sollen. Dahin-
ter verbirgt sich die Hoffnung, dass liber das
Wachstum griiner Sektoren — wie erneuerba-
re Energien, Elektromobilitdt, Gebaudesanie-
rungen zur Verbesserung der Energieeffizienz
etc. — die Volkswirtschaften als Ganzes allmah-
lich ergriinen und so das Wirtschaftswachstum
vom Ressourcenverbrauch entkoppelt werden
kann. Das Problem ist nur, dass alle Erfolge im
Bereich der Effizienz und der regenerativen Er-
zeugung von Energie zur Erreichung der Kli-
ma- und Nachhaltigkeitsziele nicht ausreichen,
wenn gleichzeitig auch die Zahl der umgesetz-
ten Guter und Dienstleistungen kontinuierlich
zunimmt.

Pars pro toto lasst sich dies im Automobil-
sektor illustrieren: Zwar ist die Motorentech-
nologie heute um ein Vielfaches effizienter als
noch vor einigen Jahren, gleichzeitig sind die
Autos selbst leistungsstdrker sowie groR3er ge-
worden und vor allem: deutlich mehr. So steigt
die Zahl der Rate der zugelassenen PKWs pro
Kopf in Deutschland weiter an und diese Ent-
wicklung hat dazu gefiihrt, dass trotz aller Ef-
fizienzgewinne die Treibhausgasemissionen im
Verkehrssektor ebenfalls ansteigen. Auch ei-



ne komplette Umstellung auf E-Mobilitat wiir-
de das Mobilitatssystem in Deutschland nicht
vollends oOkologisch nachhaltig machen, da-
fur bedarf es zugleich einer drastischen Redu-
zierung des PKW-Bestands, sprich, Suffizienz:
Menschen, die ihre Mobilitatsbedirfnisse bis-
lang Uber den motorisierten Individualverkehr
befriedigt haben, miissen auf ressourcenscho-
nende und emissionsarme Alternativen wie
den FuB- und Radverkehr, den OPNV oder die
Bahn umsteigen.

Dies wird sich durch Appelle alleine aber
nicht realisieren lassen. Was es braucht, sind
Voraussetzungen, die die Einzelnen in die Lage
versetzen, sich ohne Automobil fortzubewe-
gen: Einen gut ausgebauten und erschwingli-
chen OPVN, sichere und ausreichend FuB3- und
Radwege, ein attraktives Mobilitdtsangebot
durch die Bahn. Dies alles kommt aber nicht
von alleine in die Welt, sondern erfordert eine
veranderte Stadt- und Verkehrsplanung, bei
der den Kommunen eine entscheidende Rol-
le zukommt. Mit anderen Worten, es Bedarf
einer kommunalen Suffizienzpolitik, fur die
der Verkehrssektor hier ein Beispiel ist. Ein sol-
cher Ansatz ist in einer Gesellschaft, die vom
Wachstum abhangig geworden ist, du3erst an-
spruchsvoll. Infrastrukturen aus Stein und im
Kopf, aber auch Gesetze und finanzielle Las-
ten legen den Birger*innen und kommunalen
Entscheidungstrager*innen gleichermallen ein
Weiter-so nahe. Pfadwechsel in Richtung suffi-
zienzorientierter Stadtentwicklung erfordern
Anstrengungen, sind aber moglich - wie zahl-
reiche Beispiele in dieser Handreichung zei-
gen. Der gro3e Vorteil der Nachhaltigkeitsstra-
tegie der Suffizienz ist, dass sie nicht von tech-
nischen Neuerungen und Durchbriichen ab-
hangt, sondern sofort damit angefangen wer-
den kann. Verschiedene der in dieser Borschiire
beschriebene Beispiele und MalBnahmen ma-
chen auch deutlich, dass Umweltschutz und
sozialer Ausgleich kein Widerspruch sein ms-
sen. Im Gegenteil, umweltpolitische Ansat-
ze, die der Suffizienzstrategie folgen, ermdg-
lichen in der Regel auch die Teilhabe benach-
teiligter sozialer Gruppen. Suffizienz versteht
sich schlieB8lich auch nicht als Alternative zur
Effizienz- oder Konsistenzstrategie, sondern als

I. Einleitung: Warum weniger genug werden muss

komplementérer, oder um es genauer zu sa-
gen, als rahmender Ansatz: Erst bei konsequen-
ter Orientierung an der Suffizienzstrategie kon-
nen Effizienz- und Konsistenzmalnahmen ihre
umweltentlastende Wirkung entfalten.

Die verschiedenen in dieser kurzen Einlei-
tung angesprochenen Punkte werden in der
vorliegenden Handreichung weiter ausgefiihrt:
So erfolgt in Kapitel Il eine Erdrterung der Suf-
fizienzstrategie, die einerseits im offentlichen
und politischen Nachhaltigkeitsdiskurs weit-
gehend marginalisiert ist und hinter welcher
sich anderseits weithin bekannte MaBnahmen
verbergen. Kapitel Ill beschaftigt sich systema-
tisch mit den Wachstumstreibern, Hemmnis-
sen und Grenzen von SuffizienzmaBBnahmen in
zeitgendssischen Gesellschaften, insbesondere
auf der kommunalen Ebene. Dies hat zum Ziel,
ein realistisches Bild von den Spielrdumen der
Kommunen zu gewinnen und so einen naiven
Machbarkeitsoptimismus zu vermeiden. Ka-
pitel IV arbeitet systematisch die Faktoren he-
raus, unter denen kommunale Suffizienzpoli-
tik dennoch méglich ist und in Kapitel V finden
sich zahlreiche anschauliche und praxisnahe
Beispiele aus verschiedenen Stadten, darunter
Ravensburg, Tibingen und Siegen. Kapitel VI
macht deutlich, dass mit Suffizienzpolitik in je-
der Stadt zu jeder Zeit begonnen werden kann
- so kommunale Entscheidungstrager*innen
aus Politik und Verwaltung diese Strategie ent-
schlossen und ausdauernd verfolgen wollen.

Durch das Buch zieht sich ein spezifisches
Thema als Feld der Suffizienzpolitik: Der Um-
gang mit Flachen sowie suffizienzpolitische
Anstrengungen, die anhaltende Flachenin-
anspruchnahme einzuddammen. Dies ermdg-
licht die Fokussierung, ist aber beispielhaft
zu verstehen. Die beschriebenen Hemmnis-
se, Erfolgsfaktoren und MafBnahmen lassen
sich auch in andere Bereiche der Umwelt- und
Nachhaltigkeitspolitik ibertragen. Der Text
mochte nicht allein fiir die Suffizienzstrategie
werben, sondern auch konkretes Ristzeug fir
Entscheidungstrager*innen aus der kommu-
nalen Politik und Verwaltung mit an die Hand
geben, diese umzusetzen und so die Biirger*in-
nen in die Lage zu versetzen, bei hoher Lebens-
qualitat weniger Ressourcen zu verbrauchen.



Suffizienzorientierte Stadtentwicklung - das
klingt komplizierter, als es ist. Gemeint ist da-
mit, die stddtische Infrastruktur so zu gestal-
ten, dass nachhaltiges Leben nicht nur méglich,
sondern einfach wird. Mit Suffizienzmaf3nah-
men kann jede Kommune sofort beginnen. Sie
bediirfen keiner teuren Technik oder groBer In-
vestitionen. Es geniigt, die bestehenden recht-
lichen Rahmenbedingungen zu nutzen. Allein:
Suffizienz stellt den Zwang zu wachsen in Fra-
ge. Und das ist ein Problem.

Innen- vor Auflenentwicklung, Ausbau der
Radinfrastruktur und die Férderung gemein-
schaftlichen Wohnens sind drei Beispiele fiir
SuffizienzmaBBnahmen. In Stadtentwicklungs-
prozessen werden sie und viele weitere der in
diesem Buch genannten MafBlnahmen ange-
wendet, um zur langfristigen Einsparung von
Ressourcen - in diesen Fallen steht ein scho-
nender Umgang mit Flachen im Vordergrund -
beizutragen.

Anders als die MaBnahmen und Vorgehens-
weisen, die er beschreibt, ist der Begriff der
Suffizienz in der Offentlichkeit noch weitge-
hend unbekannt. Was also bedeutet Suffizi-
enz? In der Nachhaltigkeitsforschung werden
Suffizienz, Effizienz und Konsistenz als Nach-
haltigkeitsstrategien bezeichnet. Mit diesen
Begriffen werden unterschiedliche Vorgehens-
weisen beschrieben, mit denen Nachhaltig-
keitsziele erreicht werden sollen. Dass Nach-
haltigkeit ein erstrebenswertes gesellschaftli-
ches Ziel ist, ist weithin unumstritten. Was je-
doch genau darunter verstanden wird und
wie sie erreicht werden kann, dariiber gehen
die Ansichten weit auseinander und auch die
drei Nachhaltigkeitsstrategien unterscheiden
sich in wesentlichen Gesichtspunkten vonein-
ander. Zwischen ,sozial-6kologischer Moder-
nisierung” und ,Postwachstum” beispielswei-
se liegen sehr unterschiedliche Vorstellungen
davon, wie und unter welchen sozialen, poli-
tischen und 6konomischen Bedingungen zu-
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kunftsfahige Austauschbeziehungen zwischen
Natur und Gesellschaft gestaltet werden sollen
und kénnen.

Der Begriff der Nachhaltigkeit geht zuriick
auf die Krise der Forstwirtschaft im Europa des
18. Jahrhunderts. Vor dem Hintergrund des
Holzmangels im praindustriellen Europa be-
schrieb Carl von Carlowitz jenen Umgang mit
der Ressource Holz als nachhaltig, in dem ein
Gleichgewicht bestiinde zwischen dem Holz,
das geschlagen und genutzt wurde, und den
Baumen, die neu gepflanzt wurden. Zeit spielt
in diesem frilhen Nachhaltigkeitskonzept ei-
ne grof3e Rolle und zwar in zweierlei Hinsicht.
Zum einen im Bewusstsein der Regenerations-
zeit natirlicher Ressourcen und zum anderen
in der Vorsorge fir die Zukunft, in der der Roh-
stoff Holz ebenfalls noch verfiigbar sein sollte.

Zu gangigen Begriffen in Wissenschaft, Po-
litk und Gesellschaft wurden Nachhaltig-
keit und nachhaltige Entwicklung durch den
Brundtland-Bericht von 1987." Dieser Bericht
der Weltkommission fiir Umwelt und Entwick-
lung der Vereinten Nationen definierte nach-
haltige Entwicklung als ,Entwicklung, die die
Bedurfnisse der Gegenwart befriedigt, ohne zu
riskieren, dal3 kiinftige Generationen ihre eige-
nen Bedirfnisse nicht befriedigen kdnnen. In-
tergenerationelle Gerechtigkeit, das heif3t, das
Ziel, kommenden Generationen vergleichbare
Moglichkeiten zur Gestaltung ihres Lebens zu
erhalten, war wesentlicher Teil des Nachhaltig-
keitsgedankens. Inzwischen wird unter Nach-
haltigkeit nicht allein ein schonender Umgang
mit Natur und Umwelt verstanden, es werden
vielmehr auch soziale und 6konomische As-
pekte - Gerechtigkeit, Minderung (globaler)
sozialer Ungleichheit, gesellschaftlicher Wohl-
stand - flr relevant erachtet, um Nachhaltig-
keit beziehungweise die nachhaltige Entwick-
lung von Gesellschaften zu erreichen. In wel-
chem Verhiltnis die drei Dimensionen Okolo-
gie, Okonomie und Soziales zueinander stehen,
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| SUFFIZIENZ |

} | KONSISTENZ | {

| EFFIZIENZ |

Beispiel Wohnen Beispiel Mobilitat

SUFFIZIENZ

Veranderung sozialer Praktiken
und Setzen absoluter Grenzen

A\
1 g

N

In Deutschland
zugelassene PKW
1990: ca. 30,6 Mio PKW
2020: ca. 47,7 Mio PKW

Durchschnittliche
Wohnflache pro Kopf
in Deutschland:
1990: ca. 35 m?

2020: ca. 47 m?

KONSISTENZ

Kreislauffiihrung,
regenerative
Ressourcen

EFFIZIENZ

Erh6hung des Wirkungsgrades

EINE KOMBINATION DER DREI STRATEGIEN
im Sinne starker Nachhaltigkeit bedeutet einerseits zu ermitteln,
welche Bedarfe es gibt und andererseits zu definieren, wie viele
Ressourcen fiir dieses Bediirfnis zur Verfiigung stehen. Am Bei-
spiel Flache und Mobilitat: Vorausgesetzt wird, Menschen wollen
mobil sein und sich moglichst uneingeschrénkt in einer Stadt be-
wegen konnen. Wenn Verkehrsflachen nicht ausgeweitet werden

sollen, gilt es abzuwégen, wie sowohl die Zahl der Wege als auch
die Weglangen verkuirzt werden und wie moglichst viele Men-
schen ihr Mobilitatsbedurfnis niedrigschwellig, sicher und be-
quem erfillen konnen (SUFFIZIENZ).
Die entsprechenden Verkehrsmittel sollten auf der Basis erneuer-
barer Energietrager (KONSISTENZ) so effizient (EFFIZIENZ) wie
moglich gestaltet werden.
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ob gleichberechtigt nebeneinander oder vom
Primat einer der drei Dimensionen bestimmt,
ist Gegenstand vielféltiger Diskussionen. Ob
man etwa von der Notwendigkeit des vorran-
gigen Schutzes und Erhalts der 6kologischen
Grundlagen ausgeht, hangt auch davon ab,
fur wie sinnvoll, realistisch und zielfihrend die
Kompensation oder Reduktion von Umwelt-
verdnderungen durch sozio-technische Inno-
vationen oder durch wirtschaftliches Wachs-
tum gehalten wird.

Womit wir bei den Nachhaltigkeitsstrategien
wadren.

Ein Leitbild, drei Strategien:
Effizienz, Konsistenz
und Suffizienz

Gemeinsam ist den Strategien Effizienz, Kon-
sistenz und Suffizienz, dass mit ihnen die abso-
lute Reduktion des Ressourcenverbrauchs zur
Bewahrung der materiellen und 6kologischen
Basis menschlicher Existenz erreicht werden
soll. Vom Sozialen und der Okonomie wird
noch die Rede sein.

Zentrale Unterschiede zwischen den drei
Strategien gibt es in Bezug auf die Gibergeord-
neten Ziele und die Mittel, mit der die Reduk-
tion erreicht werden soll, und hinsichtlich des-
sen, was verandert wird. Differenzen finden
sich zudem im zeitlichen Horizont, in Bezug
auf mogliche Rebound-Effekte und mit Blick
auf die angestrebte Verdanderung gegenwartig
dominanter Lebens- und Konsumweisen.

Die bekannteste der drei Strategien, die Effi-
zienz, sucht den Ressourcenverbrauch zu redu-
zieren, indem Energie und Material so einge-
setzt werden, dass mit weniger Input mehr Re-
sultate erzielt werden konnen. Als effizient gel-
ten Produkte oder Produktionsprozesse, wenn
sie bei geringerem Material- oder Energieein-
satz gleichwertige oder mit derselben Menge
an investierter Energie oder Ressourcen bes-
sere Bilanzen hinsichtlich ihrer Leistungsfahig-
keit aufweisen konnen. Im Zentrum der Effizi-
enz steht die Erhohung der Material-, Ressour-
cen- und Energieproduktivitdat durch techni-
sche Innovationen oder Prozessoptimierung.
Effizienzsteigerung bietet erhebliches Poten-
tial zur Drosselung des Ressourcenverbrauchs,
allerdings nur wenn gewahrleistet ist, dass ein-
gesparte Energie oder nicht genutztes Materi-
al tatsachlich ungenutzt bleibt. Mit einer Viel-

zahl von Studien hingegen ist inzwischen fol-
gender problematische Zusammenhang be-
legt: Einsparungen werden oft durch eine ver-
starkte oder veranderte Nutzung von Gitern
nicht vollstandig ausgeschopft, nivelliert oder
gar Uberkompensiert. Der Zusammenhang
zwischen Effizienzeinsparungen und vermehr-
tem Ressourcenverbrauch durch Verhaltens-
verdnderungen wird in der Nachhaltigkeits-
forschung als Reboundeffekt bezeichnet.? Ei-
ne Ursache fiir Reboundeffekte sind geringe-
re Herstellungskosten und in der Folge nied-
rigere Verkaufspreise, die sich in gesteigerter
Nachfrage nach und verénderter Nutzung von
Gltern niederschldgt. Die Entwicklung effizi-
enterer Autos zum Beispiel hat — in Kombina-
tion mit wachsendem gesellschaftlichen Wohl-
stand - dazu beigetragen, dass in den letzten
Jahrzehnten nicht nur die PKW-Zulassungs-
zahlen kontinuierlich gestiegen sind, sondern
auch die zurlickgelegten Personenkilometer.
Zudem werden groBere und leistungsstarkere
Wagen produziert und gekauft. Grundsatzlich
mogliche Effizienzgewinne und daraus ableit-
bare Umweltentlastungen hingegen blieben
aus.

Die Strategie der Konsistenz basiert darauf,
Produktionsprozesse so zu organisieren, dass
sie in moglichst geschlossenen Stoffkreislau-
fen, mit anderen Worten als Kreislaufwirtschaft,
funktionieren. Das bedeutet auch, Abfallstof-
fe und Emissionen zu vermeiden, um nicht nur
Ressourcen zu schonen, sondern zudem die
Belastung von Senken - Walder, Boden, Mee-
re und Moore, die Co, aufnehmen und bin-
den - zu minimieren. Von Menschen geschaf-
fene Produkte und Technologien sollen idea-
lerweise so gestaltet sein, dass sie Ressourcen
und Okosysteme erhalten und Umweltzersto-
rungen umgehen. Naturvertragliche, an na-
tirliche Rhythmen und Systeme angepasste
Energie- und Ressourcennutzung soll den blo-
Ben Ressourcenverbrauch ersetzen. Beispie-
le fir die Anwendung der Konsistenzstrategie
ist die Energiewende in Deutschland, durch
die erneuerbare Energiequellen fossile Ener-
gietrdger zur Stromerzeugung abldsen sollen,
oder die 6kologische Landwirtschaft, die auf
eine umweltschonende Herstellung von Le-
bensmitteln setzt. Im Alltag begegnet uns die
Konsistenzstrategie dariiber hinaus in Form
von Pfandsystemen oder Papierrecycling. Kon-
sistenz zielt also auf den Erhalt von Ressour-
cen, Materialien und Produkten durch die Nut-
zung regenerativer Stoffe einerseits und mog-
lichst langer Nutzungsdauer, Pflege, Repara-
tur und Wiederverwertung andererseits. Wer-
den nicht erneuerbare Ressourcen eingesetzt,



so steht Konsistenz fir das
moglichst vollstindige Re-
cycling der Stoffe und Mate-
rialien. Die Konsistenzstrate-
gie birgt ebenfalls erhebliche
Ressourceneinsparpotentia-
le. Allerdings gibt es auch hier
Hinweise auf Reboundeffekte
- man denke etwa an das Fahr-
zeug mit umweltschonender

Suffizienz bedeutet, den Res-
sourcen- und Naturverbrauch
durch andere Verhaltens-
muster und Lebensweisen zu
verringern. Als Nachhaltig-
keitsstrategie bedeutet dies,
danach zu fragen, was notig
ist, was ausreicht und wie viel
geniigt, um ein gelingendes,
ein gutes Leben zu fiihren.
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energetischer Sanierung wird
eine Ertlichtigung von beste-
henden Gebduden ebenfalls
primdr durch Dammung ver-
standen, durch die Energie-
verluste minimiert und damit
der CO,-Verbrauch verringert
werden. Mitunter kommen
auch langlebige, erneuerba-
re oder recyclingfahige Bau-

Antriebstechnik, das genau

dieser Technik wegen intensiver genutzt wird.
Zudem verlangt der Anspruch, gesellschaftli-
che Energie- und Materialflisse an natirliche
Stoffkreislaufe anzupassen, erhebliche langfris-
tige technische Neuerungen. Nicht zuletzt wa-
ren tiefgreifende gesellschaftliche Verdnderun-
gen notig, um beispielsweise 100 Prozent des
Energiebedarfs aus Erneuerbaren zu gewin-
nen. Sollte das realisiert werden, musste nicht
nur ein Vielfaches der heutigen Flachen fir
die Energiegwinnung genutzt werden, auch
Produkte, Produktionsprozesse und Vertriebs-
wege missten deutlich umgstaltet werden.?
Man ahnt, wie weit dieser Weg ist, wenn man
die langsame Entwicklung der Elektromobilitat
und den entsprechenden Ausbau der Ladeinf-
rastruktur beobachtet.

Wahrend Effizienz und Konsistenz durch die
Verénderung von Produkten und Produktions-
prozessen weniger Ressourcen aufwenden sol-
len, setzt die Suffizienz bei den Menschen und
deren Bedirfnissen an. Suffizienz bedeutet,
den Ressourcen- und Naturverbrauch durch
andere Verhaltensmuster und Lebensweisen
zu verringern. Der Begriff leitet sich ab vom
lateinischen Verb sufficere, das mit ausreichen,
geniigen oder fahig sein Ubersetzt wird. Als
Nachhaltigkeitsstrategie bedeutet das, danach
zu fragen, was notig ist, was ausreicht und wie
viel genligt, um ein gelingendes, ein gutes Le-
ben zu fuhren. Damit riicken Bedirfnisse, All-
tagspraktiken und Konsumverhalten und nicht
Produkte ins Blickfeld. Mit anderen Worten: Ef-
fizienz und Konsistenz setzen auf im weitesten
Sinn technische, Suffizienz dagegen auf soziale
Innovationen.

Der Unterschied zwischen den Strategien
sei schlaglichtartig an zwei Themenfeldern aus
den Bereichen verdeutlicht, die in dieser Bro-
schire ein zentrale Rolle spielen: Wohnen und
Mobilitat. Nachhaltigkeit im Bereich Wohnen
wird gegenwadrtig primdr mit Nachhaltigkeit
beim Bauen Ubersetzt. Beim Neubau heif3t das
insbesondere verbesserte Warmeddammung
und der Einsatz erneuerbarer Energien fiir Hei-
zung, Beleuchtung und Warmwasser. Unter

stoffe zum Einsatz. Diese bau-
lichen und technischen MaBnahmen zur Nach-
haltigkeit sind den Strategien der Konsistenz
und Effizienz zuzuordnen. Sich mit der Suffizi-
enzstrategie dem Wohnen zu widmen bedeu-
tet hingegen zum Beispiel, zu iberlegen, wel-
che unterschiedlichen Bedirfnisse sich mit
dem Wohnen verbinden und wie diese befrie-
digt werden kénnen, ohne bestdandig ,mehr
haben wollen zu mussen”, wie Uta von Win-
terfeld den Druck beschrieben hat, der durch
permanentes Wachstumsstreben entsteht.* So
verandert sich im Lebensverlauf etwa der Be-
darf an Platz. Suffizienz meint in diesem Fall,
die vorhandenen Wohnungen und Gebdude
zu nutzen, ohne dem Bestehenden etwas Neu-
es hinzuzufiigen. Mdgliche Alternativen wa-
ren Wohnungstausch, flexible Grundrisse oder
mehr Flachen, die gemeinschaftlich genutzt
werden. Sollten neue Wohnungen zwingend
erforderlich sein, ist zu prifen, wie das Wohn-
umfeld gestaltet sein muss, damit trotz kleiner
Wohnflache pro Kopf die Lebensqualitat erhal-
ten bleibt.

Dieselbe Denkbewegung lasst sich im Be-
reich Mobilitdt nachvollziehen. Mit Effizienz-
und KonsistenzmalBBnahmen wird derzeit pri-
mar versucht, Autos als dominante Verkehrs-
mittel nachhaltiger zu machen. Sie werden in
der Herstellung und im Verbrauch optimiert
oder mit neuen Antriebstechnologien basie-
rend auf erneuerbaren Energiequellen ausge-
stattet. Zuvorderst sei hier die Forderung der
Elektromobilitdt genannt. Mobilitdt durch die
Brille der Suffizienz betrachtet bedeutet Losun-
gen fir das zugrundeliegende Anliegen zu fin-
den: Fur das Bedurfnis sicher, schnell und kom-
fortabel von A nach B zu gelangen. Gibt es Al-
ternativen zum Auto? Fir die individuelle Mo-
bilitdt geraten das Fahrrad, der OPNV, das Zu-
FuB-gehen oder die geteilte Nutzung privater
PKW in den Blick. In Bezug auf die Mobilitats-
infrastruktur heillt Suffizienz, Mdglichkeiten
zu schaffen, diese Fortbewegungsarten durch
den Ausbau entsprechender Infrastrukturen
und kostengiinstiger Angebote beim OPNV zu
fordern. Daneben gilt es unter dem Blickwinkel
der Mobilitatssuffizienz grundsatzlich danach
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Pointiert formuliert: Effi-
zienz und Konsistenz wohnt
das Versprechen inne, alles
konne so bleiben, wie es ist,
nur mit besseren Produkten
und Produktionsprozessen.
Suffizienz hingegen geht
von nicht ausweitbaren 6ko-
logischen Grenzen aus und
stellt Wachstum als domi-
nanten Konfliktlésungsmo-
dus moderner Gesellschaf-
ten grundsitzlich in Frage.

zu fragen, welche Infrastrukturen/
Bedingungen es ermdglichen, die
Wegeldnge und Wegeanzahl insge-
samt zu verringern.

Den drei Strategien gemeinsam
sind die Anerkennung 6kologischer
Grenzen und die daraus abgeleite-
te Erkenntnis, dass der Ressourcen-
und Naturverbrauch eingeschrankt
werden muss, um soziale und 6ko-
logische Gerechtigkeit in Gegen-
wart und Zukunft zu ermdglichen.

Ein wesentlicher Unterschied zwi-
schen den Dreien besteht indes darin, dass ins-
besondere die Effizienz- aber auch die Konsis-
tenzstrategie von der Vorstellung getragen
wird, Wachstum und Ressourcenverbrauch
entkoppeln zu kénnen. Mit anderen Worten,
dass es moglich ist, aus dem Vorhandenen mit-
tels technischer Innovationen qualitativ und
quantitativ mehr machen zu kénnen. Die Suf-
fizienz hingegen hélt Entkopplung und damit
unbegrenztes 6konomisches Wachstum vor
dem Hintergrund begrenzter Ressourcen fir
unmoglich. Die drei Strategien unterscheiden
sich deshalb auch in Bezug auf die zu ihrer Re-
alisierung notwendige Eingriffstiefe in gesell-
schaftliche Prozesse. Pointiert formuliert: Effi-
zienz und Konsistenz wohnt das Versprechen
inne, alles kdnne so bleiben, wie es ist, nur mit
besseren Produkten und Produktionsprozes-
sen. Suffizienz hingegen geht von nicht aus-
weitbaren 6kologischen Grenzen aus und stellt
Wachstum als dominanten Konfliktldsungsmo-
dus moderner Gesellschaften grundsatzlich in
Frage. Entsprechend beinhaltet Suffizienz im-
mer die Frage nach der gerechten Verteilung

von Ressourcen. Denn wenn aus

In der Nachhaltigkeitsfor-
schung wird seit geraumer
Zeit darauf hingewiesen,
dass sich die drei Strategien
erginzen, ja, dass ihre Kom-
bination zwingend notwen-
dig ist, um die jeweiligen
Einsparpotentiale realisie-

dem Vorhandenen nicht mehr ge-
macht werden kann, muss das zur
Verfigung stehende geteilt wer-
den.’ Die Kombination aus implizi-
ter Wachstumskritik, 6kologischen
Grenzen und Verteilungsfragen
macht Suffizienz zu einer komple-
xen und konfliktreichen Angelegen-

ren zu kénnen  heit (siehe Kapitel IlI).

In der Nachhaltigkeitsforschung wird seit ge-
raumer Zeit darauf hingewiesen, dass sich die
drei Strategien ergdnzen, ja, dass ihre Kombi-
nation zwingend notwendig ist, um die jewei-
ligen Einsparpotentiale realisieren zu kdnnen.®
Um die negativen Effekte der technikbasierten
Strategien und insbesondere Reboundeffekte
zu minimieren, wdre es zwingend notwendig,
die Suffizienz als Rahmenkonzept zu fassen
und deren Ausgestaltung nach Effizienz- und

Konsistenzgesichtspunkten zu betreiben. Fir
das Mobilitdtssystem hie3e das etwa, den mo-
torisierten Individualverkehr weitestgehend
einzuschranken und nachhaltigen Verkehrs-
formen (OPNV, Rad- und FuBverkehr) deut-
lich mehr Platz und Unterstlitzung zu geben.
Wirde zusatzlich die technische Ausstattung
der Verkehrsmittel ressourceneffizient und auf
der Basis erneuerbarer Energietrager gestaltet,
kdonnten sich die Einsparungen, die sich aus
Verhaltensdanderungen und technischen Fort-
schritten ergeben, addieren. Von Suffizienz
oder Geniigsamkeit als Leitmotiv gesellschaft-
licher Entwicklung allerdings kann bisher nicht
die Rede sein. In einer wachstumsorientierten
Welt, in der technische Entwicklungen, basie-
rend auf historischer Erfahrung, gleichbedeu-
tend mit gesellschaftlichem Fortschritt sind, ist
allein die Frage, ob weniger genug sein kénnte,
ein Affront.

Das Weniger gestalten:
Suffizienzpolitik

Suffizienzpolitik meint die Forderung von
MafBnahmen, die den Ressourcenverbrauch in
der Produktion und beim Konsum begrenzen.
Als Nachhaltigkeitsstrategie, als planvoller An-
satz also, dessen Perspektiven, Instrumente
und MaBBnahmen geférdert und genutzt wer-
den konnen, ist Suffizienz bis heute nicht auf
der klima- oder umweltpolitischen Tagesord-
nung. Auf die Bedeutung von (kommunaler)
Suffizienzpolitik ist in den letzten Jahren zu-
meist von Wissenschaftler*innen und Umwelt-
aktivist*innen hingewiesen worden. Bislang
mit begrenzter Resonanz. Wahrend Umwelt-
techniken, Ressourceneffizienz und Malnah-
men, die die Konsistenzstrategie vorantreiben,
okonomisch und institutionell vielfdltige Un-
terstlitzung von Politik und Wirtschaft erfah-
ren, kann dies fir die Suffizienzstrategie nicht
in gleicher Weise konstatiert werden.

Politische Interventionen zur Suffizienz be-
schranken sich zumeist auf normativ gerahm-
te Apelle. Einwohner*innen werden aufgeru-
fen, Maf3 zu halten und verantwortlicher zu
konsumieren. Man solle weniger fliegen, weni-
ger Fleisch essen, auf Autobahnen langsamer
fahren, haufiger zu Fu3 gehen oder 6ffentliche
Verkehrsmittel nutzen. Der Suffizienzgedanke
wird hier in Form von Aufrufen zum Verzicht
beim persénlichen Konsum artikuliert. In eine
dhnliche Richtung zielt das Konzept des 6kolo-
gischen FuBabdrucks, eine Art Buchhaltungs-
system flr den individuellen Ressourcenver-



brauch, mit dem sich berechnen
lasst, wie viel Flache bendtigt
wird, um die jeweilige Konsum-
weise zu realisieren.” Auch die
viel diskutierte Kennzeichnungs-

In dieser Publikation
geht es um Suffizienzpo-
litiken, die die Redukti-
on des Naturverbrauchs

nicht als individuelle

II. Suffizienz als kommunale Nachhaltigkeitsstrategie

zumindest nicht allein und aus-
schlieBlich, vom Individuum und
seinen Konsumentscheidungen
abhdngig, sondern steht im un-
mittelbaren ~ Zusammenhang

pflicht fir Lebensmittel verortet  Aufgabe sondern als ge-  mit gesellschaftlichen Rahmen-
die Verantwortung flr ressour-  sellschaftliche Heraus- bedingungen. Kommunale Suf-
censchonendes oder ressour- forderung begreifen. fizienzpolitik ist in diesem Sinn

cenintensives Verhalten beim In-

dividuum. Wenn Verbraucher*in-

nen nur ausreichend informiert sind, stellt sich,
so der fromme Wunsch, das nachhaltige Han-
deln mit den entsprechenden Umwelteffekten
gewissermalen von selbst ein.

In dieser Publikation geht es um Suffizienz-
politiken, die die Reduktion des Naturver-
brauchs nicht als individuelle Aufgabe son-
dern als gesellschaftliche Herausforderung
begreifen. Um Politiken also, die darauf abzie-
len, Menschen in die Lage zu versetzen, sich
in ihrem Alltag so zu verhalten, dass sie weni-
ger Ressourcen verbrauchen. Denn das Aus-
maf des Ressourcenverbrauchs ist nicht, oder

nicht der Versuch, Menschen da-

zu zu bewegen, sich anders zu
verhalten. Vielmehr besteht die Herausforde-
rung darin, Infrastrukturen und Dienstleistun-
gen so zu gestalten, dass Menschen moglichst
wenige Ressourcen verbrauchen und dennoch
ihre Bedurfnisse befriedigen kdnnen. Kurz: Es
geht um die Gestaltung von kommunalen Inf-
rastrukturen und Dienstleistungen, die ein res-
sourcenschonendes Verhalten ermdglichen
und nahelegen.

Ob und in welchem Umfang ein ressour-
cenleichtes Leben mdoglich ist, hangt von kul-
turellen Leitbildern ebenso ab wie von den
zur Verfligung stehenden Infrastrukturen. Bei-

. Stillstand

30 km/h

. 50 km/h

PKW, mit 1,4 Personen besetzt

Bus, 40% besetzt

Fahrrad Bus, 20% besetzt StraBenbahn/
Tram, 20 %

besetzt

Dargestellt ist die Flciche, die unterschiedliche Verkehrsarten — PKW, Bus, Stralsenbahn,

Stadtbahn, Fahrrad, Fulsgédnger*in — pro Person in Anspruch nehmen. Berechnungsgrund-

lage sind Ldnge und Breite der Verkehrsmittel, deren Bremsweg plus der doppelte Reaktions-

weg als Sicherheitsabstand. Das Auto benétigt mit Abstand die meiste Flciche, wihrend der

OPNV, insbesondere bei hoher Auslastung, flichenschonend ist.
Daten: Martin Randelhoff. zukunft-mobilitét.net. CC BY 3.0
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des pragt Normalitdtsvorstellungen und Er-
wartungshaltungen. Der Besitz eines Einfa-
milienhauses oder einer Eigentumswohnung
gilt als wesentliches Merkmal dafiir, es im Le-
ben zu etwas gebracht zu haben. Ahnlich ver-
hélt es sich mit grof3en, leistungsstarken Autos.
Wie stark Leitbilder verankert sind, wird immer
dann spirbar, wenn sie in Frage gestellt wer-
den. In den mit groBer Verve, ja mitunter Ag-
gression gefiihrten Diskussionen um das Tem-
polimit auf Autobahnen oder um die Einflih-
rung der sogenannten Pop-up Bike Lanes geht
es eben nicht nur um konkurrierende (um-
welt-)politische Positionen. In diesen Debatten
wird vielmehr auch um gesellschaftliche Wert-
haltungen und um das, was als normal, was als
gegeben gelten kann, gerungen. Suffizienzpo-
litik kann dazu beitragen, Normalitatsvorstel-
lungen zu verschieben, indem durch die Ge-
staltung urbaner Rdume nachhaltige Verhal-
tensweisen unterstiitzt und nicht-nachhaltiges
Handeln erschwert wird.

Suffizienzpolitik und
Fldéchenknappheit

,Kauft Land, es wird keines mehr gemacht’,
soll Mark Twain gesagt haben. Tatsachlich lasst
die steigende Nachfrage nach Land verfligba-
re Flachen in Kommunen knapp werden. Der
Wohnflachenbedarf steigt kontinuierlich, je-
des Jahr werden mehr und immer gréBBere Au-
tos zugelassen, gleichzeitig sollen Nachhaltig-
keitsziele erreicht und Ressourcen in Stadten
geschont werden. Stadte sollen lebendig und
lebenswert sein — und resilient werden gegen-
Uber den Folgen des Klimawandels und ande-
ren gravierenden Umweltverdnderungen. In
vielen Kommunen wird zunehmend spiirbar,
wie die Knappheit der Flachen die politischen
Handlungsspielrdume der lokalen Politik und
Verwaltung einschrankt. Weil es vielerorts kei-
ne oder nur noch wenige Flachen in kommu-
naler Hand gibt, kdnnen Kommunen entste-
hende Konkurrenzen zwischen unterschiedli-

chen Nutzungsanspriichen weniger

Die entstehenden Konflikte
kénnen aber oftmals nicht
mehr durch Wachstum,
sprich durch eine weitere
Ausdehnung der Siedlungs-
fliche in den Auflenbereich
gelost werden, da dort
Flachenknappheit herrscht
oder anderer Nutzungs-
anspriiche bestehen.

direkt mitgestalten. Die entstehen-
den Konflikte kdnnen aber oftmals
nicht mehr durch Wachstum, sprich
durch eine weitere Ausdehnung
der Siedlungsflache in den Auf3en-
bereich gelost werden, da dort Fl&-
chenknappheit herrscht oder ande-
re Nutzungsanspriiche bestehen.
Zudem stellt der Flachenverbrauch
ein aktuell virulentes 6kologisches

Problem dar, da téglich noch immer rund 66
Hektar Land neu in Anspruch genommen wer-
den. Und nicht zuletzt stehen bei der Nutzung
von Flachen immer auch soziale Fragen im Fo-
kus, die sich, einhergehend mit der angespro-
chenen Knappheit, in zahlreichen Kommunen
zusehends verscharfen und stadtische Rau-
me zu umkampften Rdumen werden lassen.®
Wohnen und Mobilitat sind die beiden Berei-
che, die den gréf3ten Beitrag zur Flacheninan-
spruchnahme leisten.

Doch woher kommt der Hunger nach Fla-
che? In den letzten Jahrzehnten haben wach-
sender gesellschaftlicher Wohlstand und kul-
turelle Leitbilder den Flachenverbrauch befor-
dert. Diverse Subventionen und Steuererleich-
terungen, wie etwa die Pendlerpauschale, die
Abwrackprdamie, das Baukindergeld oder die
Eigenheimzulage schufen zudem Anreize fir
ressourcenintensive Lebensstile. Ahnliche Dy-
namiken zeigen sich im Mobilitdtsbereich in
Bezug auf das Automobil, dessen Verbreitung
als Hauptursache fiir die Flacheninanspruch-
nahme im Verkehrssektor gelten kann, schlicht
weil das Auto ein flachenintensives Verkehrs-
mittel ist. Der Flachenbedarf liegt sowohl im
ruhenden Verkehr als auch in der Nutzung um
ein Vielfaches iiber dem des OPNV, des Rad-
oder FuBlverkehrs. Analog zum Wohnbereich
gibt es auch hier verschiedene soziokulturel-
le, 6konomische und politisch-rechtliche Rah-
mensetzungen, wie das sogenannte Dienstwa-
genprivileg oder Stellplatznachweispflichten,
die eben diese Mobilitdtsform gegeniber 6f-
fentlichen und flachensparenden Alternativen
wie Bus, Bahn oder Fahrrad bevorzugen.

Zudem liegt in der Finanzierung der Kommu-
nen selbst eine Ursache fiir deren oftmals ex-
pansive Flachenpolitik. Da die mal3geblichen
Einnahmen der Kommunen von Einwohner*in-
nenzahlen und Gewerbeansiedlungen abhan-
gig sind, konkurrieren diese im Wesentlichen
Uber die Ausweisung von attraktivem Bauland

- als Angebot an Einwohner*innen und Gewer-
bebetriebe - miteinander und lassen so noch
immer den Flachenbedarf steigen.

Von gestern?
Kommunale
Suffizienzpolitik

Um dem Druck auf die Flache zu begegnen,
greifen Kommunen, manche davon werden
in Kapitel IV ndher beschrieben, auf viele be-



reits seit Jahrzehnten in der Stadtentwicklung
und Raumplanung bekannte Konzepte zuriick.
Sei es das Leitmotiv der Stadt der kurzen We-
ge, die funktionsgemischte Stadt oder die ein-
gangs bereits erwdhnte Innen- vor Auflenent-
wicklung. Diese MalBnahmen verbindet die Vi-
sion einer Stadt als Konglomerat kleinteiliger
Strukturen, die Uberschaubar sind und in de-
nen die Bedirfnisse des Alltags mit moglichst
wenig Aufwand befriedigt werden kdnnen. Fir
Jan Gehl lasst sich dies realisieren, wenn Stadte
nach ,menschlichem MaR" gestaltet werden.’
Gehl, Stadtplaner und Architekt aus Kopenha-
gen, hat maBBgeblich dazu beigetragen, die da-
nische Hauptstadt in den letzten Jahrzehnten
nach dieser Pramisse umzugestalten. Mensch-
liches Mal3 bedeutet zum Beispiel die Mobili-
tatsinfrastruktur nicht am Tempo der Automo-
bilitat auszurichten, sondern an dem der Ful3-
gdnger- und Fahrradfahrer*innen. In Kopen-
hagen wurde Stadtentwicklung dem entspre-
chend in den vergangenen 40 Jahren genau
gegenldufig zum dominanten Modell der au-
togerechten Stadt praktiziert. Sukzessive wur-
de das Autofahren deprivilegiert, die Nutzung
des Fahrrads oder das Zu-FuB3-Gehen hinge-
gen gefordert; durch Strallensperrungen, Tem-
polimits und die Wegnahme von Parkplatzen
einerseits sowie den erheblichen Ausbau der
Fahrradinfrastruktur auch weit jenseits der In-
nenstadt andererseits. Kopenhagen zdhlt heu-
te zu einer der fahrradfreundlichsten Stadte
der Welt und wurde wiederholt zu der Stadt
mit der hochsten Lebensqualitat gewahilt.

In einer Umfrage aus dem Jahr 2018 wurden
die Einwohner*innen von Kopenhagen ge-
fragt, warum sie das Fahrrad nutzen.® Die Ant-
worten waren sehr aufschlussreich: Nur sieben
Prozent der Befragten gaben an, das aus Um-
weltschutzgriinden zu tun. Dagegen sagten 56
Prozent, sie radelten, weil sie so am schnells-
ten in der Stadt voran kdmen und weil das die
einfachste Fortbewegungsart sei. Alles, was an
der Nutzung des Rades jenseits der Schnellig-
keit positiv zu nennen ware, gesundheitliche
oder 6kologische Aspekte etwa, taucht in der
Statistik nur am Rande auf. In Kopenhagen ist
es gelungen, mit politischen Entscheidungen
und der entsprechenden Veranderung von In-
frastrukturen ein Umfeld zu schaffen, in dem
es flir Menschen aus rein alltagspraktischen
Griinden sinnvoller und praktischer ist, das Au-
to stehen zu lassen und das Fahrrad zu nutzen.

Jan Gehl ist sehr erfolgreich mit seiner Idee
,Stadte fur Menschen”, so der Titel seines be-
kanntesten Buches, zu entwickeln. Stadte, die
aus lebendigen Nachbarschaften und klein-

Il. Suffizienz als kommunale Nachhaltigkeitsstrategie

teiligen, heterogenen, dichten, nutzungsge-
mischten Quartieren bestehen, welche sich
um offentliche Platze oder Griinanlagen grup-
pieren und in denen man zu Fu den GrofRteil
der Wege zuriicklegen kann. Gehls Biiro be-
rat Stadte auf der ganzen Welt. Das Vorgehen
zeigt, dass Suffizienz als Nachhaltigkeitsstra-

Kopenhagen gilt als die fahrradfreundliche Stadt schlechthin. Fragt man die

Kopenhagener*innen warum sie das Fahrrad benutzen, wird deutlich, wie die

ddnische Hauptstadt zu ihrem Ruf kommt: Fahrradfahren wird
die schnellste und einfachste Art der Fortbewegung angesehen
Daten: City of Copenhagen, 2017

Griinde in Kopenhagen
Fahrrad zu fahren

von Vielen als

Esist schneller

Esist leichter

Fiir die Bewegung

Es ist glinstig

Esist bequemer

Es ist umweltfreundlich

25 Prozent

aller Familien in
Kopenhagen mit

2 Kindern haben ein

Lastenfahrrad.
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Das
Lastenfahrrad

ersetzt

in 30 Prozent aller
Haushalte, die ein
Lastenrad besitzen,

ein Auto.

tegie im Rahmen von Stadtentwicklungspro-
zessen, Lebensqualitat und soziale und 6kolo-
gische Nachhaltigkeit miteinander verbinden
kann. Allein: Die Idee ist nicht neu. Bereits mit-
telalterliche Stadte waren in Teilen so beschaf-
fen. Man kann den Eindruck gewinnen, dass
auch dieser Mangel an Originalitat ein Grund
ist fir die vielfédltigen Widerstande, auf die die-
jenigen stof3en, die Konzepte wie die Stadt der
kurzen Wege umsetzen mochten. Viele Suf-
fizienzmalBnahmen sind nicht grundlegend
neu im Sinne von etwas noch nie Gedachtem
oder Praktiziertem. Die Suffizienz bedient, an-
ders als die Konsistenz und die Effizienz, kein
klassisches Fortschrittsversprechen. Sie ent-
tauscht die Hoffnung, mit bis dato unbekann-
ten technischen Innovationen oder schlicht
durch Wachstum Probleme 16sen zu kdnnen,
ohne gegenwadrtiges Handeln und Normali-
tatserwartungen grundlegend verandern zu
mussen. Suffizienz als Nachhaltigkeitsstrate-
gie zu verfolgen bedeutet, gravierende Veran-
derungen voranzutreiben und mitunter unbe-
queme Entscheidungen treffen zu missen. Un-
bequem deshalb, weil es den gdngigen Nor-
malitdtserwartungen nicht entspricht, auf et-
was zu verzichten. Und wenn schon verzichtet
werden muss, dann ware es doch wenigstens
schon, daflir etwas zu bekommen, das neu ist
und nichts, das man bereits kennt oder zu ken-
nen glaubt.

Suffizienzpolitik verortet die Verantwortung
fuir eine sozial und 6kologisch nachhaltige und
gerechte Zukunft nicht primér in der Okono-
mie und nicht im Bereich der Technik, sondern
beim Gemeinwesen. Dort sollen die Konturen
einer Gesellschaft des Weniger umrissen wer-
den, denn Nachhaltigkeit ist keine individuelle
Aufgabe. Gemessen an den globalen Heraus-
forderungen kann es dies gar nicht sein. Sich
gemeinschaftlich fiir Suffizienzpolitik einzu-
setzen bedeutet vor allem, nicht nur zu fragen,
was zu viel ist, sondern sich fuir das Recht jedes
Einzelnen einzusetzen, ,nicht immer mehr ha-
ben wollen zu missen®!"

Viele Suffizienzmafinahmen
sind nicht grundlegend neu
im Sinne von etwas noch nie
Gedachtem oder Praktizier-
tem. Die Suffizienz bedient,
anders als die Konsistenz und
die Effizienz, kein klassisches
Fortschrittsversprechen.
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Die RegelmdBigkeit, mit der die politischen
Ziele im Umwelt- und Klimabereich verfehlt
werden, ldsst vermuten, dass es hier um struk-
turelle Probleme geht. Es gibt wirkmdchtige
6konomische, kulturelle, politische und rechtli-
che Zwiinge, die den Ressourcenverbrauch sys-
tematisch beférdern. Diese Zwdinge sollen im
folgenden Kapitel ausgeleuchtet werden, um
so die Spielrdéume von Suffizienzpolitik zu ver-
messen.

Auf die Frage eines Schiilers, womit der You-
Tuber Rezo in seinem ,Zerstérungs”-Video
recht habe, antwortete Bundeskanzlerin Ange-
la Merkel: ,Na, beim Klimaschutz, dass wir un-
sere Verpflichtungen nicht eingehalten haben.
Wenn man sich ein Ziel setzt und nicht einhalt,
dann muss man dazu Stellung nehmen.” Rezo
hatte sich in seinem Video vor allem der unzu-

reichenden Klimaschutzpolitik der Gro3en Ko-
alition gewidmet, dabei auf die Klimaschutz-
ziele fiir 2020 verwiesen, die krachend verfehlt
werden, und festgestellt: ,Vorsdtze machen
und diese dann nicht einhalten?! Dies ist etwas
fur Silvester, nicht aber flr verantwortungsvol-
le Politiker”.

Hatte Rezo den Blick Uber die Klimapolitik hi-
naus erweitert, so ware ihm aufgefallen, dass
die Nichteinhaltung politischer Zielsetzungen
im Umwelt- und Nachhaltigkeitsbereich eher
die Regel als die Ausnahme darstellt. Die an-
haltende Diskussion um die Uberschreitung
der Grenzwerte fir Stickoxide und Feinstaub in
deutschen Stadten ist ein weiteres prominen-
tes Beispiel, das selbst wiederum eine Folge der
Verfehlung von weiteren umweltpolitischen
Zielen darstellt. So zum Beispiel im Bereich der

Insgesamt 47 Mio. private

PKW fahren mittlerweile auf
Deutschlands StrafSen, Ten-
denz steigend.

© Brydon McCluskey, unsplash
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Abb. unten:
Fldchennutzung in
Deutschland in Hektar.
In den letzten 30 Jah-
ren sind in Deutsch-
land fast eine Million
Hektar Land fir die
Siedlungsentwicklung
in Anspruch genom-
men worden. (Eigene
Darstellung 2020 nach
Statistisches Bundes-
amt 2020).
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Mobilitat: Im Jahr 2009 verabschiedete die Bun-
desregierung ihren ,Nationalen Entwicklungs-
plan Elektromobilitat”, der vorsah, dass bis zum
Jahr 2020 von den damals etwa 41 Millionen
Autos auf deutschen Straflen mindestens eine
Million elektrisch angetrieben werden. Im Jahr
2019 zdhlte das Kraftfahrt-Bundesamt 83.200
zugelassenen Elektroautos in Deutschland. Da-
mit wird das Ziel der Bundesregierung auf ge-
radezu groteske Weise verfehlt. Da die 6kolgi-
sche Nachhaltigkeit von Elektromobildt um-
stritten ist, mag dies fir eine Mobilitdtswende
nur bedingt problematisch erscheinen. Schwe-
rer wiegt in diesem Zusammenhang aber das
Folgende: Im gleichen Zeitraum, also den ver-
gangenen 10 Jahren, sind weitere 5 Millionen
Autos mit Verbrennungsmotor hinzugekom-
men, so dass der Gesamtbestand sich mittler-
weile auf knapp 47 Millionen privat genutzte
PKWs belduft. Dabei lagen die Zulassungsra-
ten Ubrigens am hochsten in dem aus Umwelt-
sicht besonders problematischen Segment der
Sports Utility Vehicles (SUVs).

Noch ein Beispiel: In den letzten 30 Jahren
ist die Siedlungsflache in Deutschland um fast
eine Million Hektar angewachsen, aktuell wer-
den fur Strafen, Wohn- und Gewerbeflachen
taglich etwa 66 Hektar Land neu versiegelt.
Dies ist in mehrfacher Hinsicht problematisch,
da Land eine grundsatzlich begrenzte Ressour-
ce ist und versiegelte Flachen sowohl zum Ver-
lust von Biodiversitdt und fruchtbaren Béden
beitragen als auch die Verwundbarkeit von
Siedlungen gegentiber den Folgen des Klima-
wandels (wie Starkregenereignissen) erhéhen.
Da diese Problematik schon langer bekannt ist,
hatte sich die Bundesregierung bereits 2002 in
ihrer Nachhaltigkeitsstrategie darauf festge-
legt, den anhaltenden Flachenfral3, von damals
115 Hektar pro Tag, bis zum Jahr 2020 auf 30
Hektar pro Tag zu reduzieren. Derzeit sind die
taglichen Neuversiegelungen noch mehr als
doppelt so hoch; die Bundesregierung hat die
Erreichung des Flachenziels inzwischen auf das
Jahr 2030 verlegt.
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1 Sonstige Flachen
Industrie und Gewerbeflache

B Wohnbauflache

Sport-, Freizeit- und Erholungsflache

W Verkehrsflache
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— o Siedlungsflache

Eigene Darstellung 2020 nach
Statistisches Bundesamt 2020
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In diesem Kapitel liegt der Fokus auf den
Zwéngen, welchen Kommunen in Punkto Fla-
chenverbrauch ausgesetzt sind. Kommunen
nehmen elementare 6ffentliche Aufgaben fiir
die Menschen vor Ort wabhr. Sie stellen die we-
sentlichen Leistungen und Infrastrukturen fir
die Befriedigung der Grundbediirfnisse der
Einwohner*innen zur Verfligung (Daseinsvor-
sorge) und gewdhren eine Vielzahl von weite-
ren offentlichen Leistungen, die die Lebens-
qualitat und die soziale Teilhabe der Menschen
vor Ort sicherstellen.

Welche Entwicklungen treiben Kommunen
nun zu einer expansiven Siedlungspolitik, und
was hindert sie daran, darauf zu verzichten?
Die Antwort darauf liegt in einem komplexen
Zusammenspiel zwischen verschiedenen Ebe-
nen, das sich im Laufe der Zeit in Deutschland
etabliert hat und die Lebensstile und Verhal-
tensweisen der Menschen prdgt. Mit steigen-
dem Wohlstand haben sich auf der Grundlage
einer wachstumsorientierten Wirtschafts- und
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sicherer Handlungsraum

verlassen; erhohtes Risiko
gravierender Folgen

Menschheit agiert im si-
cheren Handlungsraum

Belastbarkeitsgrenze
nicht definiert.

Planetare Grenzen. Bei einer weiteren Ubernutzung
besteht die Gefahr einer Zerstérung der nattrlichen
Lebensgrundlagen im globalen Maf3stab. In dem
Bereichen ,Klimawandel” ,Biodiversitét” und ,Ver-
dnderung des Stickstoffzyklusses” gelten die Gren-

zen bereits als (berschritten.’

Sozialordnung kulturelle Leitbilder und per-
sonliche Lebensstile herausgebildet, die mit
kontinuierlich wachsenden und immer starker
individualisierten Anspriichen verknipft sind.
Diese werden wiederum durch politische und
rechtliche Rahmenbedingungen abgesichert.
Dies wirkt sich auch auf das Aufgabenver-
standnis der Kommunen aus. Steigende Anfor-
derungen an ihre Leistungen treiben Kommu-
nen zu einer expansiven Siedlungspolitik, und
auch die damit verbundenen Finanzbedar-
fe kdnnen nur ber Wachstum erwirtschaftet
werden. Einer Siedlungspolitik, die auf Wachs-
tum verzichtet, stehen dagegen vielfdltige Hin-
dernisse entgegen.
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Die Wirtschafts- und Sozialordnung:
Wachstum als Garant fiir
sozialen Ausgleich

Innerhalb der Grenzen des
Grundgesetzes wird die
Wirtschafts- und Sozial-
ordnung in Deutschland
durch die Politik gestaltet.
Der Gesetzgeber hat diese
Ordnung wachstumsorien-
tiert ausgestaltet. Zwingend
erforderlich ist dies aller-
dings nicht.

Entwicklung des Brutto-
inlandsprodukts in Mrd. €
(bezogen auf konstante
Preise aus 2005).

In den letzten knapp 70
Jahren stieg das reale
BIPvon 313,6 Mrd. €
auf2.469,1 Mrd. €.
(Eigene Darstellung 2020
nach Bundeszentra-

le fiir politische Bildung,
Deutschland in Daten,
volkswirtschaftliche Ge-
samtrechnungen,

BIR 2016)
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Das Grundgesetz enthdlt keine konkrete
Wirtschafts- und Sozialordnung, sondern Gber-
lasst ihre Ausgestaltung der Politik. Stattdes-
sen zieht es Grenzen fir die Gestaltungsfreiheit
des Gesetzgebers. Zu diesem Zweck gewdhrt
es individuelle Freiheitsrechte als Abwehrrech-
te gegen den Staat, zum Beispiel die freie Ent-
faltung der Personlichkeit oder das Eigentums-
recht, und definiert Staatsziele. Von Bedeutung
sind hier vor allem das Sozialstaatsprinzip und
das Umweltschutzprinzip. Sie verpflichten den
Gesetzgeber, die 6konomischen, sozialen und
Okologischen Bedingungen so zu gestalten,
dass ein menschenwiirdiges Dasein und die
Austibung der Grundrechte fir alle méglich ist
und die natirlichen Grundlagen fiir das Leben
erhalten bleiben.

In diesem Spannungsfeld zwi-
schen Freiheitsrechten und Staats-
zielen hat die Politik nach dem Zwei-
ten Weltkrieg die soziale Marktwirt-
schaft als eine nach dem Grundge-
setz mogliche Wirtschafts- und So-
zialordnung entwickelt. Uber einen
entsprechenden gesetzgeberischen
Rahmen wadre innerhalb dieser Ver-
fassungswirklichkeit eine wachs-

3000

In der

tumsunabhdngige Ordnung mdoglich.
Praxis ist der Gesetzgeber jedoch einen ande-
ren Weg gegangen und hat die Funktionsfa-
higkeit der sozialen Marktwirtschaft an eine
Wachstumsorientierung geknipft. Ein kréafti-
ges, kontinuierliches Wirtschaftswachstum,
verbunden mit einem erheblichen Anstieg des
materiellen Wohlstands, war die Folge. Dies
[dsst sich an der preisbereinigten Entwicklung
des Bruttoinlandsprodukts ablesen, das von
1950 bis 2012 um das knapp Achtfache ange-
stiegen ist.
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Individuelle,
freiheitliche Le-
bensstile

Wachstum

Sozialer
Ausgleich

Wachstum als
Orientierung

In der Aufbauphase nach dem Zweiten Welt-
krieg ergab sich diese Entwicklung scheinbar
von selbst. Hohe Wachstumsraten fiihrten zu
Vollbeschéftigung und ermoglichten eine er-
hebliche Steigerung der Einkommen und ei-
nen Ausbau von sozialen Sicherungssystemen.
Mitte der 1960er Jahre war dies jedoch vorbei,
die Wachstumsraten fielen, Arbeitslosigkeit und
staatliche Verschuldung entstanden. In dieser
Situation waren verstarkte Bemiihungen erfor-
derlich, um Wirtschaftswachstum aufrecht zu
erhalten und damit weiter steigenden Wohl-
stand und wachsende soziale Sicherheit zu ge-
wahrleisten. Der Staat Ubernahm die Verant-
wortung flir das gesamtwirtschaftliche Gleich-
gewicht (Globalsteuerung) und definierte als
Ziele ein angemessenes stetiges Wachstum, ho-
he Beschaftigung, Preisstabilitat und ein auBen-
wirtschaftliches Gleichgewicht (das sogenann-
te magische Viereck). Der Phase einer nachfra-
georientierten Globalsteuerung schloss sich
ab den 1980er Jahren eine angebotsorientier-
te Deregulierungspolitik an. Dennoch blieb die
Arbeitslosigkeit weiter auf hohem Niveau und
die Staatsverschuldung stieg, wahrend die Re-
aleinkommen sanken und die Ungleichheit in
der Vermogensverteilung anstieg. Wirtschafts-
wachstum wurde immer notwendiger, damit

IIl. Weniger ist schwer: Hemmnisse kommunaler Suffizienzpolitik
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Grenze
Ressourcen + Sen-
ken der Erde

die offentlichen Finanzen, die sozialen Siche-
rungssysteme und das Bildungs- und Gesund-
heitssystem nicht in Schieflage gerieten, zu-
satzliche Arbeitsplatze entstanden und wach-
sender Wohlstand - bei weiterhin steigender
Ungleichheit - auch in den unteren Einkom-
mensschichten gewdhrleistet werden konn-
te. Wirtschaftswachstum wurde so auch zum
zentralen Argument, um Verteilungskonflikten
vorzubeugen und soziale Teilhabe zu ermdgli-
chen. Auch aktuell gilt Wachstum nach wie vor
als Garant fir sozialen Ausgleich. Diese Wachs-
tumsabhangigkeit moderner Gesellschaften ist
aus Okologischer Hinischt fatal. Die immer gro-
Beren Umsatze an Dienstleistungen und Pro-
dukten lassen den Naturverbrauch steigen. Der
Notwendigkeit, die planetaren Grenzen einzu-
halten, begegnet die Politik nicht mit der Fra-
ge nach einer sinnvollen Grenze fiir Wachstum
und der Annahme der Herausforderung, Wohl-
stand unter den Bedingungen stagnierenden
oder schrumpfenden Wachstums umzuvertei-
len. Sie setzt ihre Hoffnung vielmehr auf tech-
nische Losungen, die ein dauerhaftes, jedoch
Lgrines” Wachstum weiter ermég-
lichen sollen. Diese grundsétzliche
Orientierung der Wirtschafts- und
Gesellschaftsordnung an  Wachs-
tum wirkt sich auch unmittelbar auf
das Aufgabenverstandnis der Kom-
munen aus.

Die Grafik veranschau-
licht die Wachstums-
abhdngigkeit einer
Wirtschafts- und Ge-
sellschaftsordnung, die
aufeinimmer Mehr

an individuellen Frei-
heiten und Lebenssti-
len ausgerichtet ist, die
sich an materiellem
Wohlstand orientieren.
Wachstum erméglicht
mehr Wohlstand, und
dieser wieder aufwdn-
digere und individuelle-
re Lebensstile. Um eine
Teilhabe aller daran zu
gewdbhrleisten, bedarf
es eines sozialen Aus-
gleichs, d.h. des Aus-
baus von &ffentlichen
Leistungen, deren Fi-
nanzierung wiederum
weiteres Wachstum er-
fordert. Gibt es fir die-
ses Mehr an Wohlstand
keine Grenze, entsteht
ein Kreislauf, der immer
weiteres Wachstum er-
fordert. Wachstum wird
50 zu einem zentralen
Argument, immer mehr
individuelle Freiheit fir
alle zu erméglichen
und dabei Verteilungs-
konflikten vorzubeu-
gen. Diese Dynamik
stol8t aber an eine
Grenze, ndmlich die
nattrlichen Ressourcen
und Senken der Erde,
die nur begrenzt zur
Verfligung stehen.

Politik muss die Heraus-
forderung eines sozialen
Ausgleichs unter den
Bedingungen stagnieren-
den oder schrumpfenden
Wachstums mit Blick auf

die planetaren Grenzen

annehmen.
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Kulturelle Leitbilder,
Individualisierung
und Lebensstile

Das Einfamilienhaus
im Grtinen ist ein fest
verankertes kulturelles
Leitbild in Deutschland.
Zwischen 1995 und
2019 st die Zahl der
Wohngebdude mit nur
einer Wohnung um 30
Prozent gestiegen.

spjdsun 13193y 3¥0J9 ©
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Mit steigendem Wohlstand haben sich die
Lebensstile der Menschen und ihre sozialen
Praktiken gewandelt. Im Zuge eines Indivi-
dualisierungstrends haben sich Familienmo-
delle und Lebensentwiirfe gedndert, was sich
im Wohnbereich durch eine erhohte Nachfra-
ge nach Ein- und Zweipersonenwohnungen
aulBlert. So ist eine spatere Familiengriindung
zu beobachten, wodurch junge Erwachsende
langer in tendenziell kleineren Wohnarrange-
ments wohnen.? Getrennt lebende Eltern, Le-
dige oder Geschiedene sind gesellschaftlich
akzeptierter und normaler als noch vor eini-
gen Jahrzehnten und damit eine Ursache fir
kleinere Haushalte und die steigende Wohn-
flache pro Kopf.2? In diesem Zusammenhang ist
auch der sogenannte Remanenzeffekt von Be-
deutung, der beschreibt, dass dltere Menschen

nach dem Auszug ihrer Kinder und/oder Part-
ner*innen in groen Wohnungen verbleiben.

Dariiber hinaus entwickelte sich im westli-
chen Nachkriegsdeutschland das Eigenheim
im Griinen als Inbegriff der Vorstellung des gu-
ten Wohnens und als Statussymbol. Mit einem
Eigenheim im suburbanen Raum ldsst sich ein
gewisser 6konomischer Wohlstand demonst-
rieren, welcher eng mit gesellschaftlichem Er-
folg und Anerkennung verknipft ist. Ein Ein-
familienhaus ist jedoch nur fir einen Teil der
Bevolkerung finanzierbar. So ermdglicht diese
Wohnform eine mittelstandische, gut situierte
Nachbarschaft und eine Abgrenzung gegen-
Uber 6konomisch schwécheren Milieus. Das
Einfamilienhaus im Griinen lasst sich aber auch
als Flucht vor ungeldsten innerstadtischen Pro-




blemen beschreiben.* So werden Quartiere in
der Innenstadt insbesondere aufgrund der Do-
minanz des motorisierten Verkehrs, fir Kinder
haufig als zu gefahrlich angesehen, um auf der
Straf3e zu spielen oder den Schulweg alleine zu
bewaltigen. Auch Larm und schlechte Luftqua-
litdt werden als nicht kindgerechte Umgebung
wahrgenommen, sodass das Wohnen im Gri-
nen als Materialisierung der Flrsorge verstan-
den werden kann. Darliber hinaus fehlt es in
der Kernstadt haufig an Griinanlagen in unmit-
telbarer Nahe zur Wohnung, in denen gegart-
nert, gespielt, entspannt und Besuch empfan-
gen werden kann, die also eine addquate Al-
ternative zum eigenen Garten darstellen kdnn-
ten. Die Gestaltung des privaten Raums hdngt
somit eng mit dem Angebot und den Aneig-
nungsmoglichkeiten im 6ffentlichen Raum zu-
sammen.

Ganz dhnliche Prozesse lassen sich auch
fur das Automobil beschreiben, das ebenfalls
nicht nur als Transportmittel, sondern auch als
Statussymbol fungiert, und bei dem die Ab-
hangigkeit der Menschen ebenfalls durch die
(Nicht-)Existenz o6ffentlicher Alternativangebo-
te bedingt wird.

Verschiedene Zahlen machen diese Entwick-
lungen deutlich. So hat sich die Wohnflache
pro Person seit der Nachkriegszeit von 15 auf
knapp 47 gm mehr als verdreifacht. Die histo-
rische Entwicklung in diesem Sektor ist beein-
druckend: Die Flache, auf der heute in Deutsch-
land gelebt wird, wiirde fiir 200 Millionen Men-
schen ausreichen - wiirden diese sich mit einer
Flache zufriedengeben, die in den 1960er Jah-
ren Ublich war. So sind Ein- und Zweifamilien-
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hduser, die mit Gber 70 Prozent der Wohnge-
bdude dominieren, auch ausschlaggebend fiir
die Zunahme der durchschnittlichen Wohnfla-
che in Deutschland.

In demselben Zeitraum setzte eine Massen-
motorisierung der Bevolkerung ein, die die Be-
deutung offentlicher Verkehrsmittel weit hinter
das individuell genutzte Fahrzeug zuriickfallen
liel3. Obgleich die Bevélkerung in Deutschland
seit 1950 nur um knapp 14 Mio. angestiegen
ist, ist die Anzahl der Autos heute 23 Mal héher
als 1950 und liegt derzeit bei ca. 57 Mio., wo-
von ca. 47 Mio. individuell genutzte PKW sind.
Die automobile Gesellschaft hinterldsst zu-
dem Spuren in der Flachenstatistik. Nach dem
Wohnbereich treibt auch der Verkehrssektor
den anhaltenden Flachenverbrauch.

© Drew Brown, unsplash

Der eigene PKW gilt

flir viele Menschen als
wesentliches Status-
symbol. Im Jahr 2019
gab es 47 Millionen
privat genutzte PKW
auf Deutschlands Stra-
Ben und damit rund
fiinf Millionen mehr als
noch zehn Jahre zuvor.

Die Wachstumsorientie-
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rung hat kulturelle Leit-
bilder hervorgebracht,
die mit wachsenden und
individualisierten An-
spriichen verkniipft sind.
Das Eigenheim im Grii-
nen und der eigene PKW
sind hierfiir signifikante
Beispiele.

Entwicklung der

Wohnfidche pro Kopfin m?.

In den letzten knapp 70 Jahren
hat sich die Wohnfldche pro
Person verdreifacht.

(Eigene Darstellung 2020 nach
Statistisches Bundesamt 2020)
2018
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Politische und fiskalische
Rahmenbedingungen:
Férderung und Absicherung
kultureller Leitbilder

Wirtschaftspolitische Entscheidungen und
Rahmensetzungen begiinstigen die hier skiz-
zierte Entwicklung - wie sich insbesondere am
Beispiel der Flacheninanspruchnahme zeigen
lasst. Zentral sind hier Subventionen. So wird in
zahlreichen Studien darauf hingewiesen, dass
Subventionen wie die Eigenheimzulage oder
das 2018 verabschiedete Baukindergeld ins-
besondere flachenintensive Wohnformen wie
Ein- und Zweifamilienhduser durch eine kiinst-
liche Verglinstigung der Bautatigkeit fordern.®
Die Eigenheimzulage war bislang die grof3te
einzelne staatliche SubventionsmafRnahme mit
einem Gesamtvolumen von etwa 107 Milliar-
den Euro. Weitere Subventionen, die sich auf
den Wohnbereich beziehen, bestehen im Be-
reich der Bausparforderung.®

Die Pendlerpauschale - etwa flinf Milliar-
den Euro jahrlich - fordert mitunter zusatzlich
flachenintensive Wohnformen in wenig ver-
dichteten Siedlungsstrukturen und eine wei-
tere Zunahme der Verkehrsflaichen. Auch das
Dienstwagenprivileg - etwa drei Milliarden
Euro jahrlich - tragt zu einer auf das Automo-
bil fokussierten Mobilitat bei. So waren 64 Pro-
zent der 2016 zugelassenen Neuwagen Dienst-
wagen, die Mitarbeiter*innen auch fur priva-
te Zwecke ohne Kraftstoffkosten nutzen kon-
nen. Aber auch indirekte Subventionierungen,
wie nur marginal ansteigende Parkgebiihren
im offentlichen Raum gegeniiber meist jahr-

Bevélkerungs- und Kfz-Entwicklung in
Deutschland in Mio. Die Anzahl der Kraft-
fahrzeuge ist seit 1950 deutlich stdrker ge-
stiegen als die Bevélkerung. Der vortiber-
gehende Riickgang der Kfz-Zahlen 2010 ist
statistisch bedingt, da ab 2008 voriiber-
gehend abgemeldete Autos nicht mehr in
der Statistik enthalten sind. (Eigene Dar-
stellung 2020 nach BMVI, Verkehr in Zahlen
2019 2000 und 2019/2020)

lich steigenden Preisen fiir den OPNV, férdern
die Nutzung des PKW.” Zudem spielen die stark
auf das Automobil fokussierte Planung und der
Ausbau von Verkehrswegen durch Bund, Lan-
der und Kommunen eine wichtige Rolle.

Auf Steuerseite hemmt die Grunderwerbs-
steuer einen Umzug, wenn etwa das Einfami-
lienhaus nach Auszug der Kinder zu grof3 ge-
worden ist.2 Wiirden der oder die Besitzer*in-
nen dieses verkaufen wollen, so fiele beim Kauf
einer neuen, kleineren Immobilie die Grunder-
werbsteuer an, was die Verkaufs- und Kaufent-
scheidung hemmen kann. Weiterhin gibt die
derzeitige Ausgestaltung der Grundsteuer kei-
ne Anreize zu flichensparenden Wohnformen.?
Ganz im Gegenteil — durch die Ausgestaltung
der Steuer werden flachenintensive Wohnfor-
men, insbesondere Ein- und Zweifamilienhau-
ser, gegentiber dichter Bebauung bevorteilt.

Offentlicher und politischer
Druck auf Kommunen:
Erfiillung der Leitbilder

Die hier skizzierten kulturellen Leitbilder und
politischen Rahmenbedingungen pragen auch
das Aufgabenverstéandnis der Kommunen. Die
Versorgung der Bevolkerung mit Wohnraum
gehort ebenso wie die gewerbliche Entwick-
lung der Gemeinde, die Ermdglichung von Mo-
bilitdt und die Bereitstellung von Einrichtun-
gen fir Freizeit, Kultur und Bildung zu den zen-
tralen Aufgaben im Rahmen der Daseinsvor-
sorge. Auch Uber die Befriedigung von Grund-
beddrfnissen hinaus ist die kommunale Politik
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Adressatin wachsender und zunehmend indi-
vidualisierter Anspriiche in diesen Bereichen.
Einwohner*innen wollen ihre Wohn- und Frei-
zeitvorstellungen verwirklichen, Wirtschafts-
vertreter*innen setzten Kommunen in Bezug
auf die gewerbliche Entwicklung unter Druck,
Investor*innen wollen Bauvorhaben mit mdég-
lichst hoher Rendite verwirklichen. Kommu-
nale Politik steht daher unter offentlichem
und politischem Druck, nicht nur ausreichend
Wohnraum, Arbeitsplatze und begleitende In-
frastrukturen vorzuhalten, sondern insoweit
auch die vielfdltigen Erwartungen zu erfillen.
Nicht zuletzt verleiht die Positionierung als at-
traktiver Standort fir Wohnen, Gewerbe, Ein-
zelhandel, Freizeit, Kultur und
Bildung einer Gemeinde auch

© Szabo Viktor, unsplash

Kommunen stehen unter

Prestige und ist ein erhebli-
cher Faktor im Wettbewerb um
Image und Darstellung nach
aullen.

In der Vergangenheit haben
Kommunen auf diesen Druck
immer wieder durch den Bau

dem Druck, wachsende
und immer stirker indivi-
dualisierte Erwartungen
von Einwohner*innen,
Wirtschaftsvertreter*in-
nen, Investor*innen und
anderen Interessenvertre-
ter*innen zu erfiillen.

pingcenter und andere Frei-
zeiteinrichtungen. Auf wach-
sende Anspriiche an die indivi-
duelle Mobilitat reagierten sie
mit dem Ausbau oder Neubau
von Verkehrswegen, der Bereit-
stellung von glinstigem Park-
raum und dem Nachweis von

entsprechender Infrastruktu-

ren oder die Bereitstellung von

Flache reagiert. Knappem Wohnraum, steigen-
den individuellen Wohnwiinschen und Inter-
essen von Investor*innen begegneten sie mit
der Ausweisung von entsprechendem Bauland
und der Schaffung von Baurecht, insbesondere
auf der griinen Wiese. Dasselbe gilt fiir gewerb-
liche Ansiedlungs- und Erweiterungswiinsche,
fur grof3flachigen Einzelhandel und fir Shop-

Stellplatzen. Die dadurch er-

folgte Inanspruchnahme von
Flache und 6ffentlichem Raum wird mittlerwei-
le als Selbstverstandlichkeit betrachtet und ih-
re Beibehaltung erwartet. Handlungsspielrau-
me fir eine ressourcenschonende Politik wer-
den vielfach nicht genutzt, weil sie mit einer
Neuaufteilung der bereits vorhandenen Raume
verbunden sind und entsprechenden Wider-
stand hervorrufen.

Diese Siedlungspolitik korrespon-
dierte mit dem Leitbild der funktio-
nalen und autogerechten Stadt, das
1933 in der Charta von Athen fest-
geschrieben wurde und lange Zeit
fir Kommunen malgeblich war.
Basierend auf den negativen Erfah-
rungen mit ungesunden Lebens-
verhdltnissen in den verdichteten Stadten An-
fang des 20. Jahrhunderts sollten Wohnen, Ar-
beit und Erholung kiinftig unterschiedlichen
Stadtraumen zugeordnet und durch leistungs-
fahige Verkehrsachsen verknipft werden. In-
zwischen hat sich aber ein Wandel in der Stadt-
entwicklungspolitik vollzogen, der 2007 in der
Leipzig-Charta zur nachhaltigen europdischen
Stadt niedergelegt wurde. Nicht mehr die funk-
tionsentmischte Stadt, sondern die integrierte
Stadt steht hier im Mittelpunkt. Dies bedeutet
eine Abkehr von groB3flichigen monofunktio-
nalen Wohn- und Gewerbegebieten am Stadt-
rand zugunsten funktionsfahiger und gestalte-
risch anspruchsvoller innerstadtischer Raume.

Kommunen stehen
unter dem politischen
Druck, attraktive Wohn-
und Gewerbegebiete
auszuweisen.

Das Leitbild der funktio-
nalen und autogerechten
Stadt begiinstigte die
Zersiedelung der Peri-
pherie und den Anstieg
der individuellen Mobili-
tit mit dem PKW.

Bei der Planung der
meisten Stddten lag
die Prioritdt —im Sinne
einer autogerechten
Stadt - auf der Durch-
ldssigkeit des Autover-
kehrs. Breite StralSen
und Parkpldtze be-
stimmen vielerorts das
Stadtbild und durch-
kreuzen Stadtviertel.
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Fiskalischer Druck auf Kommunen:
Konkurrenz um Einwohner*innen
und Gewerbe

Die Positionierung einer Kommune als at-
traktiver Standort hat nicht nur einen politi-
schen Aspekt, sondern auch eine fiskalische
Seite. Sie ist ein erheblicher Faktor im Wettbe-
werb der Kommunen um Einnahmen, die drin-
gend bendtigt werden. Der wachsende Um-
fang und die steigende Vielfalt ihrer Aufgaben
lassen ihren Finanzbedarf weiter ansteigen,
und damit steigt ihre Abhangigkeit von Ein-
wohner*innen und Gewerbe. Nur Uber stei-
gende Einwohner*innenzahlen und eine gute
gewerbliche Entwicklung kann die Einnahme-
entwicklung den Ausgabensteigerungen fol-
gen.

Kontinuierliches Wachstum
der kommunalen Ausgaben
und Einnahmen

Insbesondere die Ausgaben der Kommunen
sind in der Vergangenheit stark angestiegen.
Dies betraf vor allem den Bereich der sozialen

Leistungen, den laufenden Sachaufwand fir
bestehende Infrastrukturen und — damit korre-
spondierend - die Ausgaben fiir Personalkos-
ten. Auch die Einnahmen sind vor allem in den
letzten Jahren auf Grund der guten konjunktu-
rellen Entwicklung gestiegen. Dies betraf Steu-
ereinnahmen und Zuweisungen der Lander,
beispielsweise aus dem kommunalen Finanz-
ausgleich, gleichermaBen.

In der Vergangenheit tiberstiegen die Ausga-
ben in der Regel die Einnahmen, die Differenz
wurde mit Krediten ausgeglichen. Dabei wuch-
sen vor allem die Kassenkredite zur Uberbri-
ckung von fehlender Liquiditat. Seit 2012 sta-
bilisiert sich die Situation aufgrund der verbes-
serten Einnahmesituation. Ob diese Entwick-
lung als dauerhaft betrachtet werden kann, ist
jedoch ungewiss. Verschlechtert sich die Kon-
junktur wieder, wie sich dies ab 2020 wegen
der Corona-Krise abzeichnet, sind aufgrund
des hohen Ausgabenniveaus und des weiter-
hin bestehenden Investitionsstaus erneut ne-
gative Salden zu erwarten.

Entwicklung

der kommunalen
Ausgaben in Mrd. €.
(Eigene Darstellung

2020 nach Deutscher
Stddtetag 2010, 2018)

B Ausgaben gesamt

W davon Personal
davon soziale Leistungen
davon laufender Sachaufwand
W davon Sachinvestitionen
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IIl. Weniger ist schwer: Hemmnisse kommunaler Suffizienzpolitik

M Einnahmen gesamt
W davon Zuweisungen Bund und Lénder
davon Gewerbesteuer
davon Einkommenssteueranteil
M davon Umsatzsteueranteil
M davon Grundsteuer

1992 2000 2005

Expansion als Mittel zur
Stabilisierung der
Finanzierungssalden

Um die Finanzierungssalden der Kommu-
nen auch bei abflauender Konjunktur dauer-
haft stabil zu halten, missen Kommunen be-
strebt sein, den Anstieg des Ausgabeniveaus
angemessen zu begrenzen und das Einnah-
meniveau zu steigern. Dies gelingt, wenn sie
zum einen attraktive Rahmenbedingungen fir
eine positive gewerbliche Entwicklung schaf-
fen. Auf diese Weise entstehen Arbeitsplatze,
die Kosten fiir soziale Leistungen werden ge-
dampft (Beschéftigungseffekt) und die Einnah-
men im Bereich der Steuern, insbesondere der
Gewerbesteuer, stabilisieren sich (fiskalischer
Effekt). Zum anderen bendtigen Kommunen
auch attraktive Rahmenbedingungen fir Ein-
wohner*innen. Dabei geht es um ihre Einnah-
men aus dem kommunalen Finanzausgleich
und der Einkommens- und Umsatzsteuer (fis-
kalischer Effekt), deren Hohe im Wesentlichen
von den Einwohner*innenzahlen abhdngt, ins-
besondere solchen mit festen und hoheren
Einkommen. Auf diese Weise treiben die Me-
chanismen der kommunalen Einnahmen die
Kommunen in einen Wettbewerb um Einwoh-
ner¥innen und Gewerbebetriebe, der wiede-
rum eine wesentliche Ursache fiir die Inan-
spruchnahme von Flachen auf der griinen Wie-
se ist, weil er mit den Mitteln der Baulandaus-

2010 2015 2018

weisung gefiihrt wird. Wenn der kommunale
Finanzausgleich, wie in der geplanten Neure-
gelung in Schleswig-Holstein, dann auch noch
eine Begiinstigung nach Lange der Stra3enki-
lometer enthaélt, entsteht ein zusatzlicher An-
reiz fur eine Expansion auf der griinen Wiese,
weil Verkehrswege, die sonst nicht forderfahig
wdren, wie zum Beispiel bei der Ausweisung
von Wohngebieten, auf diese Weise subventio-
niert werden.

Auch die Grundsteuer als weitere wesentli-
che Einnahme der Kommunen, trdgt zum Fl&-
chenverbrauch bei. Sie begulnstigt die kom-
merzielle Vermarktung und bauliche Nutzung
von unbebauten Grundstiicken. Befinden sich
diese im Eigentum der Kommunen, kénnen zu-
satzlich Einnahmen aus Verkdufen erzielt wer-
den. Die Bewahrung von Freiflichen zahlt sich
dagegen finanziell bei keiner der wesentlichen
Einnahmearten fiir die Kommunen aus.

6

Entwicklung

der kommunalen
Einnahmen in Mrd. €.
(Eigene Darstellung
2020 nach Deutscher
Stddtetag 2010, 2018)

Entwicklung der kom-
munalen Finanzie-
rungssalden in Mrd. €.
(Eigene Darstellung
2020 nach Deutscher
Stddtetag 2010, 2018)

1996 2000 2005 2010 2015

2018
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Fiskalischer Druck auf Kommunen: Konkurrenz um Einwohner*innen und Gewerbe

Die Mechanismen der
Gemeindefinanzierung
belohnen Wachstum von
Einwohner*innen und Ge-
werbe, zum Teil auch von
Verkehrswegen sowie die
kommerzielle Vermarktung
von unbebauten Grundstii-
cken. Dahingegen zahlt sich
die Bewahrung von Freifl4-
chen finanziell nicht aus.

bingsuaj{ 1ppiS ©

Der Wettbewerb um
Einwohner*innen
und Gewerbe

Im Zentrum des Wettbewerbs der Kommu-
nen um Einwohner*innen und Gewerbebe-
triebe stehen neben guten Angeboten fiir Ver-
sorgung, Einkaufen, Freizeit, Bildung und Kul-
tur vor allem attraktive Wohnbauflachen und
Gewerbegrundstiicke sowie eine gut ausge-
baute Verkehrsinfrastruktur. Ein gutes Wohn-
raumangebot, das den kulturel-
len Leitbildern der Menschen ent-
spricht (etwa Einfamilienhauser im
Griinen), verbunden mit einer gu-
ten verkehrlichen Anbindung, er-
moglichen Wachstum von Einwoh-
ner*innen und bedienen insbe-
sondere die Wohnanspriiche von
Menschen mit festen und hoheren
Einkommen. Auch bei der Gewer-
beansiedlung ist die Attraktivitat
der Gewerbeflaichen und die Ver-
kehrsinfrastruktur ein wesentlicher
Faktor, hinzu kommt das Angebot
an Wohnbauland und an Infrastrukturen fir
Arbeitnehmer*innen.

Dabei wird Bauland nicht nur in wachsen-
den Kommunen ausgewiesen, sondern auch
in stagnierenden oder sogar schrumpfenden
Regionen, und zwar als Angebotsplanungen

auf die Erwartung hin, dass dadurch eine wei-
tere Abwanderung verhindert oder neue Ein-
wohner*innen und Gewerbebetriebe ange-
worben werden kdnnen. Die Bauland-Auswei-
sungs-Strategie hangt daher im Wesentlichen
nicht von dem tatsachlichen Bedarf ab, son-
dern von der Verflgbarkeit von Freiflachen.
Dies ist vor allem an den Randern von Stadten
und im landlichen Bereich der Fall. Da der An-
siedlungserfolg einer Kommune in der Regel
zu Lasten anderer Kommunen geht, entsteht
ein Nullsummenspiel, das nicht nur einen zu-
satzlichen Flachenverbrauch, steigende Bauta-
tigkeit und steigende Verkehre zur Folge hat,
sondern auch Leerstand, Verfall bestehender
Strukturen und nicht ausgelastete Infrastruktu-
ren in schrumpfenden Kommunen.

Bei diesen Verteilungskampfen mit ihrer Ent-
koppelung von Flacheninanspruchnahme und
tatsachlichen Bedarfen hat die griine Wiese
erhebliche Vorteile gegeniiber Flachenreser-
ven im Innenbereich. Neben dem Leitbild vom
Wohnen im Griinen bietet sie auch glinstigere
Rahmenbedingungen wie leichte Flachenver-
flgbarkeit, niedrige Grundstiickspreise, grof3-
zligige Flachenzuschnitte und verkehrsgiins-
tige Anbindungen. Auch die einfache Bebau-
barkeit, bei der keine Ricksicht auf eine bereits
vorhandene Nachbarbebauung, das Stadtbild
und ggf. den Denkmalschutz genommen wer-
den muss und keine Altbebauung oder Altlas-
ten zu beseitigen sind, spielt eine wesentliche
Rolle. Die Vorzlige der griinen Wiese gegen-
liber dem Innenbereich sind auch in wachsen-
den Kommunen und ihrem Umland relevant, in

© Sam Larussa, unsplash



denen ein tatsachlicher Bedarf fir Wohnraum
und Gewerbeflachen besteht. Auch hier ist es
wesentlich einfacher, die Bedarfe auf bisher un-
bebauten Freiflachen an der Peripherie zu er-
fullen, als Innenbereichspotentiale nutzbar zu
machen.

Knappe Finanzen: Nicht
nur Wachstumstreiber, auch
Hiirde fiir Suffizienzpolitik

Knappe Finanzen der Kommunen sind nicht
nur Wachstumstreiber fiir Flachenverbrauch
und Verkehr, sondern auch eine erhebliche
Hirde fir eine aktive Suffizienzpolitik der Kom-
munen. Gerade MaRnahmen wie die Schaffung
und Unterhaltung attraktiver 6ffentlicher Rau-
me, der Umbau von Stralen zu Aufenthalts-
bereichen, Fu3- und Fahrradwegen oder der
Ausbau des OPNV entfallen oftmals, wenn die
finanziellen Mittel nicht fir alle geplanten In-
vestitionen ausreichen. Vergleichbares gilt fur
eine strategische Bodenpolitik. Flir den Auf-
bau eines Bodenfonds zum strategischen An-
kauf und die Baureifmachung von Grundsti-
cken im Innenbereich fehlen oft die zundchst
erforderlichen finanziellen Mittel. Auch die Ver-
gabe von Erbbaurechten statt eines Verkaufs
von Grundstilicken erbringt keinen schnellen
Ertrag, der fir einen ausgeglichenen Haushalt
jedoch oft erforderlich ist.

Abb. links: Wohngebiete im Griinen, wie hier das Einfami-
lienhausgebiet Siinderup in Flensburg, und attraktive Ge-
werbefldchen in verkehrsglinstigen Lagen an der Periphe-
rie sind ein wesentlicher Faktor im Wettbewerb der
Kommunen um Einnahmen.

IIl. Weniger ist schwer: Hemmnisse kommunaler Suffizienzpolitik

Der Wettbewerb der Kommunen
um Einwohner*innen und Gewer-
bebetriebe wird im Wesentlichen
mit den Mitteln der Baulandauswei-
sung auf der griinen Wiese gefiihrt.

Dass solche MaBnahmen auf lange Sicht fi-
nanziell auch vorteilhaft sein kdnnen, wird da-
bei nicht ausreichend beachtet. So missen bei
einem Verzicht auf eine Auflenbereichsent-
wicklung keine zusatzlichen Infrastrukturen
hergestellt und unterhalten werden. Ein Bo-
denfonds kann mit den Ertrdgen aus der Ver-
marktung der Grundstiicke spater kostenneu-
tral betrieben werden, und Erbbaurechte brin-
gen langfristige Einnahmen aus Grund und Bo-
den.
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Baurecht und Verkehrsrecht:
Hiirden fiir eine kompakte und
verkehrsarme Innenentwicklung

Autos beanspruchen
im offentlichen Raum
am meisten Platz. Fur

Fulsgdnger*innen und
Radfahrer¥innen bleibt
nur wenig Raum.
StralSenszene in
Flensburg.

Entscheidet sich eine Kommune, auf eine verkehrs, weil dieser auf Grund seiner Menge
weitere Expansion in den Auflenbereich zu und seines hohen Raumbedarfs deutlich mehr
verzichten, machen ihr rechtliche Vorgaben ei- Flache benétigt als FuBgdnger*innen und Rad-
ne alternative Politik, das heil3t, eine kompakte  fahrer*innen.
und verkehrsarme Innenentwicklung, in viel-
facher Hinsicht schwer. Das Raumordnungs- .
und Bauplanungsrecht hat sich zwar in seiner Die Grenzen des
grundlegenden Ausrichtung zugunsten einer P[anungsrechts; Die

nachhaltigen Entwicklung gewandelt, es ori- .
entiert sich aber weiterhin auch an Prinzipien, PlanungShOhelt

die in dem Leitbild der funktionsentmischten der Gemeinden
Stadt verwurzelt sind. Das Verkehrsrecht ent-

halt nicht einmal ein Bekennt-
nis zu Nachhaltigkeit. Es dient

nach wie vor nur dem Zweck, Das Bekenntnis des In den Planungsgrundsat-
tatsachlich bestehende Ver- Planungsrechts zum zen bekennen sich sowohl das
kehrsbedarfe fir alle Mobili- Bodenschutz erschwert Raumordnungsrecht als auch
tatsarten gleichermaBen zu die Moglichkeiten einer das Bauplanungsrechts zu Bo-
befriedigen. Die gleiche Ge- Aufenentwicklung. denschutz, einer vorrangigen
wichtung aller Bedarfe bedeu-  Letztlich bleibt dies aber Innenentwicklung und einer
tet faktisch eine Bevorzugung eine politische Entschei- Verringerung der motorisier-
des motorisierten Individual- dung der Gemeinde. ten Verkehre und beschrdn-
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ken damit die Moglichkeiten der Gemeinden,
in den Aul3enbereich zu expandieren. Dies fin-
det jedoch eine verfassungsrechtliche Gren-
ze in der Planungshoheit der Gemeinden, das
heiBt in ihrem Recht, fiir das eigene Gebiet die
Grundlagen der Bodennutzung selbst gestal-
ten zu dirfen. Daher handelt es sich bei den
Planungsgrundsatzen in der Regel nicht um
verbindliche Vorgaben, sondern um Belan-
ge, die von den Gemeinden bei der Bauleit-
planung lediglich gegen andere Belange ab-
zuwdgen sind. Bodenschutz, Vorrang der In-
nenentwicklung und Verringerung von Ver-
kehren konkurrieren dann mit Interessen wie
einer wettbewerbsfahigen Wirtschaftsstruk-
tur, gesunden Wohn- und Arbeitsverhéltnissen,
den Wohnbediirfnissen der Bevodlkerung ein-
schlieBlich der Eigentumsbildung weiter Kreise
und einem schnellen und reibungslosen Perso-
nen- und Guterverkehr. Welchen Belangen die
Gemeinde dabei Vorrang einrdumt, ist letzt-
lich eine politische Entscheidung, die, wie ge-
sehen, jedoch stark von wachstumsorientier-
ten und fiskalischen Interessen bestimmt wird.
Dennoch erschwert das erhebliche Gewicht,
das dem Bodenschutz, der vorrangigen Innen-
entwicklung und der Reduzierung motorisier-
ter Verkehre in der Abwdgung zukommt, eine
AufBenbereichsentwicklung, fir die gar kein
Bedarf besteht (reine Angebotsplanung) oder
angemessene Alternativen innerhalb des Sied-
lungsgebiets zur Verfligung stehen.

Erschwerte
Innenentwicklung:

Die Trennung stddte-
baulicher Funktionen im
Bauplanungsrecht

Eine kompakte Innenentwicklung wird vor
allem durch die Baugebietstypisierung und
den Grundsatz der Trennung stadtebaulicher
Funktionen im Bauplanungsrecht erschwert.
Die Baugebietstypisierung verpflichtet die Ge-
meinden zu einer Ausweisung von abschlie-
Bend vorgegebenen Baugebieten (z.B. rei-
nes oder allgemeines Wohngebiet, Gewerbe-
gebiet), fur die die zuldssigen Nutzungen im
Einzelnen festgelegt sind, und zwar nach Ver-
traglichkeit, das hei3t nach ihrem Immissions-
verhalten. Damit schrdnkt die Typisierung die
planerischen Mdéglichkeiten ein, bauliche Nut-
zungen innerhalb eines Gebiets funktional zu
mischen und so lebendige Quartiere mit kur-
zen Wegen zu planen. Mit dem neu geschaffe-
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RAUMORDNUNGS- UND BAUPLANUNGSRECHT
BEKENNEN SICH AUSDRUCKLICH ZUM
SCHUTZ DES BODENS

Das 6ffentliche Baurecht hat sich seit den 1990er Jah-
ren in Bezug auf sein Leitbild grundsitzlich gewandelt.
Auf der Grundlage der Leipzig-Charta zur nachhalti-
gen europdischen Stadt enthalten Raumordnungs- und
Bauplanungsrecht ein ausdriickliches Bekenntnis zu
einem nachhaltigen Umgang mit dem Boden und einer
vorrangigen Innenentwicklung. Die beiden folgenden
Beispiele aus dem Baugesetzbuch und dem kiinftigen
Landesentwicklungsplan fiir Schleswig-Holstein ver-
deutlichen dies.

§ 1 Abs. 5 Baugesetzbuch (Grundsiitze der Bauleit-
planung): Die Bauleitpline sollen eine nachhaltige
stidtebaulichen Entwicklung, die die sozialen, wirt-
schaftlichen und umweltschiitzenden Anforderungen
auch in Verantwortung gegeniiber kiinftigen Generatio-
nen miteinander in Einklang bringt und eine dem Wohl
der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennut-
zung unter Beriicksichtigung der Wohnbediirfnisse der
Bevolkerung gewihrleisten. Sie sollen dazu beitragen,
eine menschenwiirdige Umwelt zu sichern, die natiir-
lichen Lebensgrundlagen zu schiitzen und zu entwi-
ckeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung,
insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu férdern
[...] Hierzu soll die stidtebauliche Entwicklung vorran-
gig durch Malinahmen der Innenentwicklung erfolgen.

Grundsatz in der Fortschreibung des Landesentwick-
lungsplans Schleswig-Holstein 2018: Die Inanspruch-
nahme neuer Flichen soll landesweit reduziert werden.
Bis 2030 soll die tiagliche Flichenneuinanspruchnahme
in Schleswig-Holstein durch Siedlungs- und Verkehrs-
flichen auf unter 1,3 Hektar pro Tag abgesenkt werden.
Langfristig soll eine Flichenkreislaufwirtschaft dazu
fithren, dass das Verhiltnis von Siedlungs- und Ver-
kehrsflaichen im Bezug zu Freiflichen sowie land- und
forstwirtschaftlich genutzten Flichen gleich bleibt.
Versiegelte Flachen, die nicht mehr genutzt werden,
sollten moéglichst entsiegelt und in den Flichenkreis-
lauf zuriickgefiihrt werden.

nen Typus ,Urbane Gebiete” wird diese Hiirde
abgebaut und die Innenentwicklung erleich-
tert.

In dieselbe Richtung weist der Grundsatz
der Trennung stadtebaulicher Funktionen, der
fur die Planung des Nebeneinanders von Bau-
gebieten zu beachten ist. Danach sollen Bau-
gebiete mit liberwiegend schutzbedirftigen
Nutzungen (z.B. Wohngebiete) und solche mit
Uberwiegend stoérenden Nutzungen (z.B. Ge-
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Baurecht und Verkehrsrecht: Hirden fur eine kompakte und verkehrsarme Innenentwicklung

werbegebiete) nicht in raumlicher Nachbar-
schaft voneinander geplant werden. Dieser
ebenfalls am Immissionsverhalten orientier-
te Grundsatz erschwert die effektive Nutzung
von Nachverdichtungspotentialen im Innen-
bereich. Da es sich um einen Grundsatz han-
delt, der in der planerischen Abwdgung zu be-
achten ist, kann er jedoch in gewissen Grenzen
durch andere Belange wie den Bodenschutz,

der StraBBe als Aufenthaltsort oder das Ortsbild
spielen dagegen keine oder nur eine unter-
geordnete Rolle. Durch die vorrangige Orien-
tierung an den tatsdchlich bestehenden Ver-
kehrsbedarfen entsteht bei den Kommunen
Handlungsdruck, dem motorisierten Individu-
alverkehr immer mehr Raum zur Verfligung zu
stellen, weil diese Verkehrsart weiter wachst
und einen erheblichen Raumbedarf hat.

die Schaffung von Wohnraum oder

Die Baugebietstypisie-  Arbeitspldtzen oder die bessere In eine dhnliche Richtung gehen die Rege-
rung, der Grundsatz der ~ Nutzung bereits vorhandener Inf- lungen Uber die Widmung der Stra3en. Die
Trennung stidtebauli- rastrukturen Uberwunden werden Widmung verleiht das Recht, eine Straf3e in

cher Funktionen und die  und bietet daher ebenfalls Spiel- dem durch sie festgelegten Rahmen zu nutzen
Stellplatznachweispflicht raume. (Gemeingebrauch), teilt also den StraBenraum
erschweren eine kom- den verschiedenen Nutzungsanspriichen zu.
pakte und verkehrsarme Eine weitere Hirde fiir die Innen- Zuldssig ist die Nutzung einer Strale dabei
Innenentwicklung.  entwicklung enthdlt das Bauord- grundsatzlich nur fur verkehrliche Zwecke, al-
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nungsrecht der Lander mit seinen
Stellplatznachweispflichten, die eine verkehrs-
arme Planung erschweren. Wahrend das Baupla-
nungsrecht grundsatzlich ermdglicht, Stellplat-
ze in Baugebieten auszuschlief3en, zu reduzie-
ren oder an zentralen Orten zusammenzufassen,
verlangen die Landesbauordnungen der Lan-
der bei der Baugenehmigung fast ausnahms-
los (auBer in Berlin insgesamt und in Hamburg
fur Wohngebdude) den Nachweis von Stell-
platzen fur Kraftfahrzeuge in angemessener
Entfernung der baulichen Vorhaben. Ortliche
Satzungen konnen diese Verpflichtung in der
Regel jedoch wieder abmildern, wenn alterna-
tive Mobilitatskonzepte existieren.

Erschwerte Neuaufteilung
des StraBenraums: Die
Begiinstigung von Kfz-
Verkehren im Stral3en-
und Wegerecht

Nach den Strallen- und Wegegesetzen der
Lander besteht eine Verpflichtung, die Stra-
Ben in einem dem Verkehrsbe-
dirfnis genligenden Zustand
anzulegen, zu unterhalten, zu
erweitern oder sonst zu ver-

Wihrend die Nutzung
der 6ffentlichen Strafle von Autos vorbehalten, aber
fiir das Abstellen von

so Verhaltensweisen, die mit Fortbewegung im
Zusammenhang stehen. Dazu gehort auch das
Parken von Autos, wahrend Aufenthalt nicht
als Fortbewegung zéhlt und nur dann Gemein-
gebrauch ist, wenn er mit dem FuBwegever-
kehr in Zusammenhang steht (also Stehenblei-
ben und Kommunizieren, nicht aber zum Bei-
spiel Sitzen, Spielen, Essen, kiinstlerische Dar-
bietungen usw.). Aufenthalt bedarf daher einer
ausdriicklichen, gebihrenpflichtigen Erlaub-
nis (Sondernutzung), wahrend das Parken von
Kraftfahrzeugen erlaubnis- und gebuhrenfrei
maoglich ist. Dasselbe gilt fiir die Reservierung
von Flachen fiir Sharing-Angebote (Carsharing,
Bikesharing usw.). Anders als das normale Par-
ken ist das Abstellen von Autos zu diesem ge-
werblichen Zweck gebihrenpflichtige Sonder-
nutzung.

Allerdings konnen die StraBenbaulasttra-
ger*innen die Widmung einer StraBe differen-
zieren: Sie konnen sie dem
Kfz-Verkehr oder dem Parken

auch dem Radverkehr (Rad-

bessern (StraBenbaulast). Die- privaten Autos zum Ge- stral3en oder Radspuren), dem
se Pflicht wird lediglich durch meingebrauch gehort und FuBgdngerverkehr (Gehwege
die finanzielle Leistungsfdhig- jederzeit erlaubnisfrei oder FuBlgdnger*innenberei-
keit der Strallenbaulasttra- maoglich ist, bediirfen Sit- che) oder dem OPNV (Busstra-
ger*innen eingeschrankt. Be- zen, Spielen, Essen oder Ben oder Busspuren). Dadurch
lange wie der Natur- und Kli- Feiern sowie Car- oder kann knapper Strallenraum zu
maschutz, die besonderen Be- Bike-Sharing-Angebote Gunsten des Umweltverbun-
dirfnisse der nicht motorisier-  einer gesonderten gebiih- des aufgeteilt werden. Durch
ten Bevolkerung, die Funktion renpflichtigen Erlaubnis. eine grof3zligige Sondernut-



zungs-Praxis kann er zudem auch fir Aufent-
haltszwecke oder Sharing-Angebote nutzbar
gemacht werden. Diese Moglichkeiten haben
allerdings Grenzen. Einschrankungen des Ge-
meingebrauchs sind Ermessensentscheidun-
gen und bedirfen einer angemessenen Be-
ricksichtigung der Bedarfe des motorisierten
Verkehrs, da das Verkehrsrecht die Befriedi-
gung aller Verkehrsbediirfnisse gleichermal3en
anstrebt. So bleibt es aufgrund seiner tatsach-
lichen Menge und seines Raumbedarfes doch
oft bei einem faktischen Ubergewicht des Kfz-
Verkehrs.

Die StraBBenverkehrsordnung:
(K)ein Instrument zur
Neuaufteilung des
StraBenraums

Das Stral3enverkehrsrecht des Bundes dient
mit seinem wesentlichen Regelwerk, der Stra-
Benverkehrsordnung (StVO), grundsatzlich
nur der Sicherheit und Leichtigkeit des Ver-
kehrs, d.h. der Gefahrenabwehr. Einschranken-
de Anordnungen bediirfen daher verkehrlicher
Griinde und dienen grundsatzlich nicht dem
Zweck, StraBenraum neu zu verteilen. Aller-
dings hat die zentrale Regelung des Paragraph
45 StVO in der Vergangenheit in vielfacher Hin-
sicht Erweiterungen erfahren. So kénnen be-
stimmte straBenverkehrsrechtliche Anordnun-
gen auch aus Griinden, die dem Umweltschutz
dienen, oder im Zusammenhang mit Bewoh-
ner*innenparken, FuBBgdnger*innen- und ver-
kehrsberuhigten Bereichen, zum Schutz der
Bevolkerung vor Larm und Abgasen oder zur
Unterstlitzung einer geordneten stadtebauli-
chen Entwicklung erfolgen.

Auf Grundlage dieser Regelung kénnen da-
her insbesondere die Regelungen zum Parken
als Instrumente nutzbar gemacht werden, um
die Inanspruchnahme des knappen Stra3en-
raums zum Abstellen von Autos durch Parkver-
bote oder Parkraumbewirtschaftungszonen, in
denen das Parken zeitlich beschrankt und ei-
ner Geblhrenpflicht unterworfen wird, zu er-
schweren. Dabei hat die Gemeinde insbeson-
dere mit der Parkgebihr ein effektives Instru-
ment in der Hand, weil die Hohe der GebUhr
vollsténdig in ihrer Entscheidung liegt und sie
mit der Gebilhr auch verkehrslenkende Ziele
verfolgen und den wirtschaftlichen Vorteil fir
die Nutzer*innen abschopfen darf. Vergleich-
bares gilt fiir Radfahrstreifen oder Schutzstrei-
fen fiir Fahrrader sowie Busspuren, die zu Las-
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ten von Fahr- und Parkspuren fir Kraftfahrzeu-
ge eingerichtet werden kdnnen. Auf diese Wei-
se kann Einfluss auf die Verteilung des offentli-
chen StraBenraums genommen werden.

Auch diese Moglichkeiten haben allerdings
Grenzen. Erforderlich ist in allen Fallen, dass
auch verkehrliche Griinde vorliegen, die die
Anordnung rechtfertigen. Es muss ein erhebli-
cher Verkehrs- beziehungsweise Parkdruck be-
stehen, der eine Entflechtung der unterschied-
lichen Verkehrsarten aus Sicherheitsgriinden
erfordert. Zudem sind auch Anordnungen
nach der StraBBenverkehrsordnung Ermessens-
entscheidungen, sogar mit verscharften Anfor-
derungen. Einschriankende Anordnungen be-
dirfen daher erneut einer angemessenen Be-
ricksichtigung der Bedarfe des motorisierten
Verkehrs und missen zudem zwingend erfor-
derlich sein.

Anordnungen nach der Straflenverkehrsord-
nung dienen grundsitzlich nur der Abwehr
von Gefahren im Straflenverkehr, kénnen aber
auch zugunsten des Fuflwege-, Fahrrad- und
OPNV-Verkehrs nutzbar gemacht werden.
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Flichen werden zu Lasten
flichenintensiver indivi-
dueller Nutzungen und zu
Gunsten offentlicher und
gemeinschaftlich genutz-
ter Flachen umverteilt.

Vieles steht konsequenter Suffizienzpolitik
entgegen. Als kommunale Nachhaltigkeits-
strategie ist die Suffizienz nahezu unbekannt.
Dennoch gibt es einige Kommunen, die Suffi-
zienzmal3Bnahmen umsetzen. Mit welcher Idee
werden diese MalBnahmen umgesetzt und wie
liberwinden die Verantwortlichen die Hemm-
nisse?

Unsere vergleichende Untersuchung suffi-
zienzorientierter Stadtentwicklungsprojekte
stellt die Kommune als Akteurin in den Mittel-
punkt. Bis auf die Stadt Ziirich bezeichnet kei-
ne der untersuchten Kommunen ihr Handeln
als Suffizienzpolitik. Dessen ungeachtet konn-
ten wir diverse Projekte identifizieren, die da-
rauf abzielen, Menschen durch Infrastruktur-
verdnderungen und Veranderungen im kom-
munalen Handeln zu ermdglichen, ihr alltag-
liches Leben ressourcenschonender als bis-
her zu gestalten. Im Bereich Mobilitdt gibt es
etwa vielerorts Anstrengungen, den motori-
sierten Individualverkehr einzuschranken zu-
gunsten anderer, nachhaltiger Verkehre. Beim
Wohnen geben manche Kommunen gemein-
schaftlichen und flachensparenden Projekten
Vorrang vor der Ausweisung von flacheninten-
siven Neubaugebieten. Mancherorts wird die
griine Wiese zur Tabuzone erklart und mit kre-
ativen Konzepten zur Innenentwicklung daran
gearbeitet, Gewerbetreibenden Alternativen
aufzuzeigen. Diese und weitere MaBnahmen
finden sich detailliert beschrieben in diesem
Kapitel. Die Darstellungen sind so-
wohl Ergebnis unserer Auswertung
qualitativer Interviews mit Vertre-
ter*innen aus Kommunen als auch
erganzender Literaturrecherchen
zu bereits erforschten Stadtentwi-
cklungprojekten.

Kaum eine der dargestellten Suf-
fizienzpraktiken stellt aus sich heraus etwas
grundlegend Neues im Sinne von noch nie Ge-
dachtem oder Praktiziertem dar. Gemeinsam

IV. Weniger ist schwer, aber
moglich. Beispiele aus
der Praxis

ist den Projekten allerdings, dass sie Moglich-
keiten aufzeigen, den jeweiligen Sektor zu op-
timieren, ohne neue Ressourcen in Anspruch
zu nehmen. Sie férdern zudem eine Verande-
rung von Alltagspraktiken und Lebensstilen in
Richtung Nachhaltigkeit. Flachen werden zu
Lasten flachenintensiver individueller Nutzun-
gen und zu Gunsten offentlicher und gemein-
schaftlich genutzter Flachen umverteilt. Um
dies zu erreichen, fordern Kommunen nach-
haltige Praktiken, indem sie Infrastrukturen
umbauen (etwa FuB- und Fahrradwege), Ver-
glinstigungen einfiihren (zum Beispiel gerin-
gere Quadratmeterpreise fiir gemeinschaft-
liches oder genossenschaftliches Wohnen)
oder neue Auswahlkriterien fir die Vergabe
von Flachen oder Immobilien anlegen (Kon-
zeptvergabe statt Hochstpreisverfahren). Zu-
satzlich deprivilegieren sie nicht-nachhaltige
Praktiken, indem sie sie unattraktiver machen
und einschranken. Dies ist es, was die Projek-
te als einzelne und in der Summe beachtens-
wert macht.

Zweifellos existieren viele einzelne, zum Teil
sehr ambitionierte Projekte im Bereich fla-
chenschonender Stadtentwicklung. Die Frage
danach jedoch, wie viel genug ist fir ein ge-
lingendes Leben in der Stadt und wie, daraus
abgeleitet, das Vorhandene gerecht verteilt
werden kann, ist bislang kaum als Leitmotiv
urbaner Entwicklung zu erkennen. Suffizienz
als regelrechte Nachhaltigkeitsstrategie, als
umfassendes, beabsichtigtes und geplantes
Vorgehen zur Einsparung und zur Deckelung
des Ressourcenverbrauchs einerseits und zur
gleichberechtigteren Verteilung des Zugangs
zum stadtischen Raum andererseits, findet
sich in der Praxis nur sehr selten.

Das liegt vermutlich auch am nicht unbe-
trachtlichen Konfliktpotential, das kommunale,
flaichenbezogene Suffizienzpolitik birgt. Denn,
wie Uta von Winterfeld vom Wuppertal Ins-
titut (WI) schreibt, bedeutet Suffizienz, nicht
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Flensburg

90.000 Einwohner*innen
Quartiersentwicklung

Seite 62
16.000 Einwohner*innen
ticketloser OPNV
Bocholt Seite 44
73.000 Einwohner*innen
Fahrradstadt und Friedrichshain-Kreuzberg
aktive Bodenpolitik (Berlin)
Seite 38 290.000 Einwohner*innen
' Pop-Up Bike Lanes
Siegen Seite 46
103.000 Einwohner*innen
Naherholung statt Tiibingen
Parskptlat;? 92.000 Einwohner*innen
ele Konzeptvergaben
Seite 52
Ravensbur
9 Ulm

51.000 Einwohner*innen

Seite 40

Ziirich

415.000 Einwohner*innen
2.000-Watt-Gesellschaft
Seite 56

,mehr’zu machen, sondern das Vorhandene zu
teilen.! Umverteilung von (Zugang zu) Stadt-
raum geht fast immer mit Kontroversen ein-
her - unabhédngig davon, ob das Wohnen, die
Mobilitat, das Gewerbe oder der Umgang mit
Flachen behandelt wird. Sich als Kommune zu
entscheiden, Interessenskonflikte nicht durch
weiteres Flachenwachstum zu I8sen, sondern
durch Umverteilung, erfordert (nicht nur) ei-
nen langen Atem und kreative Konzepte.
Denn einige Beteiligte empfinden im Zuge der
drohenden Deprivilegierung Verlusténgste.
Dementsprechend stellen Routinen und ver-
innerlichte kulturelle Leitbilder groe Hemm-
nisse dar, nicht nur auf Seiten der Nutzer*in-
nen, sondern auch innerhalb der Verwaltung.
Gewohnte und eingelibte Vorgehensweisen
sowie die Abwesenheit einer Kultur des Schei-
terns hemmen das Entstehen einer neuen Per-
spektive der Stadtplanung. Darliber hinaus
lassen sich auch Ressourcenkonflikte beob-
achten. Knapp besetzten Verwaltungen fehlt
oftmals das Personal fiir die Entwicklung und
Umsetzung neuer Ideen, und in chronisch un-
terfinanzierten Kommunen entstehen schnell
politische Spannungen, wenn zugunsten ei-
ner nachhaltigen Stadtentwicklungspolitik auf
Einnahmen verzichtet werden muss oder zu-
satzliche Ausgaben anfallen.

2

Seite 37

Als grundlegende Umgangsstrategie mit den
skizzierten Herausforderungen ldsst sich in den
untersuchten Stadten ein Streben nach Gestal-
tungsmacht beobachten: Stadtverwaltungen
verstehen sich als Mediatorinnen unterschied-
licher Interessen und versuchen haufig, die
Konflikte zu moderieren. Zentral fiir die Aus-
handlung der Konflikte ist eine Idee des Stadti-
schen, welche von der Stadt verfolgt wird. Das
heilt, eine Vision fir die jeweilige Stadt, die
bei wichtigen Entscheidungen und in Entwick-
lungsprozessen als Richtschnur dient. In den
untersuchten Stadten entsteht so eine Stadt-
entwicklung fir Viele, die nicht partikularen In-
teressen folgt, sondern sich stark am Gemein-
wohl orientiert. Damit eine solche Idee um-
gesetzt werden kann, verfolgen Stadte Strate-
gien, um ihre Ressourcenverfiigbarkeit zu er-
hohen, insbesondere eine aktive Bodenpolitik.
Dariiber hinaus zeichnen sich die erfolgreichen
Projekte durch einen kontinuierlichen, projekt-
unabhdngigen und intensiven Austausch der
Verwaltung mit den relevanten Akteur*innen,
der Politik, den Einwohner*innen und den Um-
landgemeinden aus. Kooperative und enge Be-
ziehungen zu diesen Akteursgruppen schaffen
eine Vertrauensbasis flir neue Ideen und for-
dern damit die Umsetzungswahrscheinlichkeit
der im Folgenden beschriebenen Malnahmen.

Miinchen

1,5 Mio Einwohner*innen
Konzeptvergaben

Seite 59 in der Box

120.000 Einwohner*innen
aktive Bodenpolitik

Grafik oben: Neun
Stddte unterschiedli-
cher Gréf3e, in denen
bereits heute suffizienz-
politische MalsSnahmen
erfolgreich umgesetzt
wurden.
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Boden — Fundament
nachhaltiger Stadtplanung

Suffizienzpolitik Kommunale Flachen sind, insbe- und langfristig finanzielle Vorteile erwirtschaf-
versucht den Druck sondere in wachsenden Stddten, ten. Denn Kommunen sind mit einer aktiven
durch die Umverteilung  begrenzt und umkdmpft. Viele un- Bodenpolitik unabhdngiger vom Spekulations-
des Stadtraums, die terschiedliche Interessensgruppen  markt, kdnnen leichter den Planwertzuwachs
Forderung gemeinschaft-  mochten die Nutzung der Flachen bei der Entwicklung von Baugrundstiicken
lich genutzter Flichen  gestalten. Einwohner*innen brau- abschépfen und die Nutzungsvorgaben der
und durch ein Mehr an chen Wohnraum, Gewerbebetrie- Grundstiicke aktiver mitgestalten und mit den
offentlichem Wohlstand ~ be wollen sich neu ansiedeln oder stadtischen Zielsystemen in Einklang bringen.
zumindern.  erweitern, Stralen und Parkpldatze Einige Kommunen betreiben schon lange eine

werden fir eine vielerorts zuneh-
mende Anzahl an Autos bereitgestellt und Fla-
chen der Naherholung und Freizeitgestaltung
sollen die Lebensqualitdt erhohen. Gleichzei-
tig sind viele Kommunen auf die Einnahmen
der 6konomischen Verwertung der Flachen
angewiesen. In dieser scheinbaren Zwangsla-
ge haben viele Kommunen in den vergange-
nen Jahrzehnten immer neue Baugebiete auf
der ,griinen Wiese"” ausgewiesen, um dem an-
haltenden Druck mit Wachstum zu begegnen.
Vielerorts stoBen Kommunen dabei an ihre ei-
genen Stadtgrenzen und kdnnen keine weite-
ren Flachen auf ihren Gebieten ausweisen oder
nur noch auf Kosten von 6kologisch oder sozi-
al wertvollen Rdumen. Darliber hinaus haben
Kommunen Wohnungsbestdnde, Grundsti-
cke, stadtische Gesellschaften und weitere In-
frastrukturen privatisiert, um durch die kurz-
fristigen Erlose Haushaltslocher zu stopfen. Da-
mit haben Kommunen aber nicht nur kurzfristi-
ge Einnahmen generiert, sondern gleichzeitig
weite Teile ihres Handlungs- und Gestaltungs-
spielraums aufgegeben.

Suffizienzpolitik versucht den Druck durch
die Umverteilung des Stadtraums, die Forde-
rung gemeinschaftlich genutzter Flachen und
durch ein Mehr an o6ffentlichem Wohlstand zu
mindern. Verfiigen Kommunen {iber eigenen

Grund und Boden, kdnnen sie leich-

aktive Bodenpolitik und vergeben dariiber hin-
aus kommunale Flachen nur in Erbbauchrech-
ten.

Aktive Bodenpolitik

Aktive Bodenpolitik, Bodenbevorratungspo-
litik oder auch 6ffentliche Liegenschaftspolitik
beschreibt eine Politik des vorausschauenden
Sicherns und Ankaufens von Boden durch die
Kommune. Das Deutsche Institut fiir Urbanistik
(Difu) unterteilt die aktive Bodenpolitik in drei
wesentliche Typen.? Zum einen ist es der lang-
fristige strategische Ankauf von Flachen, um
diese fiir spatere Entwicklungsoptionen zu si-
chern. Diese Flachen kénnen dann bei Bedarf
von der Stadt selbst entwickelt oder tber Erb-
pachtvertrage Dritten zur Verfligung gestellt
werden, sodass die Kommune weiterhin Eigen-
timerin der Flachen bleibt. Eine kurzfristigere
Form der aktiven Bodenpolitik stellt der Zwi-
schenerwerb von Grundstiicken dar. Dazu kauft
die Kommune Grundstlicke auf, schafft gege-
benenfalls Baurecht, um sie dann beispielswei-
se mittels Konzeptvergabe zum Festpreis zu
verkaufen oder in Erbpacht an diejenigen mit
dem besten stadtebaulichen Konzept zu ver-
geben. Als dritte und schwachste Ausgestal-
tungsform der aktiven Bodenpolitik nennt das

Aktive Bodenpolitik,  ter gestaltend einwirken und dem Difu Modelle kooperativer Baulandentwicklung
Bodenbevorratungspoli-  Druck auf die Flache unterschied- auf der Basis stadtebaulicher Vertrdage im Zu-
tik oder auch 6ffentliche  lich begegnen. Eine aktive Boden- ge einer Bauleitplanung. Hier agiert die Kom-

Liegenschaftspolitik politik, die nicht auf den Verkauf —mune nicht als Eigentlimerin der Flachen, son-

beschreibt eine Politik ~ zugunsten eines kurzfristigen Ge- dern handelt mit den privaten Eigentiimer*in-

des vorausschauenden winns setzt, sondern darauf, die nen im Rahmen der Schaffung von Baurecht

Sicherns und Ankaufens  Nutzung auf kommunalen Flachen  Quoten fiir geférderten oder preisgedampften

von Boden durch die mitzugestalten, kann sozial-6ko- Wohnungsbau oder weitere soziale, stadtebau-
Kommune.  logischen Problemen vorbeugen liche sowie 6kologische Anforderungen aus.



Aktive Bodenpolitik ist nicht per se ein Inst-
rument zur Einsparung von Ressourcen. Sie ist
jedoch eine wesentliche Voraussetzung dafir.
Denn die Verfligbarkeit Gber und der Zugriff
auf Flachen verleiht Kommunen Gestaltungs-
und Handlungsmacht. Als Eigentlimerinnen
und Inhaberinnen der Planungshoheit kénnen
Kommunen dariiber entscheiden, wie Fldchen
langfristig genutzt werden. Ob der Bodenvor-
rat fir die Befriedigung ressourcenintensiver
Lebensstile, etwa in Form von Einfamilienhaus-
gebieten, oder fiir sozial und dkologisch nach-
haltige Stadtentwicklungsmanahmen ein-
gesetzt wird, ist letztlich eine Frage des politi-
schen Willens und der gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen. Ohne Bodenvorrat indes
|dsst sich weder das eine noch das andere rea-
lisieren.

Fir eine gelingende aktive Bodenpolitik
braucht es Kontinuitdt und Konsequenz, wel-
che mit langfristigen Zielen und dem strategi-
schen, zweckungebundenen Ankauf von Fla-
chen einhergehen.? Dementsprechend wer-
den auch Forderungen laut, dass aktive Boden-
politik ein gdngiges Alltagspolitikfeld neben
Feldern wie Schul- oder Verkehrspolitik wird.*

Eine grof3e Hirde fir eine aktive Bodenpoli-
tik sind die oftmals fehlenden finanziellen Mit-
tel, um Grundstticke oder Immobilien halten
oder gar (zurtick)kaufen und Baureife herstel-
len zu kénnen. Dass eine aktive Bodenpolitik
langfristig fir Kommunen eine 6konomisch
gewinnbringende Strategie sein kann, zeigen
die Beispiele aus Ulm und Bocholt.

Ulm - das Urgestein
der aktiven Bodenpolitik

In Ulm wird aktive Bodenpolitik in Form von
langfristigen strategischen Ankaufen schon
sehr lange und unter hochst unterschiedli-
chen politischen Systemen praktiziert. Seit
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REVOLVIERENDER BODENFONDS

In Bocholt wurde fiir die Finanzierung des Bodenma-
nagements und der sozial gerechten Bodennutzung ein
revolvierender Bodenfonds als Sonderposten im Haus-
halt eingerichtet, der von einer treuhdndischen Ent-
wicklungsgesellschaft verwaltet wird. Zu den Aufgaben
des Bodenfonds zihlen in Bocholt die Bereitstellung
von Wohnbaugrundstiicken durch Kauf, Verkauf,
Tausch oder Vermittlung ohne Zwischenerwerb unter
Beriicksichtigung sozialer Kriterien.

Ein revolvierender Bodenfonds trigt sich in der Regel
selbst und deckt Ankéufe durch generierte Einnahmen
aus Verkdufen, Darlehensraten oder Erbpachtzinsen.
Dadurch belasten Ankaufe von neuen Flachen nicht
den Grundhaushalt und es kommt zu geringeren
Schwankungen im Haushalt. Da in der Regel Flichen
in frithen Entwicklungsstadien aufgekauft und nach
der Entwicklung verkauft oder in Erbpacht vergeben
werden, verbleibt ein Groflteil des Planwertzuwach-
ses — welcher vor allem durch stidtische Investitionen
hervorgerufen wird - im Bodenfonds und damit bei
der Stadt. Dabei sind die Einnahmen und Ausgaben
zweckgebunden, sodass eine zweckfremde Verwen-
dung fiir andere Haushaltsposten vermieden wird.
Somit kénnen keine Flichen aus dem Bodenfonds ver-
kauft werden, um Haushaltslocher an anderen Stellen
zu fiillen und das stidtische Vermogen wird nicht iiber
die Zeit aufgezehrt. Grundsitzlich ist die Fithrung
eines revolvierenden Bodenfonds als ,,Sondervermé-
gen“ im Haushalt méglich, insbesondere fiir Kommu-
nen in der Haushaltssicherung empfiehlt sich jedoch
das Auslagern in eine eigene Gesellschaft, die dann
auch kreditfahig ist.

Uber 125 Jahren kauft die Stadt systematisch
Flachen auf und kann dadurch aktiv auf die Art
ihrer Nutzung und die Stadtentwicklung Ein-
fluss nehmen. Der lange Atem hat dazu beige-
tragen, dass sich mittlerweile rund ein Drittel
der stadtischen Flachen in kommunaler Hand
befinden.® Allein im Jahr 2017 investierte die
120.000 Einwohner*innen zdhlende Stadt rund
33 Millionen Euro in den Ankauf neuer Fla-
chen. Die Flachen werden in der Regel nicht
fur einen konkreten Nutzungszweck erwor-
ben, beispielsweise um ein neues Krankenhaus
oder eine neue Schule zu bauen. Vielmehr ver-
folgt die Stadt mit ihrer Ankaufspraxis das Ziel,

In Ulm gibt es Bau-
land nur direkt von
der Stadt, wodurch
diese die Boden- und
Wohnungspreise
mitgestalten kann.

© Luis Fernando, unsplash



38

Boden - Fundament nachhaltiger Stadtplanung

DREI MODELLE FUR DEN ANKAUF

VON FLACHEN IN BOCHOLT

1. Flichenerwerb: Bocholt hat ein Programm zur Preis-
findung fiir das Bauland entwickelt, um die Verhand-
lungen méglichst transparent zu machen. Der Kaufpreis
wird residual ermittelt, das heiflt, Ausgangspunkt ist der
spitere Verkaufspreis des fertigen Baulandes, der fiir
Schwellenhaushalte gerade noch bezahlbar ist. Schwel-
lenhaushalte zeichnen sich dadurch aus, dass sie unter
Einbezug aller Kosten ein Haus mit maximal 30 Prozent
ihres Haushaltseinkommens finanzieren kénnen. In

der Kalkulation kénnen alle Kosten simuliert werden.
Dadurch werden Forderungen der Eigentiimer*innen in
ihren Auswirkungen vor allem auf Schwellenhaushalte
sichtbar und die Stadt kann ihrerseits transparent ma-
chen, dass nicht die Profitsteigerung fiir die Kommune
im Fokus steht. Durch dieses Instrument konnten Ver-
handlungen der Stadt zufolge maflgeblich versachlicht
und erleichtert werden.

2. Optionsmodell: Bei dem sogenannten Options-
modell kommt es nicht zu einem friihzeitigen Ankauf,
sondern die Gemeinde sichert sich die Option, unter
gewissen Bedingungen das Bauland zu erwerben. So
kann beispielsweise vereinbart werden, dass das Land
nur gekauft wird, wenn die Baulandentwicklung gelingt
oder zumindest fortgeschritten ist. In diesem Fall tragt
die Gemeinde nicht das Risiko der Baulandentwicklung
und hat auch keine Zinslast fiir die Finanzierung des
Ankaufs, muss dafiir aber aufgrund des Gebots der an-
gemessenen Entschidigung einen hoheren Preis zahlen,
im Zweifel den fiir Rohbauland oder gar baureifes Land.
Der Ankaufspreis wird iiblicherweise ebenfalls residual
ermittelt. Zu beachten ist, dass es durch das Optionsver-
fahren nicht zu einer Selbstbindung der Gemeinde im
Bauleitplanverfahren kommen darf.

3. Leistungsmodell: Dieses kann auch in Kombination
mit den ersten beiden Modellen angewendet werden.
Hierbei verpflichten sich Eigentiimer*innen oder In-
vestor*innen dazu, klar vereinbarte Leistungen der
Baulandentwicklung anstelle des 6ffentlichen Tragers zu
erbringen, wozu unter anderem die Bereitstellung von
Grundstiicken fiir einen ausgewihlten Bewerber*innen-
kreis (insbesondere die Schwellenhaushalte) gehort.
Hierbei haben die Voreigentiimer*innen in der Regel ein
Drittel des Bruttolandes zu einem Preis vor der Bauland-
entwicklung an die Gemeinde zu verkaufen. Gleiches
wird in sogenannten Kooperationspakten mit Bautri-
ger*innen vereinbart, die meist zusétzlich die gesamten
Erschliefungsmafinahmen iibernehmen und sich ver-
pflichten, die Grundstiickspreise bei Weiterverduflerung
zu limitieren.

Mehr Informationen zu den Modellen finden sich bei der Stadt Bo-
cholt” und bei der treubdindischen Entwicklungsgesellschaft Bocholt.®

die Handlungs- und Gestaltungsfahigkeit der
Kommune zu erhalten. Zentrales Merkmal der
Tradition der Bodenbevorratung in Ulm ist die
Verfahrenskontinuitat. Das Vorgehen ist immer
dasselbe, es ist transparent und behandelt alle
Eigentimer*innen gleich.? Bestandigkeit und
Verlasslichkeit tragen zur breiten Akzeptanz
des Verfahrens bei.

Eines der Grundprinzipien der Bodenbevor-
ratungspolitik ist, dass es Bauland nur von der
Stadt selbst gibt. Das heifl3t, die Stadt weist ein
Baugebiet erst dann aus, wenn sie Eigentiime-
rin aller Flachen ist.’° Dieses Prinzip lasst sich
dabei nicht nur fir die wenig nachhaltige Ent-
wicklung im AuBenbereich, sondern auch fir
groB3e (Konversions-) Flachen im Innenbereich,
bei denen ein Planbediirfnis besteht, anwen-
den. Dadurch kann sie nicht nur die spatere
Nutzung der Grundstiicke leichter mitgestal-
ten, sondern profitiert auch in héherem Ma-
Be von Bodenwertzuwachsen, die gro3tenteils
erst durch 6ffentliche Investitionen in die Infra-
struktur und die ErschlieBung der Flachen ent-
stehen. Im Jahr 2016 hatte die Stadt so in 16
potentiellen Wohngebieten genligend zusam-
menhdngendes Land aufgekauft, um dort bei
Bedarf neue Baugebiete ausweisen zu kdnnen.
Dies wirkt sich nicht zuletzt dampfend auf die
Bauland- und Mietpreise aus.

Ein weiteres, bereits seit 1890 angewende-
tes Grundprinzip stellt das auch von einer Viel-
zahl anderer Stadte verwendete kommuna-
le Wiederkaufsrecht dar, welches durch eine
Auflassungsvormerkung im Grundbuch gesi-
chert wird. Dadurch wird sichergestellt, dass
ein unbebautes, ehemals kommunales Grund-
stlick niemals an Privat weiterverkauft werden
kann." Das Wiederkaufsrecht ermdglicht den
Ruckkauf des Grundstiicks durch die Kommu-
ne, falls der festgelegte Nutzungszweck durch
die neue Eigentlimer*in nicht erreicht wurde.
Dabei erfolgt der Rickkauf zum urspriingli-
chen Verkaufspreis.'?

Bocholt - Zwischenerwerb
und revolvierender
Bodenfonds

Bocholt, eine Mittelstadt mit rund 74.000
Einwohner*innen im Westmiinsterland, hat
erst in den 1990er Jahren mit einer aktiven
Bodenpolitik begonnen.’ Boden- und Woh-
nungspreise stiegen, einige Bauherr*innen
hielten ihre Grundstiicke spekulativ zuriick



und die Verschuldung der Stadt stieg nicht zu-
letzt aufgrund wachsender Erschlieungskos-
ten immer weiter an. Bocholt verfligte nicht
liber die 6konomischen Ressourcen kurzfris-
tig eine groBe Menge an Flachen zu erwerben,
mehr noch drohte der Verkauf von Flachen zur
Behebung von Finanzierungsliicken in ande-
ren Haushaltsfeldern. Daraufhin entwickelte
die Stadt Bocholt ein rechtliches Instrumenta-
rium des Zwischenerwerbs, bei dem die Stadt
die Nutzung der Grundsttlicke aktiv mitgestal-
ten und einen Grof3teil des Planwertzuwachses
abschopfen kann.

In einem Grundsatzbeschluss wurde En-
de 1995 die Einfihrung eines Bodenmanage-
ments beschlossen, in dem unter anderem
festgelegt wurde, dass bei allen Grundstticks-
entwicklungen der Planwertzuwachs in der
Regel durch Zwischenerwerb abzuschdpfen
ist. AuBerdem wurden ein revolvierender Bo-
denfonds eingerichtet und die Einnahmen
aus GrundstlicksverduBBerungen fiir den An-
kauf neuer Flachen zweckgebunden. Stadti-
sche Grundstiicke ohne strategische Bedeu-
tung wurden verauBBert, um mit dem Geld stra-
tegisch wertvollere Grundstiicke erwerben zu
kdnnen. Die Verwaltung wurde erméchtigt, fir
den Ankauf von neuen Flachen mit den jewei-
ligen Eigentimer*innen zu verhandeln. Dabei
kommen angepasst an die Bedirfnisse der Ver-
kaufenden drei unterschiedliche Formen des
Zwischenerwerbs zum Einsatz: der Flachener-
werb, das Optionsmodell oder das Leistungs-
modell. Grundstiicke von Eigentiimer*innen,
die nicht mitwirkungsbereit sind, werden nicht
in die Konzeption einbezogen und nicht mit
Baurecht versehen, wodurch sie auf der Wert-
stufe vor stadtebaulicher Planung ,eingefro-
ren” werden. Dies ist jedoch nur im Auf3enbe-
reich oder auf grof3en Fldchen im Innenbereich
(AuBBenbereich im Innenbereich) mdoglich, da
im Ubrigen Innenbereich nach § 34 BauGB ein
Baurecht auch ohne B-Plan besteht. Projekte
mit der groBten Mitwirkungsbereitschaft der
Eigentimer*innen werden demnach zuerst re-
alisiert, wodurch ein Belohnungseffekt eintritt.
Zugleich dienen diese Grundstiicke als Beispiel
fur zukinftige Verhandlungen als Verhand-
lungsgrundlage. Eine zentrale Gemeinsamkeit
zwischen dem langfristigen Ankauf von Fla-
chen in Ulm und dem Grundsatzbeschluss in
Bocholt ist die hohe Transparenz des Verfah-
rens, welches unabhdngig von den Kaufer*in-
nen oder Verkdufer*innen gleich angewendet
wird."

IV. Weniger ist schwer, aber moglich. Beispiele aus der Praxis

ERBBAURECHTE

Ein wichtiges Instrument, um die durch das aktive Bo-
denmanagement gewonnene kommunale Handlungs-
macht nicht wieder abzugeben, ist das Erbbaurecht.
Das Erbbaurecht erméglicht es Kommunen, ihre Fla-
chen zu behalten und nutzungsgebunden zu verpach-
ten, meist fiir einen langen Zeitraum von mehreren
Jahrzehnten. Die Kommune erhilt von den Erbbau-
berechtigten einen jahrlichen Zins, der vom Boden-
wert abhingig ist. Wird die festgeschriebene Nutzung
durch die Erbpachtnehmer*innen nicht mehr gewéhr-
leistet, kommt es zum sogenannten ,,Heimfall“ der
Fliache an die Stadt. Aufgrund der kontinuierlichen
Zahlungen haben Péichter*innen ein gesteigertes Inte-
resse daran, einen Ertrag auf dem Grundstiick zu er-
wirtschaften und das Grundstiick moglichst effizient
auszunutzen. Auf diese Weise kann Bodenspekulatio-
nen durch Erbpachtvertrige vorgebeugt werden, was
schon bei der Einfithrung des Instruments vor iiber
100 Jahren das Ziel war. Durch den Erbbauzins fliefit
die Wertsteigerung des Grundstiicks, welche zumeist
aus den Entwicklungen im Umfeld der Fliche oder
grofieren gesellschaftlichen Trends resultiert, nicht
(allein) an die Grundstiicksbesitzer*innen, sondern
wird fiir die Allgemeinheit abgeschopft.

Eine grofie Flichenrelevanz hat das Erbbaurecht heute
unter anderem in Wolfsburg. Nach 1955 bekam die
Stadt einen Grof3teil der Siedlungsfliche als Grundei-
gentum aus der Treuhandverwaltung iibertragen. Die-
se wurde und wird vorwiegend iiber Erbbaurechte an
Bauwillige iibertragen. In einigen weiteren deutschen
Stddten wie Berlin, Hamburg, Kiel, Liibeck, Koln,
Hannover, Frankfurt am Main aber auch in Wien und
Stockholm wird das Erbbaurecht in groflerem Mafle
genutzt. Der Hamburger Senat verabschiedete Anfang
2019 einen Beschluss, nachdem in Zukunft alle stadt-
eigenen Flachen nur noch als Erbbaurechte vergeben
werden sollen. Ziel ist es unter anderem, die Immo-
bilienbesitzer*innen langfristig an giinstige Mieten
binden zu kénnen.

Seit 2004 ist das Bodenmanagement an eine
stadtische Gesellschaft ausgelagert, die auch
den Bodenfonds verwaltet. Durch diese Aus-
lagerung konnten der Stadt zufolge Schwan-
kungen im stadtischen Budget verhindert, die
Zeitspannen der Umsetzung reduziert und das
Bodenmanagement flexibilisiert werden.'
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Gewerbe -
Die kompakte Stadt

Jahrzehntelang hat das Ideal Im Rahmen der Um-

Im Sinne der Innen- vor Au-

der funktionsentmischten Stadt,  setzung dieses Konzepts  Benentwicklung hat die Stadt
in der Wohnen, Arbeiten und  wurde beispielsweise ein ~ Ravensburg schon Anfang der
Freizeit rdumlich weit vonein-  Gewerbegebiet nachver-  2000er Jahre beschlossen, kei-
ander getrennt liegen, die Stadt-  dichtet, indem Parkplit- nen zentrenrelevanten Einzel-
planung dominiert. Eng ver-  ze, Lager- und Brachfli-  handel am Stadtrand auf der
knlpft war diese Vorstellung chenumgenutzt wurden. grlinen Wiese anzusiedeln. Die

mit dem Leitbild der autoge-

rechten Stadt, sollte doch das Auto als indivi-
duelles und flexibles Verkehrsmittel die von-
einander entfernten Orte verbinden. Dieses
Leitbild wurde 1933 in der Charta von Athen
festgeschrieben und pragte den Wiederauf-
bau nach 1945 in vielen europaischen Stadten.
Spatestens seit den 1990er Jahren gewann die
Debatte um eine starkere Mischung der unter-
schiedlichen Funktionen wieder an Bedeutung.
Im Jahr 2007 wurde auf einem EU-Minister*in-
nentreffen die Leipzig-Charta zur nachhaltigen
europdischen Stadt verabschiedet. Darin wird
die Abkehr von der funktionsentmischten und
autogerechten Stadt hin zu einer ,Stadt der
kurzen Wege"” empfohlen.

Die griine Wiese bleibt griin -
der ,Ravensburger Weg”

Ravensburg verfolgt schon seit langem eine
okologisch nachhaltige Stadtentwicklung, ins-
besondere hinsichtlich eines schonenden Um-
gangs mit Flachen. Die Stadt liegt im Stidosten
von Baden-Wirttemberg, zdhlt etwa 50.000
Einwohner*innen und verzeichnet seit Ende
der 1980er Jahre ein jahrliches Bevolkerungs-
wachstum von durchschnittlich rund acht Pro-
zent.'® Die Region hat sich in den vergange-
nen Jahrzehnten zu einem technologieorien-

tierten Wirtschaftsraum entwickelt.

Baunutzungsverordnung er-
maoglicht diese Regulation durch entsprechen-
de Festsetzungen in Bebauungsplanen. Damit
verfolgt die Stadt okologische Ziele und be-
wahrt Naherholungsrdume und hochwerti-
ge Boden firr die Landwirtschaft. Gleichzeitig
mochte Ravensburg auf diese Weise ihre histo-
rische Innenstadt als ,attraktive Einkaufsstadt
in der Region” festigen und Kaufkraftzuflisse
sichern. Dabei wird auf eine Vielfalt der Funk-
tionen, das heif3t auf eine Mischung von Einzel-
handel, Dienstleistungen, Gastronomie, Kultur
und Wohnen geachtet. Um die Erteilung be-
ziehungsweise Verweigerung von standortbe-
zogenen Genehmigungen transparent zu ge-
stalten, wurde in Ravensburg eine Sortiment-
liste erstellt, welche nach nahversorgungsrele-
vanten, sonstigen zentrenrelevanten und nicht
zentrenrelevanten Sortimenten unterschei-
det.”” Auf Basis dieser Liste werden Ansiedlun-
gen nicht oder auch nur im Zentrum geneh-
migt. Vergleichbare Konzepte existieren auch
in anderen Stadten.

Gewerbeflachen werden bevorzugt fir das
Handwerk und das produzierende Gewerbe re-
serviert, welche ansonsten im Wettbewerb mit
dem Einzelhandel um Grund und Boden oft
nicht bestehen kdonnten. Um die Ausweisung
neuer Gewerbeflachen zu begrenzen, wurde
ein Gewerbeflichenentwicklungskonzept ver-
abschiedet. Im Rahmen der Umsetzung dieses
Konzepts wurde beispielsweise ein Gewerbe-

Im Sinne der Innen-vor  Wie viele Stadte, hat Ravensburg in  gebiet nachverdichtet, indem Parkplatze, La-
AuBlenentwicklung hat  den letzten Jahrzehnten versucht, ger- und Brachflichen umgenutzt wurden. Mit
die Stadt Ravensburg  die eigene Attraktivitdit und An- kooperierenden Unternehmen wurde ein Mo-
schon Anfang der 2000er  ziehungskraft zu steigern — jedoch  bilitdtsmanagement entwickelt, das unter an-
Jahre beschlossen, keinen ~ weniger mit der Ausweisung neu- derem eine kostenlose OPNV-Nutzung fiir die
zentrenrelevanten Einzel- en Baulands auf der griinen Wiese, Mitarbeitenden enthielt, um Parkplatze einzu-
handel am Stadtrand auf ~ sondern mit einem eigenen, dem sparen.Im Gegenzug wurden neue Hohen und
der griitnen Wiese  sognannten Ravensburger Weg. Dichten fiir die Nachverdichtung zugelassen.
anzusiedeln.



IV. Weniger ist schwer, aber moglich. Beispiele aus der Praxis

So konnte die Ausweisung eines urspriinglich  vieren, Uberflissigen Verkehr reduzieren und
angedachten neuen Gewerbegebiets unter- so Umweltbelastungen verringern.’® Ein Grof3-
bleiben. teil der Besucher*innen steigt an den Stadt-
grenzen auf andere Verkehrsmittel um, wenn

Als zentrales Hemmnis fiir die Entwicklung sie die verkehrsberuhigte Innenstadt besu-
einer attraktiven Innenstadt wurde der Kfz- chen. Einen Wermutstropfen gibt es: Trotz die-
Verkehr identifiziert. Das Verkehrskonzept der ser Bemuhungen ist die PKW-Dichte in Ravens-
Stadt beinhaltet diverse Malinahmen, um den  burg im letzten Jahrzehnt kontinuierlich ge-
motorisierten Individualverkehr aus der Alt- stiegen. In diesem Punkt unterscheidet sich
stadt zu halten: Der Stadtbus wird geférdert Ravensburg nicht von anderen
und kostenglinstig gestaltet, park and ride eta-  Stadten.'” Die Zahlen verweisen da-
bliert, indem die kostenlose Busnutzung im rauf, dass die Anstrengungen in Sa-
Parkticket enthalten ist und der Bahnhof als chen Verkehrsentwicklung offenbar
Eingang zur Stadt eingerichtet. All dies soll das  noch nicht ausreichen, damit mehr
Entstehen lebendiger Raume fordern, Dichte Ravensburger*innen ganz auf ihr

Als zentrales Hemmnis
fiir die Entwicklung einer
attraktiven Innenstadt
wurde der Kfz-Verkehr
identifiziert.

}201S1 'IYOPINDO B

und Frequenz von Besucher*innen steigern,
weniger mobile Bevdlkerungsgruppen invol-

Um eine Verbindung zur ,griinen Wiese” aufzubauen und die
Auswirkungen menschlicher Eingriffe erfahrbar zu machen, un-
ternahm der Stadtrat in Ravensburg beispielsweise Ausfllige in

umliegende Wdlder und zu Millkippen am Stadtrand.

Auto verzichten.
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Mobilitat — Weniger Autos,
mehr Platz zum Leben

In vielen Stadten ist der Ver- Angesichts der Normali- letzteren Variante des ticketlo-
kehr durch das Auto dominiert. tit von Autos in deut- sen OPNV bei der Mobilitats-
In Mittelstddten und kleinen schen Stidten bleibt hau- wende eine wichtige Rolle zu-
GroB3stadten wie Fiirth, Ingol- fig unsichtbar, dass Alte, geschrieben, in der Annahme,
stadt oder Flensburg stehen Kinder und Jugendliche, dass es vor allem der Ticket-
rund 20 Prozent der gesam- Menschen ohne Fiihrer- preis ist, der die Menschen ins
ten Stadtfliche dem Verkehr schein oder mit zu wenig Auto statt in den Bus steigen
zur Verfigung®, der groBte Geld fiir ein eigenes lasst. Die brandenburgische
Anteil dem Autoverkehr. Und Auto von dieser Mobili- Kleinstadt Templin hat schon
es werden in vielen Stddten titsform ausgeschlossen vor Uiber 20 Jahren den Test ge-
immer mehr Autos: Zwischen bleiben. macht. Und in der Tat stiegen

2010 und 2020 ist die Anzahl

der privat genutzten PKW in Deutschland um
knapp 15 Prozent auf tber 47 Millionen Fahr-
zeuge gestiegen. Dies fuhrt zu mehr Staus, zu
Parkplatzmangel und zu Verteilungskonflik-
ten auf der StraBe. Angesichts der Normalitat
von Autos in deutschen Stadten bleibt haufig
unsichtbar, dass Alte, Kinder und Jugendliche,
Menschen ohne Fiihrerschein oder mit zu we-
nig Geld fiir ein eigenes Auto von dieser Mobi-
litatsform ausgeschlossen bleiben. Das Poten-
tial von Parkplatzen und Stral3en fiir die Stei-
gerung von Lebensqualitat wird Uberall dort
sichtbar, wo Autos kurzzeitig oder dauerhaft
die Flachen freigeben. FuBBgangerzonen sind
aus keiner Stadt mehr wegzudenken, in eini-
gen Stadten stellen Cafés ihre Stihle auf vor-
malige Parkpldtze, andernorts kénnen Kinder
wieder auf der Strae und nicht nur hinter dem
eigenen Gartenzaun spielen. Damit ein Weni-
ger an Autos bei gleichbleibender oder sogar
steigender Mobilitdt mdglich wird, braucht es
eine Neuverteilung von Flache und eine Bereit-
stellung attraktiver Alternativen.

Ticketloser OPNV -
(k)eine gute Idee fiir

die suffizienzorientierte
Mobilitdtswende?

Die Begriffe des ticket- oder auch fahrschein-
losen OPNV werden sowohl fiir den Ersatz des
physischen Tickets durch ein Digitales als auch
fir den Wegfall des Ticketpreises fur die Nut-
zer*innen verwendet. Nicht selten wird der

dort die Fahrgastzahlen nach
dem Wegfall des Fahrpreises um das Finf-
zehnfache. Ahnliches lieB sich im belgischen
Hasselt, im estnischen Tallin oder im bayri-
schen Pfaffenhofen beobachten, welches En-
de 2018 den ticketlosen OPNV einfiihrte. In all
diesen Stadten nahm - und dies widerspricht
der oben skizzierten Intention — der Anteil der
Autofahrenden nur in geringem Maf3e ab. Der
wichtigste Grund dafiir war: Vor allem Fu3gan-
ger*innen, Radfahrende und Menschen, die
zuvor weniger mobil waren, haben die kosten-
losen OPNV-Angebote genutzt. Der kologisch
orientierte Verkehrsclub Deutschland (VCD),
sieht im ticketlosen OPNV daher auch ,eine
Kannibalisierung des Umweltverbundes, der
den Wettbewerb zwischen den umweltfreund-
lichen Mobilitatsformen verzerrt”?' Der Kon-
kurrenz innerhalb des Umweltverbundes kann
aus Sicht des VCD durch einen geringen Ti-
cketpreis vorgebeugt werden. Radfahren und
zu Ful3 gehen bilden bei geringem Ticketpreis
immer noch die kostenglinstigere Alternati-
ve. Gleichzeitig begtinstigt der geringe Ticket-
preis den OPNV gegeniiber dem verhiltnisma-
Big kostenintensiven Auto. Im Vergleich zum
steuerfinanzierten, ,kostenlosen” OPNV kann
ein niedriger Pauschalpreis nach Einschdtzung
des VCD somit die Umstiegswahrscheinlichkeit
vom Auto auf den OPNV bei gleichzeitiger Aus-
balancierung der potentiellen Nebeneffekte
etwas erhohen.”

Entscheidender fiir den Wechsel als der
Preis, sind meist andere Faktoren: Schnellig-
keit, Komfort und Praktikabilitat. Wenn der Bus
bis in den spaten Abend hinein in hoher Tak-
tung féhrt, die nachste Haltestelle nie weit ent-



fernt liegt und die Linienfliihrung intelligent die
ganze Stadt abdeckt, bildet der OPNV fiir viele
Menschen eine attraktive Alternative zum Au-
to. In zahlreichen Stadten stof3en die Kapazita-
ten des OPNV allerdings an ihre Grenzen. Nicht
allein, weil das Geld fir neue Busse und Bah-
nen fehlt, sondern auch, weil die Busse im Stau
stehen. Weniger Autos und mehr Busspuren
konnen hier Abhilfe schaffen. Wird auf eine Er-
weiterung des Stralenraums verzichtet, muss
hierflir eine PKW-Spur oder ein Parkplatzstrei-
fen weichen.

Rickenwind kommt hierfiir von einer Stu-
die aus Kassel, die anhand der Stadte Kassel,
Bremen und Kiel aufzeigt, dass die kommuna-
len Ausgaben fir die Errichtung und Erhaltung
der Infrastruktur fiir den PKW-Verkehr deutlich
iber denen des OPNV liegen.? Der OPNV weist
also aus kommunaler Sicht einen deutlich ho-
heren Kostendeckungsgrad als der motorisier-
te Individualverkehr auf. Bezieht man die ex-
ternen Kosten wie Umweltschaden, Unfélle
oder Gesundheitsbelastungen mit ein, werden
die Vorteile des OPNV noch deutlicher. Eine
starkere Privilegierung des OPNV gegentiber
dem motorisierten Individualverkehr kann al-
so auch finanzielle Vorteile bieten. In jedem
Fall muss der OPNV niedrigschwellig nutzbar,
komfortabel, praktisch und schnell sein und
zugleich der Automobilverkehr eingeddammt
werden, damit eine Mobilitdtswende gelingt.

IV. Weniger ist schwer, aber moglich. Beispiele aus der Praxis

Die Corona-Krise hat dem attraktiven OPNV
noch eine weitere Komponente hinzugefiigt.
Zu Beginn der Krise brachen die Fahrgastzah-
len in einigen Stadten um 60 bis 80 Prozent
ein.?* Dass sich Busse und Bahnen jedoch rasch
wieder fillten, verweist auf die groBe Rele-
vanz der Verkehrsmittel einerseits und ande-
rerseits auf die Notwendigkeit aus der Corona-
zeit zu lernen. Denn die Corona-Krise, die rasch
zu einer Krise des OPNV wurde, hat bereits be-
kannte Problemlagen im Bereich Mobilitat ver-
starkt und dadurch sichtbarer werden lassen.
Soziale Ungleichheiten etwa und damit zusam-
menhdngende unterschiedliche Verletzlichkei-
ten gegeniiber Krisen: Wer kein Auto hat und
wer nicht im home office tétig sein kann - dies
trifft Gberwiegend Menschen in niedrigen Ein-
kommensgruppen - ist (oft) darauf angewie-
sen, mit den Offentlichen mobil zu sein. Die
Corona-Krise zeigt, dass ein breit akzeptierter
und genutzter OPNV nicht nur niedrigschwel-
lig, bezahlbar und alltagstauglich sein sollte.
Er muss auch sicher sein und zwar nicht allein
im bislang geltenden Sinn, Schutz vor Unfal-
len bieten. Sondern der OPNV be-
ziehungsweise das Mobilitatssys-
tem muss dariiber hinaus auch re-
silient, das heil3t widerstandsfahig
sein gegeniber Pandemien, denn
aller Voraussicht nach wird Corona
nicht das letzte Ereignis dieser Art
gewesen sein.”

Ein kostengtinstiger
OPNV ist nicht nur eine
okologische und so-
Zzial inklusive Alternati-
ve zum PKW, sondern
kann auch fir die Kom-
mune kosteneffizienter
als der motorisierte In-
dividualverkehr sein.

Der OPNYV weist also aus
kommunaler Sicht einen
deutlich hoheren Kos-
tendeckungsgrad als der
motorisierte Individual-
verkehr auf.
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Die Stadt Templin -
Vorreiterin des
ticketlosen OPNV

Die Runde diskutierte
iiber die Einstellung des
OPNYV, entschied sich aber
fiir das genaue Gegenteil:
Der Stadtbus sollte fiir die
Nutzer*innen vollstindig
kostenfrei werden.

In Templin gibt es
schon seit tiber 20 Jah-
ren Erfahrungen

mit dem kostenlosen
und —gtinstigen OPNV,
der mittlerweile partei-
Ubergreifend unter-
stitzt wird.
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Mitte der 1990er Jahre litt der Mobilitdtssek-
tor im brandenburgischen Templin unter zwei
Problemen: Insbesondere in der historischen
Altstadt staute sich der PKW-Verkehr und der
defizitire OPNV wurde nur sehr wenig genutzt
(Kostendeckungsgrad 14 Pro-
zent).?® Um diesen Problemen
zu begegnen, griindete sich
ein Arbeitskreis bestehend aus
der Stadt Templin, dem Land-
kreis Uckermark, dem Frem-
denverkehrsverein und dem
Verkehrsunternehmen der
Uckermarkischen Verkehrsge-
sellschaft (UVG mbH). AuBer-
dem wurde das Tourismus-
management hinzugezogen.
Die Runde diskutierte (iber die Einstellung des
OPNV, entschied sich aber fiir das genaue Ge-
genteil: Der Stadtbus sollte fir die Nutzer*in-
nen vollstandig kostenfrei werden.
Damit sollte die Luftqualitat ver-
bessert und der Kurstatus, der auf-
grund hoher Schadstoffemissionen
zur Disposition stand, gesichert so-
wie die Lebensqualitat fir Einwoh-
ner*innen und Tourist*innen ge-
steigert werden. Man versprach

Gestartet als 6kologisch
und 6konomisch moti-
viertes Projekt, um unter
anderem den Kurstatus
zu erhalten, ist der kos-
tengiinstige OPNV heute
vor allem eine sozial-
politische Malinahme
und iiber alle Fraktionen
hinweg unumstritten.

sich zudem einen Werbeeffekt flir den Kurort,
welcher finanzielle Nebeneffekte durch gestei-
gerte Steuereinnahmen beférdern sollte.

In Templin entschied man sich nicht nur
fiir einen ticketlosen OPNV, sondern begann
schon vor Projektstart mit einer systemati-
schen Verbesserung der OPNV-Infrastruktur.
Es wurden zwei neue Haupt- und zwei Neben-
linien installiert, 24 neue Uberdachte Bushal-
testellen errichtet, die Zahl der Haltestellen
von 27 auf 42 erhéht und ein
zentraler Umsteigepunkt am
Markt in der Altstadt einge-
richtet.” Nach Planungen der
Stadt Templin sollten Haltestel-
len weniger als 150 Meter von
den Wohnungen der Einwoh-
ner*innen entfernt liegen und
einen Abstand von 300 bis 350
Metern voneinander aufwei-
sen.?®

Innerhalb eines Jahres stiegen die Fahrgast-
zahlen von 41.000 auf 350.000%, innerhalb von
weiteren drei Jahren insgesamt um das 15-fa-
che.® Dieser Anstieg beruhte jedoch weniger
auf PKW-Fahrenden, die auf den OPNV umstie-
gen, sondern mehr auf dem ,hdufigeren Fah-
ren von bereits den OPNV nutzenden Personen
und Umsteigen des nichtmotorisierten Indivi-
dualverkehrs”3?' Die finanzielle Belastung der
Kommune stieg deutlich. Um ,SpafBfahrten”
und eine nicht bediirfnisorientierte Ubernut-




zung des OPNV einzuddmmen, fiihrte die Stadt
im Jahr 2002 eine glinstige Jahreskarte von 29
Euro ein, im Jahr 2007 wurde der Preis auf 44
Euro erhdht und ist seitdem konstant. Die Fahr-
gastzahlen haben sich seitdem ungefdhr auf
dem sechsfachen Niveau von vor der Einfiih-
rung der MalBnahme eingependelt. Tourist*in-
nen mit Kurkarte fahren weiterhin kostenlos
und auch Menschen aus den Umlandgemein-
den kdnnen mit einer Kurkarte von grof3en Ra-
batten profitieren.

Gestartet als okologisch und 6konomisch
motiviertes Projekt, um unter anderem den
Kurstatus zu erhalten, ist der kostenglnsti-
ge OPNV heute vor allem eine sozialpolitische
MaBnahme und uUber alle Fraktionen hinweg
unumstritten.?? Der erschwingliche und gut
ausgebaute OPNV erhéht die Teilhabe von Al-
teren, Jugendlichen und Menschen die kein
Auto besitzen oder nicht fahren kdnnen. Au-
Berdem sind die Unfélle im StraBenverkehr
deutlich zuriickgegangen. Die Starkung des
Umweltverbundes und die Einschrankung des
motorisierten Individualverkehrs, gegebenen-
falls in Kooperation mit den Nachbarkommu-
nen, kdnnte zusatzliche 6kologische Effekte,
wie geringeren Flachenverbrauch und weniger
Emissionen zur Folge haben.

»Sie radeln einfach deshalb, weil es heute
die schnellste und bequemste Méglichkeit
ist vorwarts zu kommen*,

IV.Weniger ist schwer, aber moglich. Beispiele aus der Praxis

Fahrradfahren und
zu FuBB gehen - eine
Frage der Infrastruktur

,Sie radeln einfach deshalb, weil es heute
die schnellste und bequemste Moglichkeit ist
vorwarts zu kommen“3? So erklart Morten Ka-
bell, ehemaliger Umweltbirgermeister Ko-
penhagens, warum in der danischen Haupt-
stadt rund 62 Prozent der Biirger*innen jeden
Tag mit dem Fahrrad zur Arbeit oder zur Schule
fahren. Nur neun Prozent dagegen nutzen fir
diese Wege das Auto. Gerade mal sieben Pro-
zent der Radfahrenden fahren aus Umwelt-
schutzgriinden. Diese Zahlen verweisen auf
die markantesten Aspekte fahrradfreundlicher
Stadte: Vergleichsweise viele Wege werden mit
dem Fahrrad zuriickgelegt und die Infrastruk-
tur ist gut ausgebaut. Eine Verkehrsinfrastruk-
tur, die sich GUberwiegend an den Bediirfnissen
von Fahrradfahrer*innen (und FuBBgdnger*in-
nen) orientiert, sorgt fiir deutlich mehr Sicher-
heit im StraBBenverkehr und beférdert so diese
Mobilitatsformen, beispielsweise durch kreu-
zungsarme Wegefiihrung oder die physische
Trennung von Fahrbanen fiir den Auto-, den
Rad- und FuBverkehr. Viele dieser Erkenntnis-
se lieBen sich eins zu eins auf den FuBverkehr
Ubertragen, auch dieser braucht zuallererst ei-
ne attraktive und barrierearme Infrastruktur.

Eine attraktive Fahrrad-
und FulSverkehrsinfra-
struktur ist ein Schltis-

selfaktor fiir die Mo-

bilitdtswende und fiir
Kommunen langfristig
kostenglinstiger als die

Instandhaltung und

der Ausbau von PKW/-

Infrastrukturen.

© Bruno Wansing, Stadt Bocholt
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PANDEMIERESISTENTE INFRASTRUKTUR: POP-UP BIKE LANES

Einige Stidte haben auf die Corona-Krise mit

dem beschleunigten Ausbau der Radinfrastruktur
reagiert und sogenannte Pop-up Bike Lanes einge-
richtet. Unter anderem in Berlin, K6ln, Miinchen,
Stuttgart und Niirnberg, in Leipzig, Diisseldorf und
Fiirth wurden temporire Fahrradwege ausgewiesen.
Gelbe Markierungen und Absperrbaken kennzeich-
neten die neuen Wege, fiir die in der Regel die rechte
Fahrspur oder ein Parkstreifen umgenutzt wurde.

Ziel ist es, Fahrradfahrer*innen mehr Platz einzu-
rdumen und ihnen zu erméglichen, die im Zuge der
Corona-Pandemie geforderten Abstandsregeln auch
im Straflenverkehr einzuhalten. Begriindet wur-
den die Mafinahmen damit, dass die Nutzung von
Bussen und Bahnen im Frithsommer 2020 erheb-
lich zuriickging, weil sie aufgrund der Enge als Orte
potentieller Ansteckung mit COVID-19 galten.
Argumentiert wurde zudem, dass nicht alle OPNV-
Nutzer*innen auf ein Auto ausweichen konnten oder
wollten - eine Option, die im Sinne einer nachhal-
tigen Mobilitit zumeist auch politisch nicht gewollt
war. Die rasch eingerichteten temporiren Fahrrad-
streifen sollten also zumindest fiir die Nahmobilitit
Entlastung bieten. Die Mafinahmen werden in allen
Stidten kontrovers diskutiert. Befiirworter*innen
argumentieren, die Corona-Krise beschleunige nur
Entwicklungen, die ohnehin verkehrs- und klima-
politisch seit langem beschlossen sind, namlich die
Umverteilung des Straflenraums zugunsten nach-
haltiger Verkehrsmittel, wie eben dem Rad. Kri-
tiker*innen dagegen monieren, die aktuelle Krise
und die Abstandsregelungen wiirden als Vorwand
genutzt, den motorisierten Verkehrsfluss zu behin-
dern und Autofahrer*innen zu benachteiligen. Die
FDP bezweifelte die Rechtmifligkeit des Vorgehens,
woraufhin die Wissenschaftlichen Dienste (WD)
des Bundestages im Juni 2020 die rechtlichen Rah-
menbedingungen der Anordnung solcher Radwege
priiften und im Ergebnis den Kommunen die juristi-
sche Legitimitit des Vorgehens bescheinigten.>* Die
Regelung in § 45 Stralenverkehrsordnung (StVO)
erlaubt Kommunen die zeitweise und auch dauer-
hafte Einrichtung von Radfahrstreifen.

Vorreiter in Sachen Pop-up Bike Lanes war der Ber-
liner Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg. Die ersten
Kilometer der provisorischen Infrastruktur entstan-
den dort bereits im Mirz 2020. Nach Auskunft des
Bezirks waren bis August 2020 13 Kilometer solcher
Fahrradwege eingerichtet, bis Ende des Jahres sollen
insgesamt 21 Kilometer entstanden sein, die zudem
ebenfalls bis Jahresfrist baulich verstetigt sein sol-
len. Zum Vergleich: Das bestehende Radwegenetz,
ohne Pop-up Radwege, in Friedrichshain-Kreuzberg
umfasst rund 40 Kilometer bei 140 Kilometern Stra-
3e. Der Radverkehr im Bezirk hat, laut Verkehrs-
zihlungen des Straflen- und Griinflichenamts, seit
Beginn der Pandemie um 15 Prozent zugenommen.
National und international haben die Berliner Maf3-
nahmen grofle Aufmerksamkeit erregt. Nicht nur in
den Medien wurde iiber das Vorgehen intensiv be-
richtet, auch Wissenschaftler*innen haben sich den
Pop-up Bike Lanes angenommen.?* Dem Vorbild der
Friedrichhain-Kreuzberger Verwaltung sind Stidte
im In- und Ausland gefolgt: Neben den oben ge-
nannten deutschen Kommunen, finden sich auch in
Paris, Mailand, Mexico-Stadt, Wien und Budapest
provisorische Radwege.

Die Pop-up Bike Lanes treffen allerdings nicht
iiberall auf positive Resonanz. Im September 2020
gab das Berliner Verwaltungsgericht dem Eilantrag
eines Berliner AfD-Politikers gegen acht der Pop-
up Bike Lanes statt und verpflichtete die Senats-
verwaltung die entsprechende Beschilderung und
Fahrbahnmarkierung wieder zu entfernen. Dabei
hat das Gericht die Méglichkeit von befristeten
Radwegen auf der Grundlage des § 45 StVO nicht
grundsitzlich verneint, jedoch betont, dass das Stra-
Benverkehrsrecht ausschlie8lich der Regelung der
Sicherheit und Ordnung des Verkehrs dient. Gegen
den Verwaltungsgerichtsbeschluss legte die Senats-
verwaltung Berufung ein. Durch Nachreichung von
Verkehrszihlungen und Unfallstatistiken konnte die
Senatsverwaltung die Gefahrenprognose belegen.
Aufgrund dieser Belege stoppte das Oberverwal-
tungsgericht die erstinstanzliche Entscheidung, da
die 6ffentlichen Belange die privaten Belange des
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© Alexander Czeh, QIMBY

Die Pop-up Bike Lanes stellen eine Form experimenteller Beteiligung dar: Dadurch, dass sie niederschwellig in der Praxis getestet wer-

den, missen sich alle Nutzer*innen der StralSe dazu verhalten. Das so eingesammelte Feedback kann integriert werden, wenn

die Radwege wie geplant auf Dauer gestellt werden.

Antragsstellers iiberwiegen. Somit konnen die
Pop-up Bike Lanes vorerst bleiben, die end-
giiltige Entscheidung iiber die Beschwerde des
Antragsstellers steht zum Zeitpunkt des Redak-
tionsschlusses noch aus.

Wie in vielen anderen gesellschaftlichen Be-
reichen auch, hat die Corona-Krise die im
Mobilitatssektor bestehenden Probleme und
Herausforderungen besonders sichtbar werden
lassen. Deutlich wurde, dass eine Umvertei-
lung des Straflenraums, die vor der Krise kaum
moglich schien, binnen kurzer Zeit nicht nur in
den Bereich des Moglichen gelangte, sondern
tatsdachlich punktuell realisiert werden konn-
te. Insofern hat die Krise Moglichkeitsraume
er6ffnet. Ob die Veranderungen der Radwege-
netze die Krise allerdings iiberdauern werden,
ist ungewiss. Noch ist nicht absehbar, ob die
temporiren Radwege, wie in Berlin vorgesehen,

iiberall in permanente Infrastruktur umgewan-
delt werden, oder ob die Riickkehr zur Nor-
malitit eine vollstatige Wiederherstellung des
Status quo ante bedeutet. Doch auch wenn die
Radwege wieder verschwinden, eines bleibt: Die
Erfahrung, dass eine Umverteilung des Straflen-
raums grundsitzlich und rasch méglich ist - so-
fern der Wille dies zu tun, vorhanden ist und bei
der Umsetzung die rechtlichen Voraussetzungen
sorgfiltig beachtet werden.

Jra~
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In der Mittelstadt Bo-
cholt werden

39 Prozent der Wege
mit dem Fahrrad, aber
nur 3 Prozent mit dem
OPNV zurtickgelegt.

Eine Forderung des FuB- und Fahrradver-
kehrs ist fir Kommunen ungleich ginstiger
als die Unterstiitzung des Autoverkehrs. Ko-
penhagen etwa begann in den 1980er Jahren
mit der Forderung des Radverkehrs — ein um-
fangreiches Wegenetz und zahlreiche Fahr-
radbriicken sind entstanden. Gekostet haben
diese infrastrukturellen Verdnderungen circa
280 Millionen Euro.*® Aktuell investiert Kopen-
hagen gut 35 Euro pro Einwohner*in und Jahr
in die Radverkehrsférderung. Das ist ein Viel-
faches der Investitionen deutscher GrofRstad-
te, die im Schnitt zwischen zwei und funf Euro
ausgeben.?’” Zwar investiert Kopenhagen mehr
in die Fahrradverkehrsinfrastruktur, spart da-
mit aber im Vergleich viel Geld, denn StraRen,
Parkpldtze und andere Infrastrukturen fir Au-
tos zu bauen und zu unterhalten, ist deutlich
teurer. So kosten beim vermutlich teuersten
StraBenbauprojekt Deutschlands, dem Aus-
bau der A100 in Berlin 3,2 Kilometer Stadtauto-
bahn 613 Millionen Euro.® Hinzu kommen ex-
terne Kosten fiir Gesundheit, Klimafolgen und
Unfalle, die fir den Autoverkehr deutlich ho-
her ausfallen. In einer Kosten-Nutzen Berech-
nung der Universitat Lund aus dem Jahr 2018
wurden die Verkehrsinvestitionen fiir Rad und
Auto verglichen und hinsichtlich ihrer Renta-
bilitat geprift. Der Studie zufolge entstehen in
Deutschland pro Auto und Jahr

keine Kosten, sondern spielen der Volkswirt-
schaft, vor allem aufgrund positiver Gesund-
heitswirkung und deutlich weniger Unféllen,
sogar rund 30 Cent pro Kilometer ein.*

Neben den positiven Gesundheits- und Kos-
teneffekten kann die Férderung des Rad- und
FuBverkehrs zu deutlichen Senkungen des Res-
sourcenverbrauchs insbesondere in Bezug auf
knappe Flachen, Material, Energie und Treib-
hausgasemissionen beitragen. Zusatzlich tragt
eine Forderung des Ful3- und Radverkehrs da-
zu bei, offentliche Flachen vom Autoverkehr
fir neue Nutzungen zurlickzugewinnen, Larm
zu reduzieren und insgesamt die Attraktivi-
tat des offentlichen Raumes und damit die Le-
bensqualitat zu verbessern.

Bocholt - Fahrradfahren
von Jung bis Alt

Eine der fahrradfreundlichsten Mittelstadte
in Deutschland ist das westminsterlandische
Bocholt: Im Jahr 2019 wurde die Stadt Bocholt
zum sechsten Mal Siegerin in der Kategorie
der Mittelstadte (50.000 bis 100.000 Einwoh-

ner¥innen) im bundesweiten

Kosten von rund 4.000 Euro, die 213 Kilometer Rad- Fahrradklimatest des Allgemei-
nicht durch Steuern, Abgaben wege ziehen sich durch nen Deutschen Fahrrad-Clubs
und Versicherungen gedeckt das Stadtgebiet und der (ADFQ). Das Fahrrad bleibt das

sind, das entspricht 20 Cent pro
Personenkilometer. Fahrradfah-
rende verursachen hingegen

Anteil des Rades am
Hauptverkehrsaufkom-
men liegt bei rund 39
Prozent.

Verkehrsmittel der Wahl unter
den Bocholter*innen. Tatsachli-
che besitzt jede*r von ihnen im

© Bruno Wansing, Stadt Bocholt
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Durchschnitt zwei Rader. 213 Kilometer Rad-
wege ziehen sich durch das Stadtgebiet und
der Anteil des Rades am Hauptverkehrsauf-
kommen liegt bei rund 39 Prozent.*

Die Forderung des Radverkehrs hat in Bo-
cholt Tradition. An vielen Stellen zeigt sich die
Beriicksichtigung der Bedirfnisse Radfahren-
der: Die Siedlungsstruktur wurde bereits in
der Planung so angelegt und fortlaufend er-
weitert, dass sie eine hohe Netzdurchldssigkeit
fur Radfahrende und FuBBgdnger*innen bietet,
das heiflt, Wege sind fiir den Autoverkehr ge-
sperrt, flir Radfahrende und FuBganger*innen
aber durchgdngig nutzbar. Eine dhnliche Stra-
tegie wird auch im dénischen Kopenhagen
oder im belgischen Houten verfolgt. Dort ist
es ebenfalls einfach, sich mit dem Rad oder zu
FuB zwischen den Stadtvierteln zu bewegen,
wahrend man mit dem Auto mitunter lange-
re Umwege in Kauf nehmen muss. In Bocholt
ist das StralBennetz gepragt von vielen Tempo-
30-Zonen, sowie von EinbahnstraBBen, die fir
Radfahrende in beide Richtungen befahrbar
sind. Es gibt zahlreiche Radwege neben Haupt-
verkehrsstraBen und eigenstandige Fahrrad-
straBen. Allgemein ist das Netz der Radwe-
ge engmaschig und feingliedrig angelegt. An
Verkehrsknotenpunkten geben vorgezogene
Aufstellflichen und groBziigige Markierungen
Raum und Fiihrung fiir den Radverkehr. Fir
Vorsprung im StraBenverkehr sorgen zusatz-
lich eigene Ampelsignale fiir Radfahrende. Die
Stadt bemuht sich auBerdem, die bereits vor-
handenen Radwege zu Schnellradwegen aus-
zubauen und Fahrradstellplatze an zentralen

IV.Weniger ist schwer, aber moglich. Beispiele aus der Praxis

Orten wie dem Busbahnhof, in der Innenstadt
oder dem Liebfrauenplatz zu Giberdachen und
zum Teil sogar zu tiberwachen.

Autoarme Mobilitdt
durch Umverteilung
von Fldchen

Wenn Stadte den konsequenten Ausbau von
OPNV-, Fahrrad- und FuBverkehrsinfrastruktur
vorantreiben, kommt es haufig zu Konflikten
um den begrenzten 6ffentlichen Raum, meist
um Verkehrsflachen, die bislang dem Auto zu-
gedacht sind. Da der Verkehrsraum, insbeson-
dere in innerstadtischen Lagen, nicht mehr er-
weitert werden kann, um zusatzlich Platz fur
alternative Verkehre zu schaffen, stehen Kom-
munen vor der Aufgabe, den vorhandenen
Raum neu zu verteilen. Oftmals werden Park-
platze oder Fahrspuren des Autoverkehrs zu
Fahrradabstellanlagen, Radwegen oder Bus-
spuren umgewidmet. Diese Umverteilung ist
nicht nur notig, um den Verkehrsmitteln des
Umweltverbundes mehr Platz einzurdumen,
sondern auch, um mehr Autofahrer*innen aus
Griinden des Klimaschutzes und zur Steige-
rung der Lebensqualitdt in den Stadten zum
Umstieg zu bewegen. Zu einer erfolgreichen
Férderung des OPNV-, Fahrrad-, und FuBver-
kehrs im Sinne einer Mobilitdtswende gehodren
also immer auch Einschrankungen fiir den mo-
torisierten Individualverkehr.

Den Fahrradverkehr in
Stddten zu férdern
bedeutet vielfach
Flciche umzuverteilen.

49



Uabai§ 1pDISSIDISIBAIUN O

50

Mobilitdt — Weniger Autos, mehr Platz zum Leben

TRANSPARENZ UND KOOPERATION MIT EINWOHNER*INNEN UND POLITIK IN SIEGEN

Der Abriss der Siegplatte war umstritten. Die Stadt
ging einen eher ungewohnlichen Weg, sie setzte auf
Transparenz und Partizipation. Die Baumafinahmen
wurden durch eine intensive Offentlichkeitsarbeit
begleitet, etwa durch das Baustellenmarketing in
Form eines Internetauftritts, ein Baustellenbiiro und
Informationsmaterialien sowie umfassende Infor-
mationsangebote zum Umgestaltungsprozess.*' Auf
der preisgekronten Internetseite wurde mehrmals
im Monat iiber den Baufortschritt und aktuelle Er-
eignisse berichtet. Aulerdem wurde anlésslich des
Umbaus sechs Mal eine Stadtteilzeitschrift herausge-
geben. Der Biirgermeister und der Baustadtrat boten
mindestens einmal pro Monat eine Baustellenfiih-
rung an, bei der sie iiber die Planungen und den
Fortschritt informierten. Eine Malaktion von Schul-
klassen vor dem Abriss der Siegplatte oder der Ver-
kauf von Bruchstiicken der Siegplatte als Andenken,
lieflen die Bevolkerung am Verdnderungsprozess
teilhaben. Neben den selbstorganisierten Veranstal-
tungen hat die Stadtverwaltung bei jedem Stadtteil-
fest, an verkaufsoffenen Sonntagen oder zu anderen
Anlissen in der Stadt Informationsstinde aufgebaut.
Es gab Aktionen wie die ,,Abrissparty Siegplatte
und Architekturabende der Universitit. Die Ein-
wohner*innen konnten iiber diverse Entscheidungen
online abstimmen, so zum Beispiel iiber einen neuen
Standort der stadtgeschichtlich bedeutenden Stand-
bilder von Hiitten- und Bergmann, im Volksmund
»Henner und Frieder® auf der neuen Oberstadtbrii-
cke, an der fast 1.600 Siegener*innen teilnahmen.

Nicht zuletzt blieben die Bauzdune wihrend der
Arbeiten offen, um die Verinderung den Biirger*in-
nen transparent zuginglich zu machen. Mit einem
dreitigigen Uferfest schliefSlich wurde die Er6ffnung
der neuen Uferanlage gefeiert.*

Um eine enge und kooperative Zusammenarbeit
zwischen Verwaltung und Politik zu erméglichen,
wurde zu Beginn des Verfahrens ein gemeinsamer
Arbeitskreis gegriindet, in dem regelmiflig iiber

den Zwischenstand informiert wurde. Anwesend
war immer auch der Projektleiter des Biiros, das

den Wettbewerb gewonnen hatte. Der Arbeits-

kreis besafl keine besonderen Befugnisse, sondern
diente vor allem der engmaschigen Information und
Abstimmung zwischen Planer*innen, Verwaltung
und Politik und unterstiitzte so die Arbeit in den
politischen Ausschiissen. Eine Zusammenarbeit mit
Immobilien- und Grundstiickseigentiimer*innen,
Geschiftstreibenden und Gastronom*innen sowie
mit der Immobilien- und Standortgemeinschaft und
der Gesellschaft fiir Stadtmarketing ergénzte den
Prozess.

Der transparente und auf Kooperation setzende
Umgang der Fachverwaltung mit Biirger*innen und
den Vertreter*innen der Politik war ein wichtiges
Element, um die Siegplatte als Teil der automobilen
Infrastruktur zuriickbauen zu kénnen.

Das Flussbett der Sieg, die sich mitten durch die Innenstadt schidngelt,

war fir viele Jahre durch die sogenannte Siegplatte, einem Parkplatz fir
rund 200 PKW. verdeckt.




Siegen - Naherholung
statt Parkpldtze

In der Nachkriegszeit wurde die 100.000 Ein-
wohner*innen zdhlende Stadt Siegen, wie viele
deutsche Stadte, zu einer autogerechten Stadt
umgebaut. Breite Stral3en, zahlreiche Parkplat-
ze und geringe Aufenthaltsqualitédt im offentli-
chen Raum pragen das Stadtbild. Das Flussbett
der Sieg, die sich mitten durch die Innenstadt
schlangelt, war fiir viele Jahre durch die soge-
nannte Siegplatte, einem Parkplatz fiir rund
200 PKW, verdeckt.

Seit 1991 existierten Plane fir den Abriss
der Siegplatte. Erst 2009, die Siegplatte war in-
zwischen stark sanierungsbeddrftig, schrieb
die Stadt im Rahmen eines Strukturférderpro-
gramms des Landes Nordrhein-Westfalen ei-
nen freiraumplanerischen Wettbewerb aus.
Anders als die Umgestaltung, ware eine Sanie-
rung der Siegplatte nicht forderfahig gewesen.
Eine Jury, zusammengesetzt aus Vertreter*in-
nen von Rat und Verwaltung, unabhdngigen
Architekt*innen und Landschaftsplaner*innen,
traf in einem mehrstufigen Verfahren die Ent-
scheidung fiir einen Komplettabriss der Sieg-
platte sowie den Bau einer Treppenanlage am
Siegufer. Neben der Freilegung und Umge-
staltung der Sieg wurden im gleichen Zug ei-
ne Straf3e zur FuBgdangerzone umgewidmet, ei-
ne weitere von vier auf zwei Spuren verringert,
Geh- und Uberwege fiir FuB- und Radfahrer*in-
nen verbessert, Kurzzeitparkplatze sowie eine
neue Bushaltestelle eingerichtet und die Auf-
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enthaltsqualitdt durch Begriinung
erhoht.

Die Stadt hat durch den
Abriss eine Parkfliche ver-

loren, dafiir aber ein neues

Im Vorfeld der Umbaumaf3nah-
me gab es ,harte Kdmpfe”* und
umfangreiche Kritik an der Pla-
nung. Die Siegplatte war im Ver-
gleich zu den umliegenden Park-
hdusern ein beliebter Parkplatz.
Dariiber hinaus waren viele an-
grenzende Immobilieninhaber*in-
nen und Einzelhdndler*innen
skeptisch, ob der Wegfall der Parkplatze ihr Ge-
schaft schadigen, beziehungsweise den Wert
ihres Eigentums mindern wiirde. Und schlief3-
lich wurde durch die Reduzierung von Fahr-
bahnen ein Verkehrschaos befiirchtet. Die
Stadt versuchte, mit Gutachten und Fachpla-
nungen die Befiirchtungen zu entkraften und
durch einen steten Informationsfluss fiir Trans-
parenz zu sorgen, da es im politischen Raum
und in der Verwaltung eine breite Riickende-
ckung fir das Projekt gab.** So wurde zum Bei-
spiel gutachterlich Giberprift und nachgewie-
sen, dass in der Innenstadt ausreichend alter-
native Stellplatzflaichen vorhanden waren. Zu-
satzlich wurde ein Parkplatzkonzept erarbei-
tet. Den Umbau selbst begleitete die Stadt mit
zahlreichen Aktivitditen und Informationsfor-
maten. Die Kritik ist langt abgeklungen. Die
Stadt hat durch den Abriss eine Parkflache ver-
loren, daflir aber ein neues naturnahes inner-
stadtisches Zentrum gewonnen, einen Ort, der
durch den Umbau nicht unattraktiver gewor-
den ist, sondern wegen seiner hohen Aufent-
haltsqualitat gern und viel genutzt wird.

naturnahes innerstadti-
sches Zentrum gewonnen,
einen Ort, der durch den
Umbau nicht unattraktiver
geworden ist, sondern we-
gen seiner hohen Aufent-
haltsqualitit gern und viel
genutzt wird.

Fur Einige unerwartet

ist durch die Freilegung
der Siegim Stadtzent-
rum Siegens ein neues
urbanes Zentrum
entstanden.

© Universitctsstadt Siegen
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Wohnen - von privatem Luxus

zu offentlichem Wohlstand

Der Anstieg der
Wohnfldche verschdirft
nicht nur die Konflik-

te um Fldchen, sondern
schmdilert auch die
Energieeinsparungen,
welche durch bessere
Ddmmung der Héuser
erreicht werden, deutlich.

Wohnflache
pro Kopf

Die Trends im Wohnbe-
reich lassen sich kurz zu-
sammenfassen: Menschen
leben in immer kleine-
ren Haushalten auf zuneh-
mend groBerer Flache. Ak-
tuell bestehen rund drei
Viertel aller Haushalte aus
nur einer oder zwei Per-
sonen. Die Wohnflache pro Kopf steigt stetig,
sie liegt gegenwartig bei knapp 47 Quadrat-
metern. Die historische Entwicklung in diesem
Sektor ist bemerkenswert: Die Flache, auf der
heute in Deutschland gelebt wird, wiirde fur
200 Millionen Menschen ausreichen - wiirden
sie auf einer Flache leben, die in den 1960er
Jahren uUblich war. Die mit Abstand am hau-
figsten gebauten Wohngebaude sind Ein- und
Zweifamilienhduser. Jahrzehntelang wurde
die Nachfrage nach Wohnraum unter anderem
durch politische Forderung und immobilien-
wirtschaftliche Interessen hoch gehalten. Stad-
te und Gemeinden haben mit der Ausweisung
von immer neuen Baugebieten auf der griinen
Wiese versucht, dem Druck zu begegnen. Vie-
lerorts sind die Grenzen des Wachstums langst
erreicht, schlichtweg, weil Stadte keine Flachen

ﬁ

Aktuelle
Wohnflache
pro Kopf =

47 m?

1960 =

19 m?

Die funktionsentmischte
Stadt, in denen Wohnen,
Arbeiten und Freizeit
voneinander getrennt an
unterschiedlichen Orten
stattfindet, hat die Auto-
mobilitit in die Stadte
geschrieben.

mehr im eigenen Stadtgebiet fir
Wohnraum bereitstellen kénnen.
Die Folgen dieser Wohnungspo-
litik sind weitreichend. Der Ver-
brauch  knapper Naturrdume
und landwirtschaftlicher Flachen
schreitet fort, Miet- und Immobi-
lienpreise steigen vielerorts deut-
lich schneller als die Realldhne, so-
dass viele Menschen aus ihren angestammten
Wohnorten verdrangt werden. Die funktions-
entmischte Stadt, in denen Wohnen, Arbeiten
und Freizeit voneinander getrennt an unter-
schiedlichen Orten stattfindet, hat die Auto-
mobilitdt in die Stadte geschrieben. Die Zu-
nahme an Ein- und Zweipersonenhaushalten
ldsst Einsamkeit fiir immer mehr Menschen zu
einem alltaglichen Problem werden.

Suffizienzorientierung beim Wohnen bedeu-
tet Losungen fir die skizzierten Herausforde-
rungen zu finden, ohne dafiir weitere Flachen
in Anspruch zu nehmen. Das schlie8t die weit
verbreitete Praxis, Wohnraummangel mit der
Ausweisung reiner Wohngebiete fiir besonders
flachenintensive Wohnformen auf der griinen
Wiese zu begegnen, aus. Gefordert sind Alter-

Wiirde in
Deutschland heute
noch auf dem Niveau

der 1960er Jahre

gewohnt, wdre genug
Wohnflache fiir

200 Millionen

Menschen vorhanden




nativen auf der Ebene einzelner Wohneinhei-
ten und fiir die (Weiter-)Entwicklung ganzer
Quartiere. Auf der Ebene der Wohneinheiten
bieten sich gemeinschaftliche Wohnformen
an. Welche Vorteile die kommunale Férderung
gemeinschaftlichen Wohnens hat, ist ein The-
ma dieses Kapitels. Auch mit einer besseren,
das heillt zum Beispiel den verschiedenen Le-
bensphasen angepassten Nutzung vorhande-
ner Rdume, mit flexiblen Grundrissen oder mit
Strukturen und Organisationshilfen, die den
Tausch von Wohneinheiten erleichtern und
fordern, konnen Flachen eingespart werden -
Ideen und auch praktische Beispiele dafiir gibt
viele.* Jedoch ist die systematische Forderung
solcher Malinahmen zur Reduktion der Fla-
cheninanspruchnahme auf kommunaler Ebe-
ne noch wenig verbreitet.

Alternative Konzepte im Bereich der Quar-
tiersentwicklung, die ebenfalls zu einer deutli-
chen Reduktion der Wohnflache pro Kopf bei-
tragen kénnen, sind ebenfalls Gegenstand die-
ses Abschnitts. Zu nennen waren nutzungsge-
mischte Quartiere, in denen Wohnen auf kom-
pakter Flache mit gemeinschaftlich genutzten
Rdumen und Freiflichen mdglich ist. Quartie-
re also, in denen das Weniger an individueller
Wohnfldche durch ein Mehr an gemeinschaft-
lichem Wohlstand, in Form von offentlichen
Erholungsflachen, kurzen Wegen und alltags-
tauglicher, nachhaltiger Mobilitatsinfrastruktur
wettgemacht werden kann.

Genossenschaften,
Cluster-Wohnen,
Wohngemeinschaften
und Co - Potentiale
gemeinschaftlichen
Wohnens

In Deutschland leben tber 65-Jdhrige durch-
schnittlich auf 60 Quadratmetern pro Kopf. Die
Kinder sind ausgezogen, das Haus oder die
Wohnung eigentlich zu grof3, der Garten ist
schon, aber zu pflegeintensiv, wie iberhaupt
der Unterhalt einer so grof3en Flache. Die Woh-
nung oder das Haus zu verlassen und an einen
anderen Ort zu ziehen, ist jedoch 6konomisch
und/oder sozial unattraktiv oder bedarf gro-
Ber Umstellungen. Junge Familien mit Kindern
hingegen haben, insbesondere in wachsenden
Kommunen, oftmals Schwierigkeiten passen-
den und vor allem bezahlbaren Wohnraum zu
finden. Im Laufe eines Lebens wandeln sich die

IV.Weniger ist schwer, aber moglich. Beispiele aus der Praxis

Wohnraumbedarfe meist deutlich. Bisher wer-
den die Konjunkturen des Flachenbedarfs im
Lebensverlauf und deren soziale, 5konomische
und okologische Folgen indes selten &ffentlich
diskutiert.

Ansatze gemeinschaftlichen Wohnens ver-
suchen, die Inanspruchnahme von Flachen zu
reduzieren und Lésungen fiir den Umgang mit
dem Druck auf den Wohnungsmarkt anzubie-
ten. Gemeinschaftliche Wohnprojekte — insbe-
sondere generationsiibergreifende — kénnen
es Alteren erleichtern, eine groBe Wohnung
gegen eine kleinere, dem Bedarf angemessene
zu tauschen und Familien den zeitweise grof3e-
ren Raumbedarf zu erfiillen. Denn der Wohn-
ort, also das Wohnprojekt, bleibt das gleiche,
der Tausch oder die Umnutzung ist aufgrund
sozialer Beziehungen einfacher und finanziell
ergeben sich weniger Nachteile, da man nicht
auf dem freien Wohnungsmarkt eine neue
Miet- oder Eigentumswohnung finden muss.

Gemeinschaftliche Wohnformen beglins-
tigen dariiber hinaus auch das Teilen und ge-
meinsame Nutzen von Gebrauchsgtern. Bei
geteilten Kichen oder Waschkellern braucht
es weniger Herde, Kiihlschranke oder Wasch-
maschinen. In groBeren Wohnprojekten wie
beispielsweise der Kalkbreite in Zirich gibt es
gemeinschaftlich genutzte Wohn- und Wirt-
schaftsraume, Spielplatze, Gastewohnungen,
Garten- und Terrassenanlagen, Werkstatten

© WEG-Marktstr. 7-9

Die gemeinsame Nut-
zung ermdglicht fir die
Einzelnen eine gréfsere
Vielfalt der Angebote
und in der Gesamtheit
héufig einen geringeren
Ressourcenverbrauch,
ohne auf eine Privat-
sphdire ganz verzichten
zu mdssen.
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GEMEINSCHAFTLICHES WOHNEN

Gemeinschaftliches Wohnen beschreibt im allgemei-
nen Wohnformen, in denen einige Flichen und Raume
gemeinschaftlich von den Bewohner*innen genutzt, ge-
staltet und gepflegt werden. Eine Studie im Auftrag der
Stadt Wien unterscheidet vier verschiedene Typologien
des gemeinschaftlichen Wohnens, welche in der Ab-
bildung unten rechts dargestellt sind.* In der Wohnge-
meinschaft werden viele funktionale Raume wie Kiiche
oder Bad gemeinschaftlich genutzt und meist gibt es nur
einen privaten Raum pro Bewohner*in. In Wohngrup-
pen (Cluster-Wohnen) befinden sich hiufig kleine Ba-
der oder Kochnischen in den privaten Raumlichkeiten
und die einzelnen Wohnungen verfiigen iiber eigene Zu-
ginge und Anschriften. Zusitzlich gibt es gemeinschaft-
liche Rdume wie eine grolere Gemeinschaftskiiche und
gemeinsame Wohnridume. Hausgemeinschaften setzen
sich aus einzelnen, abgeschlossenen Wohneinheiten zu-
sammen. In den Gebiuden gibt es zusitzliche Gemein-
schaftsflichen wie einen gemeinsamen Garten oder
einen Waschkeller. Integrierte Nachbarschaften stellen
die rdumlich groflte Ausgestaltungsform gemeinschaft-
lichen Wohnens dar und bieten am meisten private
Flachen. Hier leben einzelne Haushalte, beispielsweise
Familien, Wohngemeinschaften oder Wohngruppen, in
vollstindig abgeschlossenen Wohnungen oder Gebéu-
den. Nur das Auflengeldnde, (halb-)offentliche Riume
oder einzelne Gegenstinde, wie beispielsweise Fahrzeu-
ge, werden gemeinsam genutzt.

Das Spektrum der 6konomischen und rechtlichen Or-
ganisationsformen von gemeinschaftlichen Wohnpro-
jekten reicht von gemeinsamen Okonomien, bei denen
ehemals private Einkiinfte, Verm6gen und Ausgaben
vollstindig in der Gemeinschaft aufgehen, bis hin zu
Gemeinschaften, bei denen sich die einzelnen Wohnun-
gen und die Gemeinschaftsraume anteilig in Privat-
besitz befinden. Mégliche Organisationsformen sind
Wohnprojekte zur Miete, Wohnungseigentiimergemein-
schaften (WEG), Vereine, Gesellschaften biirgerlichen
Rechts (GbR), neu gegriindete Kleinstgenossenschaf-
ten, GmbHs (wie beispielsweise beim Mietshiuser-
Syndikatsmodell) oder die Trigerschaft durch eine
Genossenschaft oder ein stidtisches Wohnungsunter-
nehmen.? Im letzten Fall sind die Wohnprojekte meist
als Verein organisiert und schlieflen einen General-
mietvertrag oder eine Kooperationsvereinbarung mit
den Wohnungseigentiimer*innen ab. Mit der Wahl der
Rechtsform gehen unterschiedliche Modalititen in Be-
zug auf Mitspracherechte, Austrittsregelungen und die
finanziellen Verpflichtungen einher.

oder Saunen. Die gemeinsame Nutzung er-
moglicht fir die Einzelnen eine gréBere Viel-
falt der Angebote und in der Gesamtheit hdu-
fig einen geringeren Ressourcenverbrauch, oh-
ne auf eine Privatsphdre ganz verzichten zu
mussen. Durch den Gemeinschaftsfokus wir-
ken Wohnprojekte haufig nicht nur nach innen,
sondern auch in die sie umgebenden Stadt-
quartiere. Einige Wohnprojekte 6ffnen Teile ih-
rer Rdumlichkeiten auch fiir andere Menschen
aus der Nachbarschaft, was eine lebendige Zi-
vilgesellschaft starkt und resiliente Quartiere
entstehen l3sst.

Die Wohnflache pro Kopf kann sich aufgrund
der gréfBeren gemeinsam genutzten Flachen
reduzieren. Dies ist jedoch nicht zwangslaufig
der Fall, sondern bedarf entsprechender Pla-
nungen. Eine Studie zu den Potenzialen ge-
meinschaftlichen Wohnens in Bezug auf demo-
graphische und soziale Herausforderungen
zeigte bei der Betrachtung von zehn Wohn-
projekten die groBe Varianz der Wohnflache
pro Kopf in unterschiedlichen Projekten auf.
In den meisten untersuchten Projekten liegt
der Wert unter dem regionalen Mittelwert fir
Mehrfamilienhduser, schwankt aber zwischen
26 Quadratmetern und 46 Quadratmetern pro
Kopf. Auch beim Warme- und Wasserverbrauch
liegen die Wohnprojekte meist deutlich unter
dem Bundesdurchschnitt und dem regionalen
Referenzwert. Zusammengenommen verweist
die starke Varianz bei der Flacheninanspruch-
nahme auf grof3e Gestaltungsspielrdume.

Quartiersentwicklung
mit Konzeptvergaben

Eine Mdglichkeit fir Kommunen, die Entste-
hung und Gestaltung von gemeinschaftlichen
Wohnformen zu férdern, liegt in der Konzept-
vergabe. Kommunen haben bei der Vergabe
von Grundstuicken grundsatzlich drei verschie-
dene Moglichkeiten darauf Einfluss zu neh-
men, wem der Zuschlag erteilt wird, sei es zum
Verkauf oder als Erbbaurecht. Am weitesten
verbreitet ist das Bieterverfahren mit der Ver-
gabe nach maximalem Gebot (Hochstpreisver-
fahren). Bei der Direktvergabe erfolgt der Ver-
kauf zum Verkehrswert.* In den vergangenen
Jahren hat sich als dritte Variante in verschie-
denen Stadten das Konzeptverfahren mit einer




Vergabe nach qualitativen As-
pekten der Bebauung verbrei-
tet. Die Kommune kann hier
im Vorfeld des Verfahrens Kri-
terien definieren, die die ein-
gereichten Konzepte fiir Bau-
vorhaben erfiillen missen. Zu
unterscheiden sind bei den Konzeptverfahren
solche nach Festpreis und nach Bestgebot. Im
Festpreisverfahren setzt die Kommune schon
zu Beginn den Preis fest, zu dem sie das Grund-
stiick vergeben wird. Die Vergabe erfolgt nur
nach Qualitdt des eingereichten Konzepts. Im
Verfahren mit Bestgebot wird nur ein Mindest-
preis festgelegt. In die Beurteilung der Konzep-
te flie3t bei der Vergabe nicht nur die Qualitat,
sondern auch ein ggf. hoheres Preisangebot
mit ein (haufig 70 Prozent Konzept und 30 Pro-
zent Preis).”®

Haufig wird die Konzeptvergabe genutzt, um
bezahlbaren, zielgruppengerechten oder auch
besonders nachhaltigen Wohnungsbau zu for-
dern. In der Diskussion um bezahlbaren Wohn-
raum etwa fungiert die Konzeptvergabe als L6-
sungsstrategie, da mit dem Festpreis geringe-
re Miethohen moglich werden. Grundsatzlich
kann die Stadt iber das Verfahren direkten Ein-
fluss darauf nehmen, was auf den vergebenen
Flachen geschieht. In vielen Féallen wird dabei
Uber die einzelne Bebauung hinaus auch die
Wirkung auf das Quartier mitgedacht. Von ei-
nigen Stadten, wie beispielsweise Tiibingen,

Die Kommune kann hier
im Vorfeld des Verfahrens
Kriterien definieren, die
die eingereichten Kon-

erfiilllen miissen.

IV.Weniger ist schwer, aber moglich. Beispiele aus der Praxis

Minchen, Hamburg oder Ber-
lin wird das Verfahren explizit
dazu genutzt gemeinschaftli-
che Wohnprojekte zu fordern.®

zepte fiir Bauvorhaben

Zur Anwendung kommen
Konzeptverfahren seit den
1990er Jahren zunédchst in Tibingen und Ham-
burg. Seither haben sich die Vergabeverfah-
ren weiterentwickelt und kommen in immer
mehr Stddten zur Anwendung. Dabei variie-
ren Verfahren als auch Kriterien sehr stark je
nach Stadt. In Miinchen sind beispielsweise
der energetische Standard, ein sparsamer Um-
gang mit Wohnflachen, 6kologische Bauweise,
Beitrag zur Quartiersvernetzung und Mobili-
tatsbausteine relevant. In Tubingen sind sozi-
ale Aspekte, eine Vielfalt von Wohnkonzepten,
bauliche Aspekte wie das Energiekonzept oder
auch die Berticksichtigung von Berufstatigen,
die derzeit nach Tibingen pendeln, die aus-
schlaggebenden Kriterien. Unabhdngig von
der konkreten Ausgestaltung der Kriterien er-
moglicht eine Vergabe nach Konzept eine ak-
tivere Mitgestaltung der Quartiere durch die
Stadt. Politik und Verwaltung kdénnen festle-
gen, wer die Stadt wie bauen soll, und geben
diese Gestaltungsmacht nicht an die finanz-
starksten Akteur*innen ab. Dadurch lassen sich
auch soziale Folgekosten minimieren, sodass
eine Vergabe zum Festpreis langfristig auch die
o0konomisch giinstigere Variante fir die Stadt
darstellen kann.
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Wohngemeinschaft Cluster-Wohnen

Hausgemeinschaft Integrierte Nachbarschaft

Gemeinschatftliches
Wohnen kann viele
unterschiedliche Aus-
prdgungen annehmen
und unterscheidet sich
in Bezug auf den Grad
der \ergemeinschat-
tung von eng bis lose
und der Grél3e des Be-
zugsraum des gemein-
schaftlichen Wohnens
von der Wohnung bis
zur Nachbarschaft?

Gemeinschafts-
flachen

Privatflachen

55



56

Wohnen - von privatem Luxus zu &ffentlichem Wohlstand

1PDISSIDISIBAIUN O

nj

Tiibingen - Vorreiterin
in Punkto Konzeptvergabe

Schon seit Ende der 1990er Jahre werden im
rund 90.000 Einwohner*innen starken Tibin-
gen unter Ratsmehrheit der Griinen zunachst
vereinzelt, dann systematisch und in groem
Umfang Grundstiicke und Baurechte anhand
des besten Konzepts vergeben. Was vor rund
zwanzig Jahren in einem Trial-and-Error-Ver-
fahren begann, hat sich heute in ein erprob-
tes und in anderen Stadten adaptiertes Verfah-
ren weiterentwickelt. Zwischen 1996 und 2016
wurde auf diese Art in tber 300 einzelnen Bau-
projekten Wohnraum fiir 5.900 Menschen und
1.700 Arbeitsplatze geschaffen.’

Zwischen 1996 und
2016 wurde auf diese
Art in iiber 300 ein-
zelnen Bauprojekten
Wohnraum fiir 5.900
Menschen und 1.700
Arbeitsplatze
geschaffen.

Die Grundziige des Verfahrens
sind seit Beginn die gleichen: Fla-
chen werden anhand von weni-
gen qualitativen Kriterien zum Fest-
preis vergeben und die einzelnen
Parzellengréf3en sind bis zum fi-
nalen Zuschlag frei verhandelbar.
Durch die Grundstiicksvergabe an-

hand des besten Konzepts anstelle
des hochsten Preises kann die Stadt Tiibingen
die Stadtentwicklung aktiv mitgestalten. Dem-
entsprechend spielt bei der Auswahl der Pro-
jekte deren Wirkung auf das Quartier und die
gesamte Stadt eine entscheidende Rolle. Da-
fur gibt es eine Reihe von Kriterien, die aber
im Wesentlichen die soziale Mischung, das ge-
werbliche Konzept und einen Bonus fiir private
Baugemeinschaften im Vergleich zu Projekten
von Bautrdgern umfassen. Die architektoni-
sche Gestaltung spielt keine Rolle fiir die Aus-

wahl. In der Regel werden Baugruppen, soge-
nannte  Wohnungseigentiimergemeinschaf-
ten (WEG), ausgewahlt. Aber auch Bautrdger,
Genossenschaften oder andere Rechtsformen
kdnnen einen Zuschlag erhalten.

Das Forum fiir Gemeinschaftliches Wohnen
e.V. unterteilt in einer Handreichung zu dem
Thema das Tubinger Konzeptverfahren in elf
Schritte.>* Zu Beginn [1] steht die Flachenana-
lyse, die eine Machbarkeitsstudie und Vorbe-
reitungen fiir den Erwerb der Flachen umfasst.
Wenn die Flache ein gutes Entwicklungspoten-
tial aufweist, beginnt der Erwerb [2] der einzel-
nen Flachen und die Altlastensanierung und
der Abbruch von nicht mehr nutzbaren Ge-
bauden durch die Kommune. Gleichzeitig star-
tet ein Birgerdialog Uber die Entwicklungszie-
le der Flache. Anschlielend wird unter Einbe-
zug einer umfassenden Offentlichkeitsbeteili-
gung ein stadtebaulicher Wettbewerb ausge-
lobt [3] und durchgefiihrt. Ein Fokus in diesem
Wettbewerb liegt auf der Eignung der Flachen
fir private Baugemeinschaften und der flexib-
len Parzellierung. Die finalen Parzellengréf3en
werden erst spater, bei der finalen Auswahl der
Baugemeinschaften, festgelegt. Anschlieend
[4] wird ein planungsrechtliches Verfahren mit
formeller und informeller Offentlichkeitsbetei-
ligung durchgefiihrt. In diesem Schritt werden
auch die Grundstiickspreise festgelegt. Dazu
trifft eine knapp zehnkopfige Gruppe aus Ar-
chitekt*innen, Bautrdger*innen, Verwaltungs-
mitarbeitenden und Bewohner*innen fritherer
Quartiere zusammen und verhandelt tber die
Differenzierung der Grundstiickspreise. Aus-
gehend von einem gleichen Quadratmeter-
preis fur die gesamte Flache werden mithilfe
von verschiedenen Filtern, wie Lage oder be-

In Tubingen gibt es in der Konzeptvergabe keine Matrix, nach
der Punkte vergeben werden, auch der Preis spielt keine Rolle.
Stattdessen wird die Anordnung der Projekte durch eine
Optionskommission zusammengepuzzelt.



sondere  Verpflichtungen

An einem Tag wird in
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schlag. Die Kriterien fiir die Aus-

(z.B. Gewerbeansiedlung), einer nicht-6ffentlichen wahl werden vor Beginn des ge-
die Preise fir einzelne Tei- Sitzung iiber alle Bewer- samten Konzeptverfahrens vom
le der Flache gesenkt und bungen intensiv disku- Gemeinderat beschlossen und
fir andere erhoht. Der Erlos tiert und anschlieend sind anders als beispielsweise

der gesamten Flache fur die
Stadt bleibt dabei konstant.

in Form eines ,,Super-
puzzles® die Auswahl

in Minchen nicht von vornher-
ein in Form einer Punktematrix

So kénnen die Quadratme-  getroffen. In diesem Zuge  oder dhnlichem gewichtet. Da-
terpreise inklusive Erschlie- werden auch die letztend- durch soll einerseits der Gestal-
Bungskosten zwischen un- lichen Parzellengréflen tungsspielraum fiir die Kommune
ter 200 Euro bis liber 800 festgelegt. moglichst grol3 gehalten werden,

Euro schwanken.

Nach diesen vorbereitenden Schritten durch
die Stadt beginnt die eigentliche Vermarktung
der Grundstiicke. Dazu wird eine groRe Offent-
lichkeitsveranstaltung organisiert [5], an der
nicht selten mehrere hundert Personen teil-
nehmen. Hier werden alle Rahmendaten und
bisherigen Planungen des Projekts vorge-
stellt. Im Anschluss kénnen alle Interessierten
- egal, ob fertige Baugruppen oder Einzelper-
sonen — ihr Interesse mit Hilfe eines sehr nie-
derschwelligen, kurzen Fragebogens bekun-
den und skizzieren [6]. Hier beschreiben die
Bewerber*innen erste Konzeptideen und ge-

denn welche Projektkombinati-
on fiur die Entwicklung eines Quartiers die bes-
te ware, ergibt sich haufig erst in der Gesamt-
schau aller Projekte. Andererseits soll dadurch
aber auch eine hohere Kreativitdt bei den Be-
werbungen ermoglicht werden. Die Auswahl
erfolgt allein auf Basis der Konzeptentwiirfe,
ein Entwurf fiir den Hochbau gibt es zu diesem
Zeitpunkt noch nicht, da die genauen Grund-
stlicke fiir die einzelnen Projekte noch nicht
feststehen. Meist liegen drei bis vier Mal so vie-
le Bewerbungen vor, wie Flache zur Verfiigung
steht, wodurch die Auswahl und die Parzellie-
rung sehr komplex ist. AbschlieBend entschei-
det der Gemeinderat auch Uber die getroffene

ben Standortprioritdten sowie grobe Mini- Auswahl der Projekte. Anstelle einer fiir Ver-

mal- und Maximalflachen an. Fir Interessierte, waltungsprozesse sonst oft

die noch auf der Suche nach weiteren Mitstrei- Nach der Auswahl durch die typischen Linienstruktur
ter*innen sind, richtet die Stadt Tiibingen eine  Kommission erhalten die Projekte gibt es bei der Stadt Tiibin-
,Borse” ein, sowohl Online als auch auf Veran- in einem ersten Schritt sechs Mo- gen eine Abteilung, die die

staltungen. Nachdem alle Fragebdgen einge- nate Zeit [9], um ihre Baugruppe gesamte Prozessgestaltung
gangen sind, fihrt die Stadtverwaltung mit al-  zu vervollstandigen, falls dies noch der Konzeptvergabe ver-

len Interessierten Gesprache [7], um die Projek-
te kennenzulernen und bei Bedarf zu beraten.
In diesem Gesprach wird von Seiten der Stadt
ein einseitiger Steckbrief des jeweiligen Pro-
jekts verfasst, in dem die wesentlichen Charak-
teristika festgehalten werden: Handelt es sich
um einen Bautrdger oder um eine Baugemein-
schaft? Ist die Gruppe bereits vollstandig? Wie
wird die Realisierbarkeit eingeschatzt? Oder
welchen Beitrag leistet das Projekt zur sozialen
und funktionalen Mischung?

Fir die Auswahl der Projekte [8] trifft ei-
ne circa finfzehnkdpfige Kommission, beste-
hend aus etwa sieben Vertreter*innen der Ge-
meinderatsfraktionen, circa vier Mitarbeiten-
den der Verwaltung und zwei bis drei Personen
aus dem Stadtteil, zusammen. An einem Tag
wird in einer nicht-6ffentlichen Sitzung Uber
alle Bewerbungen intensiv diskutiert und an-
schlieend in Form eines ,Superpuzzles” die
Auswahl getroffen. In diesem Zuge werden
auch die letztendlichen Parzellengréf3en fest-
gelegt. Projekte mit einer hohen Flexibilitat in
Bezug auf GroBe und Standort haben dement-
sprechend meist héhere Chancen fiir einen Zu-

nicht geschehen ist, den Hochbau- antwortet und bei der alle
entwurf zu erstellen und ein Bau- Fiaden zusammenlaufen.

gesuch einzureichen sowie die Fi-

nanzierung zu sichern. Wenn sich

das Konzept nach den sechs Monaten nicht
grundlegend verdndert hat und die Realisie-
rung nicht ernsthaft in Zweifel gezogen wird,
kann dieser Optionszeitraum turnusmaBig
um drei Monate verlangert werden. In diesem
Schritt werden auch die durch mehrere Projek-
te gemeinsam zu gestaltenden Vorhaben, wie
eine gemeinsame Tiefgarage oder gemeinsa-
me Innenhéfe, ausgehandelt. Ublicherweise
werden die Grundstiicke kurz vor der Erteilung
der Baugenehmigung verkauft. Das heif3t, die
Zusage ergeht an alle ausgewdhlten Bewer-
ber*innen gleichzeitig, vorzeitige Zusagen fiir
bestimmte Flachen sind ausgeschlossen [10].
Vom Tag des Zuschlags bis zum Verkauf der
Grundstlicke vergehen in der Regel acht bis
zwolf Monate. Da nun die meisten spateren
Bewohner*innen des gesamten Gebiets fest-
stehen, wird auf Grundlage des Grobkonzepts
des stadtebaulichen Wettbewerbs und des Be-
bauungsplanverfahrens die Planung fiir den
offentlichen Raum in partizipativen Verfahren
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Wohnen - von privatem Luxus zu &ffentlichem Wohlstand

Sogenannte Ankernut-
zer¥innen tibernehmen
fur ihren Block, der in
der Regel aus finf bis
acht unterschiedlichen
Bauprojekten besteht,
drei koordinierende Auf-
gaben: Die Koordinie-
rung des Bauprozesses,
des Baus einer Tiefgara-
ge sowie der Gestaltung
des gemeinsamen In-
nenhofs fiir den gesam-
ten Block.
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abgeschlossen. Gegen Ende
der Hochbauphase wird der
offentliche Raum [11], insbe-
sondere die Oberflaichen und
die Griinraumgestaltung, end-
gliltig hergestellt. Das gesam-
te Verfahren, von erster Ana-
lyse bis zur Fertigstellung und
zum Bezug, dauert circa fiinf
bis sechs Jahre.

Rechtsgrundlage fiir die Durchfiihrung von
Konzeptvergaben liefert in Tibingen meist
ein stadtebaulicher Entwicklungsbereich nach
§165ff BauGB. Anstelle einer fir Verwaltungs-
prozesse sonst oft typischen Linienstruktur
gibt es bei der Stadt Tiibingen eine Abteilung,
die die gesamte Prozessgestaltung der Kon-
zeptvergabe verantwortet und bei der alle Fa-
den zusammenlaufen.

Daneben hat die Stadt auch eine eigene pri-
vatrechtliche GmbH, die Wirtschaftsforderge-
sellschaft Tibingen (WIT), die Flachen - meist
Gewerbebrachen - aufkauft. Satzungsgema-
Ber Zweck der Gesellschaft ist nicht die Ge-
winnmaximierung, sondern die Strukturférde-
rung. Der Aufsichtsrat dieser Gesellschaft, der
Uberwiegend aus Stadtrat*innen besteht, ent-
scheidet UGber das Verfahren, die Verkaufsprei-
se und die Auswahlkritierien. GroBere wirt-
schaftliche Entscheidungen werden zusatzlich

Das Bauen mit
Baugruppen und die
Vergabe nach Konzepten
ermoglicht und erfordert
eine kleinteilige Par-
zellierung, die eine gute
Voraussetzung fiir ein

durch den Gemeinderat ent-
schieden. Grundlegend funk-
tioniert die WIT wie ein revol-
vierender Fond, da die Gewin-
ne aus alten Projekten in den
Erwerb von neuen Flachen in-
vestiert werden.

lebendiges und urbanes
Quartier darstellt.

Das Bauen mit Baugruppen
und die Vergabe nach Kon-
zepten ermdoglichen eine brei-
te Vielfalt der Nutzungen sowie die Integrati-
on kleinerer Gewerbe. Es ermdglicht und er-
fordert eine kleinteilige Parzellierung, die ei-
ne gute Voraussetzung fir ein lebendiges
und urbanes Quartier darstellt. Dariiber hin-
aus steigern Baugemeinschaften in der Regel
die Identifikation mit dem eigenen Quartier
und bieten eine gute Grundlage fir weiteres
gemeinschaftliches Handeln. Nach Einschat-
zungen des Forums fiir Gemeinschaftliches
Wohnen hélt sich der erhdhte Verwaltungs-
aufwand fiir das Konzeptvergabeverfahren in
Grenzen, einzig die kleinteilige Parzellierung
fihrt zu einem groBen Mehraufwand im Ver-
gleich zu gro3eren Bautrdgerprojekten.

In Tibingen gibt es die Erfahrung, dass Bau-
gruppen Projekte im Schnitt rund 15 Prozent
glinstiger realisieren als Bautrager.>* Grund da-
fir sind vor allem eine hohere Passgenauig-
keit der Wohnungen zu den Bediirfnissen der
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Bewohner*innen, wodurch unnétiger, nicht
genutzter Platz vermieden werden kann, die
Maoglichkeit zur Eigenleistung und wegfallen-
de Provisionen und Gewinnmargen. Aber auch
bei Baugruppen- oder Genossenschaftsprojek-
ten handelt es sich nicht zwangsldaufig um be-
zahlbaren Wohnraum. Insbesondere hohe ex
ante definierte Anforderungen an das Konzept
hemmen die Kreativitdt der Projekte und tra-
gen zu einer erhohten Komplexitat des Verfah-
rens und einem steigenden Preis bei.*

Aufgrund zahlreicher Vorteile ist das Bau-
gruppenmodell in Tubingen sehr erfolgreich.
So erfolgreich, dass sich immer weniger Men-
schen in den etablierten Vierteln eine Woh-
nung leisten kdnnen. Da die Quartiere sehr
attraktiv sind und der Wohnungsmarkt, wie
in vielen Universitatsstadten, angespannt ist,
steigen die Preise, wenn einzelne Wohnungen
oder Gebdude weiterverkauft werden und die
soziale Exklusivitat dieser Viertel steigt. Da die
Stadt die Grundstiicke bisher in den meisten
Konzeptvergaben an die privaten Baugemein-
schaften verkauft hat, hat sie im Anschluss
wenig Handlungsspielraum in Bezug auf die
Nutzung der Flachen. Darauf hat die Stadt Tu-
bingen reagiert und unter anderem das Pro-
gramm ,Fairer wohnen” verabschiedet, in wel-
chem engere soziale Vorgaben fiir den Neubau
aber auch Forderprogramme fiir die Schaffung
von sozialem Wohnraum im Bestand enthal-
ten sind. AuBBerdem gilt seit 2016 eine Zweck-
entfremdungsverbotssatzung, die grundlosen
Leerstand von Wohnraum unter Strafe stellt.
Dariiber hinaus sollen bei gegenwartigen Kon-
zeptvergaben neben Baugemeinschaften ver-
starkt gemeinschaftliche Wohnprojekte und
Genossenschaften zum Zuge kommen.

IV.Weniger ist schwer, aber moglich. Beispiele aus der Praxis

KONZEPTVERGABEN IN DER
TEUERSTEN STADT DEUTSCHLANDS

In Miinchen besteht das Auswahlverfahren der Kon-
zeptvergaben aus zwei Stufen. In der ersten werden die
Grundvoraussetzungen fiir die Teilnahme am Vergabe-
verfahren gepriift. Bei einem Findungsgesprich werden
mogliche Kooperationen und Zusammenschliisse mit
anderen Baugemeinschaften oder Genossenschaften
diskutiert, ebenso wie mogliche Bewerbungen auf alter-
native Grundstiicke. In der darauf folgenden zweiten
Stufe erfolgt eine Konzeptausschreibung, welche die
erforderlichen Auswahlkriterien in einer Punktematrix
festlegt. Zu diesen miissen die Bewerber*innen konkre-
te Aussagen in einem Bewerbungsformular einreichen.
Kriterien in der Bewertungsmatrix der Stadt Miinchen
sind zum Beispiel wohnungspolitische Mafinahmen,
wie ein sparsamer Wohnflichenverbrauch, also das
Verhiltnis zwischen Wohnungsgrofle und der Zahl der
darin lebenden Personen. Auflerdem spielen 6kologi-
sche Kriterien eine Rolle, zum Beispiel der Anteil nach-
wachsender Rohstoffe pro Quadratmeter Wohnfliche,
die Regenwassernutzung, ebenso wie bauliche Mafinah-
men fiir Gebaudebriiter (d. h. Vogel, die an Gebauden
briiten, da sie im Umland keine natiirlichen Brutplitze
finden). Als Drittes spielen planerische Kriterien wie
ein Nah-Mobilititskonzept und gemeinschaftsférdern-
de Maflinahmen wie die Einrichtung von Dachgirten
oder Gemeinschaftsraumen eine Rolle. Als Letztes wird
die Grofle und Stabilitit der sich bewerbenden Bauge-
meinschaft bewertet.>’

Da alle Kriterien im Vorfeld in einer Matrix mit Punk-
ten belegt werden miissen und die Anzahl der Kriterien
von Mal zu Mal anwichst, ist der Kriterienkatalog
mittlerweile sehr umfassend wodurch dieses Verfah-
ren deutlich voraussetzungsvoller ist, als der Tiibinger
Ansatz. Auflerdem haben es die Projekte schwerer,
eigene Schwerpunkte zu setzen oder ihrer Kreativitit
freien Lauf zu lassen, da die Rahmenbedingungen recht
eng sind. Ein weiteres Problem besteht darin, dass in
der Vergangenheit oft mehrere Projekte die Hochst-
punktzahl erreicht haben und dann ausgelost werden
mussten. In diesem Zuge wurde auch diskutiert, ob ein
eingeschrinkter Preiswettbewerb eingefiihrt werden
sollte. Dies wiirde jedoch das Problem nur verlagern
und dazu fiithren, dass es faktisch wieder zu einer
Hochstpreisvergabe, nur mit strengeren Vorgaben,
kime.

Die Mietpreise fiir Inmobilien in Mtinchen sind deutschlandweit am héchsten. Ur-
sdchlich dafir sind vor allem die starken Steigerungen der Bodenpreise um mehrere
10.000 % seit den 1950er Jahren. Solange Boden und Wohnungen auf einem privat-
wirtschaftlichen Markt gehandelt werden, kbnnen Konzeptvergaben nur in begrenz-
tem MafSe fir bezahlbare Mieten sorgen.
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Die ,2000-Watt-Gesellschaft” ist eine ener-
giepolitische Vision in der Schweiz, bei der
die Nachhaltigkeitsstrategie der Suffizienz ei-
ne zentrale Rolle spielt. 2000 Watt Priméarener-
gie Dauerleistung pro Person im Jahr 2050
sind ein Richtwert, welcher die energiepoliti-
schen Anstrengungen messbar macht. Weite-
re Ziele sind 100 Prozent erneuerbare Energien
und null energiebedingte Treibhausgasemis-
sionen bis 2050 in der Schweiz. Per Volksab-
stimmung haben sich in der Schweiz die Stad-
te Zirich, Luzern, Zug, Aarau, Dietikon, Nidau
und Winterthur zur 2000-Watt-Gesellschaft be-
kannt. Zusatzlich haben 23 Kantone und mehr
als 100 Stadte und Gemeinden die Vision einer
,2000-Watt-Gesellschaft” in ihren energiepoli-
tischen Zielen verankert.>®

Zlirich - Suffizienz
hat Prioritdt

Die Stadt Zirich war in den 2000er Jahren
eine wichtige Pioniergemeinde. Ihr Volksent-
scheid 2008 war ein Meilenstein fiir die Bewe-
gung der ,2000-Watt-Gesellschaft”. Zur Errei-
chung der Ziele der ,2000-Watt-Gesellschaft”
finden alle drei Nachhaltigkeitsstrategien der
Suffizienz, Effizienz und Konsistenz Anwen-
dung. Im,Masterplan Energie” ist die Suffizienz
als oberste Prioritat verankert. Suffizienz soll
als handlungsleitendes Prinzip in bestehende
Strategien, Leitbilder und Prozesse einflie3en
und stellt daher keine eigenstandige Strate-
gie dar. Zur Organisation ihrer Umsetzung gibt
es MaBBnahmenplane in den 17 Dienstabteil-
ungen der Stadt, die jahrlich aktualisiert wer-
den.”®

Suffizienz als handlungsleitendes Prinzip
— Die 2000-Watt-Gesellschaft

MalBBnahmen der Stadt

Die Vermeidung von (motorisiertem) Ver-
kehr ist der zentrale Ansatzpunkt fir Suffizienz
im Mobilitdtsbereich. Hierzu gilt es, das Ange-
bot und die Attraktivitdt des 6ffentlichen Ver-
kehrs, des Fahrrad- und Fu3verkehrs zu ver-
bessern und die Kapazitaten des motorisierten
Verkehrs nicht zu erhohen.® Seit 2012 lauft das
Programm ,Stadtverkehr 2025" Darin festge-
legte Mallnahmen beziehen sich auf den Aus-
bau des Netzes und des Angebots von Trol-
leybus und Tram, héherer Tarife fiir Parkpldtze
in bestimmten Zonen und die Steuerung von
Verkehrsmengen in der Stadt Uber Mal3nah-
men des Verkehrsmanagements. Der Ausbau
des stadtischen Fahrradnetzes wird durch den
+Masterplan Velo” vorangetrieben. Die Stadt
bietet auBerdem Mobilitdtsberatung zum Um-
stieg auf OPNV und FuB- und Radverkehr an.®'
Die Stadtverwaltung selbst setzt auf Carsharing
statt auf eigene Dienstfahrzeuge und hat au-
Berdem ein eigenes Sharing Angebote fiir den
Fahrrad und Pedelecverleih, ,Publibike” Priva-
te Anbieter von Radsharingangeboten werden
durch den anfanglichen Verzicht auf Konzessi-
onsgebihren fiir die Nutzung im 6ffentlichen
Raum unterstiitzt.5> Dariliber hinaus setzt sich
die Stadt auf Landesebene fiir eine Umgestal-
tung fiskalischer Rahmenbedingungen im Sin-
ne der Suffizienz ein.

Im Themenkomplex Siedlung, Wohnen und
Arbeiten sind suffiziente MalBnahmen solche,
die den Flachenkonsum fiir Wohnung, Arbeit
und Infrastruktur verringern. Hierfir ist es not-
wendig, durchmischte und verdichtete Sied-

Die Vermeidung von Die Rolle der Politik beschreibt lungen zu schaffen. Allgemein ist Zirich bei
(motorisiertem)  die Stadt selbst als die Herstellung neuen GroB3iiberbauungen Vorbild: Vier der
Verkehr ist der zentrale ~ von Suffizienz fordernden Rahmen-  schweizweit sieben 2000-Watt-Areale finden
Ansatzpunkt fiir ~ bedingungen. Wirtschaftlichen Ak- sich hier. An der Green City in Zirich Manegg
Suffizienz im Mobili- teur*innen fallt die Aufgabe zu, Suf-  wurden die Standards fiir die 2000-Watt-Areale
titsbereich.  fizienz fordernde Geschdftsmodel- entwickelt.5® Diese wurde 2012 das erste zerti-

le zu verfolgen und Individuen sind  fizierte 2000-Watt-Areal der Schweiz. Die Stadt

darin gefordert, weniger zu konsu- hat es sich zum Ziel gesetzt, attraktive und be-

mieren und Dinge ldnger zu nutzen. zahlbare Wohnungen mit flichensparenden
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Grundrissen, geringerer Flache pro Zimmer
beziehungsweise pro Person sowie neuen Ar-
beitsplatzformen zu schaffen.®* In den eigenen
Liegenschaften nimmt die Stadt daher direk-
ten Einfluss auf den Flachenkonsum. Die Nut-
zungsstandards und Flachenvorgaben bei Ar-
beitsplatzen werden an veranderte Arbeitsmo-
delle wie Teilzeit- oder Home-Office-Arbeit und
an die Digitalisierung angepasst. Um die Mehr-
fachnutzung von Flachen zu fordern, setzt die
Verwaltung in Zirich Belegungsvorschriften
fur verglinstigte Wohnungen der Stadt durch.
Hierbei entspricht die Mindestanzahl der Be-
wohner*innen der Zimmerzahl minus eins (z.B.
mindestens zwei Personen in einer 3-Zimmer-
Wohnung).® Auch der Energieverbrauch von
Bewohner*innen muss zum Erreichen der Zie-
le der,2000-Watt-Gesellschaft” verringert wer-
den. Fur Hauseigentiimerschaften wird daher
ein Energie-Coaching angeboten, um den lau-
fenden Betrieb ihrer Wohneinheiten nachhal-
tiger zu gestalten. Neu gebaute Areale mit ei-
nem Energieverbrauch von maximal 2000 Watt
pro Bewohner*in werden von der Stadt gefor-
dert (wie zum Beispiel das Hunziker Areal).

Suffizienz in Bezug auf Konsum bedeutet
fur die Stadt Zurich die Begrenzung des Kon-
sums materieller Glter und ressourcenintensi-

Der Sechseldutenplatz in Ziirich — der zweitgré3te innerstddti-
sche Platz der Schweiz — diente bis zu seiner Umgestaltung im
Jahr 2012 als Parkplatz. Jetzt kénnen Menschen hier entspannt
verweilen und herumschlendern. Fiir die Umgestaltung wurde
allerdings ein neues Parkhaus unterhalb des Platzes gebaut. Suf-
fizienzpolitik weiter gedacht wiirde Autos nicht nur an den Rand
offentlicher Freificichen drdngen, sondern Stddte insgesamt im-
mer autofreier organisieren.

IV. Weniger ist schwer, aber moglich. Beispiele aus der Praxis

ver Dienstleistungen auf ein ange-
messenes Maf3, mehr Qualitat und
Dienstleistungen sowie mehr Zeit
und mehr Beziehungen statt mehr
Guterkonsum. Generell gilt es den
Bedarf an Gitern und Produk-
ten zu Uberprifen und umwelt-
bewusst zu konsumieren. Hierzu
kauft die Stadt Waren und Dienst-
leistungen nach nachhaltigen Kri-
terien. Durch die geteilte Nutzung
zentraler Drucker und Kopierer in
der Verwaltung miissen insgesamt
weniger Gerdte angeschafft wer-
den. Es sollten auch neue Formen des Kon-
sums und der Produktion entwickelt und ge-
fordert werden. Dies sind zum Beispiel Tausch-
borsen, Sharing-Plattformen oder Reparatur-
werkstatten.

In Bezug auf Erndhrung geht es um eine Ver-
ringerung des Konsums tierischer Produkte so-
wie um einen sparsameren und umsichtigeren
Umgang mit Nahrungsmitteln. Hierzu hat die
Stadt das Projekt ,Menu Plus” in vier ihrer Per-
sonalcafeterias eingefiihrt. Dort werden Mahl-
zeiten angeboten, die das Klima durch regio-
nale und biologische Produkte um 60 Prozent
weniger belasten, als Standardmenus.

Ziirich Belegungsvor-

(z.B. mindestens zwei
Personen in einer 3-
Zimmer-Wohnung).

Um die Mehrfachnutzung
von Flichen zu fordern,
setzt die Verwaltung in

schriften fiir vergiinstigte
Wohnungen der Stadt
durch. Hierbei entspricht
die Mindestanzahl der
Bewohner*innen der
Zimmerzahl minus eins

© Manuel Bauer, vetschpartner Landschaftsarchitekten AG
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Suffizienz als Strategie fiir die
Entwicklung urbaner Quartiere
— Reallabor in Flensburg

62

Die Entwicklung eines neuen Quartiers auf
einer Konversionsfliche bietet einer Stadt die
Chance, sich verantwortungsvoll den Heraus-
forderungen der Zukunft zu stellen und Nach-
haltigkeit fir das Gebiet bewusst und um-
fassend, das heif3t, von dem ersten Planungs-
schritt bis zu der Umsetzung, als handlungs-
leitende Strategie zu verfolgen. Modellcharak-
ter bekommt dieser Prozess, wenn dabei nicht
nur die in Politik, Stadtentwicklung und Gesell-
schaft weitestgehend akzeptierten Nachhal-
tigkeitsstrategien der Effizienz und Konsistenz
zum Tragen kommen, sondern auch die Nach-
haltigkeitsstrategie der Suffizienz. Dann geht
es nicht nur um technische Lésungen zur Re-
duktion des Ressourcenverbrauchs. Der Fokus
liegt vielmehr auf der Integration der drei Stra-
tegien mit dem Ziel der Schaffung von Infra-
strukturen und anderer Rahmenbedingungen,
die reduzierte, ressourcenschonende Lebens-
stile normal, alltagsfahig und bequem werden
lassen, wahrend ressourcenintensive Verhal-
tensweisen erschwert werden.

Soll Suffizienz Leitstrategie fiir ein neues
Quartier werden, bedeutet dies nicht, dass das
Gebiet nach grundlegend neuen stadtebauli-
chen Ideen entwickelt werden muss. Vielmehr
werden lediglich bekannte und vielfach ange-
wandte Ansdtze unter einem anderen Blick-
winkel betrachtet und bewertet, namlich nach
ihrer Auswirkungen auf die Ressourcenintensi-
tat von Verhaltensweisen. Konsequent werden
Ansatze zur Anwendung gebracht, die gute
Rahmenbedingungen fiir ressourcenschonen-
de Lebensstile bieten beziehungsweise res-
sourcenintensive Verhaltensweisen einschran-
ken. Hierzu gehort, das Gebiet durch eine Viel-
falt unterschiedlicher Nutzer*innen sukzessi-
ve und kleinteilig mit einer kompakten Bebau-
ung in angemessener Dichte zu entwickeln.
Flachenintensive Wohn- und Gewerbeformen
werden vermieden und individuell genutz-
te Flachen fir Wohnen, Arbeiten und Gewer-
be zugunsten gemeinschaftlich genutzter Fla-
chen und offentlicher Rdume reduziert. Im 6f-
fentlichen Raum wird eine Vielzahl attraktiver,
offener Freirdume geschaffen, die viele Funkti-
onen erfiillen, wie Begegnung, Erholung, Spiel

und Sport, Anbau von Lebensmitteln, Begri-
nung, Forderung der Biodiversitdt, Verbesse-
rung des lokalen Klimas und Abfederung von
Extremwetterereignissen. Funktional gemisch-
te Quartiere, in denen Wohnen, Arbeiten, regi-
onale Versorgung, Bildung, Kultur und Freizeit
ineinandergreifen, sind kleinteilig strukturiert,
um die fu8ldufige Erreichbarkeit moglichst al-
ler Bedarfe des tdglichen Lebens zu gewahr-
leisten. Die Bebauung ist so flexibel, dass sie
sich an wandelnde Bedarfe der Bewohner*in-
nen und Nutzer*innen anpassen kann. Die Mo-
bilitdt zu FuB und mit dem Fahrrad wird gegen-
Gber dem motorisierten Individualverkehr be-
vorzugt und mit attraktiven OPNV- und Sha-
ring-Angeboten verknipft. Alle diese Ansdtze
sind mit einer Umverteilung der offentlichen
Rdume verbunden und ausschlief3lich am Be-
darf der Nutzer*innen orientiert. Letztlich be-
deutet die Entwicklung eines neuen Quartiers
unter dem Leitbild der Suffizienz namlich auch,
samtliche MalBnahmen in Bezug auf ihren Nut-
zen flr das Quartier oder die Stadt zu hinter-
fragen. Nicht Haben-Wollen steht im Vorder-
grund, sondern die Frage: Brauchen wir dies
wirklich oder in diesem Umfang?

Durch diese Herangehensweise an eine stad-
tebauliche Entwicklung kann nicht nur der Ver-
brauch von Flache, Material und Energie ge-
senkt werden. Es entsteht auch eine hohere Le-
bensqualitat fur eine breitere Anzahl von Men-
schen, die mehr nutzbaren Raum zur Verfu-
gung haben. Mehr Gemeinschaft, Begegnung
und Kommunikation und damit lebendige so-
ziale Geflige werden ermdglicht.

Zukunft Hafen-Ost

- Entwicklung eines
nachhaltigen urbanen
Quartiers

Die Entwicklung des Gebiets Hafen-Ost ge-
hort zu den wichtigsten stadtebaulichen Pro-
jekten der Stadt Flensburg. Das Gebiet umfasst
ein knapp 53 Hektar grof3es innerstadtisches



Areal in direkter Lage an der
Flensburger Innenforde, das
auf einem grof3en Teil der Fla-
chen durch einen sukzessiven
Riickgang der Hafenwirtschaft,
Brachen sowie leerstehende Si-
los und Lagergebaude gepragt
ist. Seine Nahe zu der Flens-
burger Altstadt, die besonde-
re Lage am Wasser, die vorhan-
denen Flachenpotenziale und
der Zugriff der Stadt auf einen erheblichen Teil
der Flachen bieten gute Voraussetzungen fir
die Entwicklung eines urbanen Quartiers. Mit
dem Gebiet Hafen-Ost besteht fiir die Stadt die
Moglichkeit, ein neues Quartier von Anfang an
unter dem Leitbild der Nachhaltigkeit zu ent-
wickeln und dabei einen besonderen Fokus auf
die Nachhaltigkeitsstrategie der Suffizienz zu
legen. Das Gebiet kann damit eine Vorbildwir-
kung fir die stadtebauliche Entwicklung der
Stadt Flensburg insgesamt entfalten und auch
Vorbild fiir andere Stadte werden.

Leitlinien als Grundlage
fiir die Entwicklung
des Quatrtiers

Der Bereich Hafen-Ost ist seit Anfang 2019
Sanierungsgebiet. Ein erstes Entwicklungs-
konzept sieht Wohnraum fir bis zu 3.000 Men-
schen in einem urbanen Quartier mit einer le-
bendigen Mischung aus Wohnen, Gewerbe,
Dienstleistungen, Wissenschaft, Kultur und
Freizeit vor. Voraussetzung hierfir ist die Verla-
gerung des in dem Gebiet noch vorhandenen
Hafenumschlags auf die gegeniberliegende
Seite des Hafens, die in Politik und Offentlich-
keit kontrovers diskutiert wird. Firr die Vergabe
der stadtischen Flachen hat die Ratsversamm-
lung der Stadt Flensburg die Durchfiihrung
von Konzeptvergaben vorgeschrieben, mit fes-
ten Quoten fir geférderten und bezahlbaren
Wohnungsbau und unter Bericksichtigung
weiterer gemeinwohlorientierter Kriterien. An-
ders als in Bocholt oder Ulm ist jedoch nicht
vorgesehen, alle Flachen in kommunaler Hand
zusammenzufiihren, bevor Baurecht geschaf-
fen wird. Der Grund hierfir liegt darin, dass
ein wesentlicher Teil der nicht-kommunalen
Flachen bereits jetzt durch einen Baustoffhan-
del genutzt wird und der Eigentlimer bereit ist,
den Betrieb zu verlagern und an dem Entwick-
lungsprozess fiir das Gebiet mitzuwirken. Zu-
dem sind einzelne denkmalgeschiitzte Gebau-

Die umfassende Ent-
wicklung des Quartiers
Hafen-Ost unter dem
Leitbild der Nachhaltig-
keit kann Modellcharak-
ter fiir eine Stadtentwick-
lung entfalten, die sich

Herausforderungen der
Zukunft stellt.

IV. Weniger ist schwer, aber moglich. Beispiele aus der Praxis

de bereits vor Inkrafttreten der
Sanierungssatzung fiur Inves-
tor*innen reserviert worden,
die fur diese Bauwerke bereits
konkrete  Nutzungskonzepte
ausgearbeitet haben und um-
setzen wollen.

verantwortungsvoll den

Mit der Entscheidung fir
Konzeptvergaben war der ers-
te Schritt zu der Entwicklung
eines nachhaltigen Quartiers getan. Stadtver-
waltung und Sanierungstrager (Flensburger
Gesellschaft fir Stadterneuerung mbH - FGS)
wollten jedoch weiter gehen. Auf der Grund-
lage von Gesprachen mit dem Forschungspro-
jekt zu Entwicklungschancen und Hemmnis-
sen einer suffizienzorientierten Stadtentwick-
lung sollte die Entwicklung des Gebiets Hafen-
Ost insgesamt unter das Leitbild der Nachhal-
tigkeit gestellt und unter dem Motto ,Weniger
verbrauchen - besser leben” ein besonderer
Fokus auf Suffizienz gelegt werden. Im Lau-
fe des weiteren Prozesses kristallisierte sich
heraus, dass zur Erreichung dieses Ziels Leit-
linien erforderlich sind, die die Grundsatze ei-
ner nachhaltigen Entwicklung fiir den gesam-
ten weiteren Planungs- und Umsetzungspro-

Das Gebiet Hafen-Ost
ist aufgrund seiner Lage
am Wasser und seiner
Ndéhe zu der Innenstadt
flir die Entwicklung zu
einem lebendigen urba-
nen Quartier prddesti-
niert. Wohnraum fiir bis
zu 3000 Menschen soll
hier entstehen.
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Weniger verbrauchen
- besser leben: Die
Entwicklung von Leit-
linien fiir das Quartier
Hafen-Ost gewihrleis-
tet, dass das Leitbild der
Nachhaltigkeit in allen
Planungs- und Um-
setzungsphasen einen
einheitlichen

Mafistab setzt.

zess enthalten. Dies beruhte auf der
Uberlegung, dass es eines festen,
einheitlichen Malstabes bedarf,
an dem sich sowohl die Entwick-
lung des Rahmenplans, die Aufstel-
lung der Bebauungspléne, die stad-
tebaulichen und hochbaulichen
Wettbewerbe und die Vergabe der
Grundstiicke zu orientieren haben,
damit sich das Leitbild der Nachhal-
tigkeit im weiteren Prozessverlauf
nicht nach und nach abschwiacht
oder ganz verloren geht.

Partizipation als
Voraussetzung fiir
stddtebauliche Qualitdten
und Identifikation

Zur Erarbeitung der ersten Entwicklungs-

ziele hatte bereits vor der Festsetzung als Sa-
nierungsgebiet eine umfassende Partizipati-
on von Offentlichkeit, Fachexpert*innen, loka-
len Akteur*innen und politischen Vertreter*in-
nen in dem Gebiet Hafen-Ost stattgefunden.
Fir die Entwicklung der Leitlinien wurde dieser
Partizipationsprozess in dem Dialog ,Zukunft
Hafen-Ost” fortgesetzt. Die stadtebauliche und
nachhaltige Entwicklung des Gebiets wurde
zum einen mit Fachexpert*innen diskutiert,
zum anderen konnte die Offentlichkeit in meh-
reren Veranstaltungen und unter einer Vielzahl
unterschiedlicher Blickwinkel ihre Anregungen
und Ideen zu einer nachhaltigen Entwicklung
des Quartiers einbringen.

Die zahlreiche und engagierte Beteiligung
an dem Dialog zeigte, dass die Offentlichkeit
die Entwicklung des Quartiers mit erheblichem
Interesse verfolgt und begleitet. In dem Dialog
gelang es auf der einen Seite, Offenheit und
Zustimmung fiir das Thema Nachhaltigkeit be-
ziehungsweise Suffizienz zu erzeugen. Ande-

rerseits wurde das eigentliche The-

Suffizienz strebt die
Verianderung von Ver-
haltensweisen an. Sollen
hierfiir die stidtebauli-
chen Rahmenbedingun-
gen geschaffen werden,
bedarf es eines kontinu-
ierlichen und koopera-
tiven Dialogs zwischen
Verwaltung, Politik und
Stadtgesellschaft.

ma, die Entwicklung eines nach-
haltigen urbanen Quartiers, immer
wieder durch die Diskussion um die
Verlagerung des Hafenumschlags
Uberlagert. Auch eine engagierte
Mitwirkung der Politik in dem Di-
alog gelang nicht, da die Vertre-
ter*innen der Flensburger Ratsver-
sammlung nicht ausreichend in
die einzelnen Beteiligungsmodule
einbezogen wurden und keine ko-

operative Erarbeitung der Leitlinien gemein-
sam mit der Politik erfolgte. Entsprechend be-
durfte es eines zusatzlichen Gesprachsprozes-
ses, bevor die Ratsversammlung die Leitlinien
beschloss. Dabei wurde deutlich, dass die Po-
litik mit der Hoffnung auf eine hohere Reali-
sierungswahrscheinlichkeit insbesondere eine
frithzeitige Beriicksichtigung von Investor*in-
neninteressen wiinschte. Entsprechend be-
schloss die Ratsversammlung zugleich mit den
Leitlinien, dass Investor*innen von Anfang an
in die nachfolgenden Planungsprozesse einzu-
beziehen sind.

Das Partizipationsverfahren machte deut-
lich, dass die Entwicklung von Leitlinien fiir ei-
ne komplexe stadtebauliche Entwicklung in ei-
nem neu entstehenden Quartier nur im Wege
einer kooperativen Mitwirkung von Betroffe-
nen, lokalen Akteur*innen, Fachexpert*innen,
der Offentlichkeit und der Politik méglich ist.
Nur so kdnnen ausreichend Ideen und fachli-
che sowie lokale Expertise gewonnen und ei-
ne Mitgestaltung des Gebietes durch die Be-
troffenen, die Einwohnerschaft und die Politik
ermdglicht werden. Ferner kdnnen im Rahmen
eines kontinuierlichen, kooperativen Dialogs
ausreichend Uberzeugungsarbeit fiir das The-
ma Nachhaltigkeit geleistet und mehrheitsfa-
hige Kompromisse in der Politik ausgehandelt
werden. Nur so entstehen stadtebauliche Qua-
litaten, die zu der Stadt passen, und es kann
nicht nur Akzeptanz, sondern auch Identifikati-
on mit dem neuen Quartier und eine breite po-
litische Riickendeckung erreicht werden.

Dies gilt in besonderer Weise, wenn ein Ge-
biet unter dem Fokus der Nachhaltigkeitsstra-
tegie der Suffizienz entwickelt wird. Denn die-
se Strategie strebt die Verdnderung von Verhal-
tensweisen und Lebensstilen von Menschen
an. Sollen hierfir die stadtebaulichen Rah-
menbedingungen geschaffen werden, ist eine
kooperative Mitwirkung der von der Planung
Betroffenen, der Offentlichkeit und der politi-
schen Vertretung unerldsslich.

Kooperation
statt Wettbewerb

Die Erfahrungen aus dem Dialog ,Zukunft
Hafen-Ost” wirkten sich auch auf die weiteren
Planungsschritte fiir das neue Quartier aus. Der
Rahmenplan sollte urspriinglich auf der Grund-
lage eines stadtebaulichen Wettbewerbs ent-
wickelt werden. Jetzt entschieden sich Verwal-
tung und Sanierungstrager jedoch, den Rah-
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menplan in einem zweistufigen kooperativen
Verfahren zu entwickeln, um eine kontinuierli-
che und kooperative Partizipation von Fachex-
pert*innen, Betroffenen, lokalen Akteur*innen,
Offentlichkeit und Politik zu gewdhrleisten.
Dabei soll eine Biirogemeinschaft aus Stadt-
planer*innen, Freiraumplaner*innen und Ver-
kehrsplaner*innen die planerischen Grundla-
gen im Dialog mit den Eigentiimer*innen und
Gewerbetreibenden vor Ort, mit potentiellen
Investor*innen, mit der Wohnungswirtschaft
und weiteren lokalen Akteur*innen, mit der
Politik und der Offentlichkeit und in enger Ab-
stimmung mit der Verwaltung und dem Sanie-
rungstrager erarbeiten. Hinter diesem Verfah-
renswechsel steht die Uberzeugung, dass stad-
tebauliche Qualitdten, die zu der Stadt passen,
sowie Akzeptanz und Identifikation am besten
in einem sukzessiven Verfahren im Rahmen ei-
nes moderierten Dialogs entstehen. Idealer-
weise wird dies mit einem wettbewerblichen
Verfahren kombiniert. In Bezug auf das Quar-
tier Hafen-Ost standen einer solchen Kombina-
tion jedoch die Anforderungen des Landes an
stadtebauliche Wettbewerbe entgegen.

Die Uberzeugung der Verwaltung wird nicht
umfassend geteilt. Teile der stadtischen Politik
lehnen das kooperative Verfahren fiir den Rah-
menplan mit dem Argument ab, dass nur in ei-
ner Wettbewerbssituation zwischen Planungs-
biros ein grof3er Wurf, der sich von dem loka-
len,Klein, Klein” emanzipiert, moglich ist.

IV.Weniger ist schwer, aber moglich. Beispiele aus der Praxis

Weniger verbrauchen -
besser leben: Leitlinien
fiir die Entwicklung des

Gebiets Hafen-Ost

Der Dialog ,Zukunft
Hafen-Ost” stiel§ auf
grol3e Resonanz in der
Bevélkerung. Etwa 500

Menschen brachten ih-

re Ideen und Anregun-
gen fiir ein nachhalti-
ges Quartier ein.

Die Leitlinien fur die Entwicklung des Ge-
biets Hafen-Ost sind Grundlage nicht nur fir
die Entwicklung des Rahmenplans, sondern
fur alle weiteren Planungs- und Umsetzungs-
schritte in dem Quartier Hafen-Ost. Zentrale
Aussagen der Leitlinien sind die Kleinteiligkeit
und Lebendigkeit sowie Gemeinwohlorientie-
rung des Quartiers und die Reduzierung des
Ressourcenverbrauchs. Ein behutsamer Um-
gang mit Architektur und Stadtbild und die
gemeinwohlorientierte Steuerung der Boden-
nutzung werden ebenso festgelegt wie eine
sukzessive und kooperative Entwicklung. In-
dividuelle Nutzungen werden zu Gunsten ge-
meinschaftlicher und o&ffentlicher
Rdume reduziert, die Bebauung
muss Anforderungen an eine CO,-
Neutralitdt, an Baustoffe, Langle-
bigkeit und Flexibilitat erfillen.
Die Entstehung einer kleinteiligen
Mischung aus Nutzer*innen und
Nutzungen und multifunktionale
Freirdume erhalten ein besonde-
res Gewicht. Kfz-Verkehre werden
weitest moglich aus dem Gebiet
herausgehalten. Der Schwerpunkt

Stidtebauliche Qualititen,
die zu der Stadt passen,
sowie Akzeptanz und
Identifikation entstehen am
besten in einem sukzessi-
ven Verfahren im Rahmen
eines moderierten Dialogs
zwischen Planer*innen,
Fachexpert*innen, Betroffe-
nen, lokalen Akteur*innen,
Politik und Offentlichkeit.
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Zukunft
Hafen-
Ost

Entwicklung eines urbanen
nachhatligen Quartiers
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liegt auf groBzligigen Aufenthaltsbereichen
und FuBgdnger*innen- und Fahrradverkehren.

Eine besondere Herausforderung fiir die Um-
setzung der Leitlinien ergibt sich daraus, dass
in Flensburg nur sehr begrenzte Erfahrungen
mit Baugruppen, kleinen Genossenschaften
oder vergleichbaren Akteur*innen bestehen,
die fir die Entwicklung eines kleinteiligen, von
den Bewohnenden getragenen Quartiers je-
doch von erheblicher Bedeutung sein kdnnen.

In dem Quartier Hafen-Ost
stehen neben der Reduzierung
des Ressourcenverbrauchs auch
Kleinteiligkeit und Lebendigkeit
sowie Gemeinwohlorientierung
und kooperative Entwicklung im
Vordergrund.

Abb links.: Das Wimmelbild visualisiert die
Leitlinien ftir das Quartier Hafen-Ost.
© Urban Catalyst GmbH

IV.Weniger ist schwer, aber moglich. Beispiele aus der Praxis

LEITLINIEN FUR DIE ENTWICKLUNG DES

GEBIETS HAFEN-OST MIT GRUNDAUSSAGEN*

1. Der Hafen-Ost hat Charakter: Die Wasserlage und der
Hafen pragen das Stadtbild seit langem und geben ihm
einen eigenstindigen Charakter. Zukiinftig gilt es, dieses
Alleinstellungsmerkmal behutsam weiterzuentwickeln.

2. In o6ffentlicher Hand mit Herz und Verstand: Durch
den Verbleib der Flichen in 6ffentlicher Hand werden eine
langfristige Verfiigbarkeit und der Handlungsspielraum fiir
eine gemeinwohlorientierte Entwicklung gesichert. Dies ist
Voraussetzung fiir eine funktionale und soziale Mischung
und die Bezahlbarkeit von Wohn- und Gewerberdumen
sowie eine Nutzung der 6ffentlichen Freiraume durch alle.

3. Kooperativ entwickeln: Nur mit der Méglichkeit der
Teilhabe wird das Gebiet Hafen-Ost zukiinftig zu einem
lebenswerten Quartier fiir alle. Gemeinschaft, Teilhabe,
Selbstorganisation etc. spielen in der Entwicklung des Ge-
bietes eine essenzielle Rolle.

4. Weniger ist mehr: Im Quartier Hafen-Ost wird scho-
nend mit dem Verbrauch von Flichen und anderen Res-
sourcen umgegangen.

5. Genial klimaneutral: Das neue Quartier ist dem Ziel der
CO,-Neutralitit verpflichtet. Zusitzlich ist auch die Kli-
maanpassung wesentlicher Bestandteil der Entwicklung.

6. Die Mischung macht’s: Das zukiinftige Stadtquartier
Hafen-Ost wird durch die kleinteilige soziale und funktio-
nale Mischung mit vielfiltigen Nutzungen und lebendigen
Nachbarschaften zu einem lebenswerten Quartier. Die Mi-
schung aus Arbeiten, Produktion, Dienstleistungen, einer
Vielfalt von verschiedenen Wohnformen, Bildung und
Soziales, Kultur und Freizeit am selben Standort stellt opti-
male Bedingungen fiir die ,,Stadt der kurzen Wege“ dar.

7. Freiraume - mehrfach nutzbar und gemeinwohlorien-
tiert: Freiriume stehen im Quartier Hafen-Ost iiberwie-
gend allen zur gemeinschaftlichen Nutzung zur Verfiigung.
Sie werden von den Bewohner*innen mitgestaltet und
multifunktional von unterschiedlichen Zielgruppen und
zu unterschiedlichen Zwecken genutzt.

8. Alternativ mobil: Das neue Stadtquartier Hafen-Ost ist
Vorreiter fiir nachhaltige Mobilitit. Es wird ein autoarmes
Quartier angestrebt, die Fortbewegung findet iiberwiegend
zu Fuf}, mit dem Fahrrad oder mit 6ffentlichem Nahver-
kehr statt. Die tagliche Verkehrsmittelwahl der Nutzer*in-
nen wird aktiv in Richtung des Umweltverbundes gelenkt.

*Die ausfiihrliche Fassung der Leitlinien mit allen Unterpunkten
kann unter https://www.ihrsan.de/fileadmin/Content/PDF _und_
Images/Hafen-Ost/Leitlinien_Hafen_Ost.pdf abgerufen werden.
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V. Was zeichnet
suffizienzorientiertes
Verwaltungshandeln aus?

Zehn Jahre. So viel Zeit bleibt noch, um das
Fldchenziel der Bundesregierung zu erreichen.
Um Biodiversitdt und Klima zu schiitzen, soll
bis 2030 die tdgliche Fldcheninanspruchnah-
me halbiert werden. Von derzeit rund 60 Hek-
tar auf 30 Hektar. Doch die Konkurrenz um
Grund und Boden ist groB3.

Investor*innen und Bautrdger*innen, Ge-
werbetreibende und Landwirt*innen, Umwelt-
schitzer*innen und Menschen, die ein Haus
im Grinen bauen wollen oder Stadtbewoh-

Charakteristika flachen-
bezogener Suffizienzpolitik

Im Kern zielt flaichenbezogene Suffizienzpo-
litik auf die Umverteilung von Flachen, indem
sie nachhaltiges Verhalten férdert und nicht-
nachhaltige Alltagspraktiken hemmt. Nachhal-
tiges, das heif3t ressourcenschonendes Verhal-
ten, wird durch das Angebot entsprechender
Infrastrukturen und Raume unterstiitzt. Die ge-
baute Welt mit den ihr zugeschriebenen Funk-
tionen beeinflusst, wie Menschen sich verhal-
ten. Gibt es zahlreiche gut ausgebaute Fahr-
radwege in einer Stadt, fahren mehr Menschen
mit dem Rad, wird der Busverkehr deutlich
glinstiger und attraktiver steigen die Fahr-
gastzahlen rapide an, gibt es attraktive urba-
ne Wohnungen mit Griin- und Freiflichen vor
dem Haus, lockt dies einige Menschen aus den

Einfamilienhausern. Bei der Schaf-

Nachhaltiges, das heifft ~ fung nachhaltiger Infrastrukturen
ressourcenschonendes steht der Zusatz ,ansprechend’ im
Verhalten, wird durch Zentrum: Zu FuB3, mit dem Rad oder

das Angebot entspre-  dem OPNV unterwegs zu sein, soll-
chender Infrastrukturen  te praktischer als die Autonutzung
und Riume unterstiitzt. sein, damit Menschen (gerne) um-

ner*innen, die auf breite Radwege pochen,
sie alle haben begriindete Interessen, wenn
es um die Verteilung von Flachen geht. Kom-
munen stehen vor der Herausforderung, sozi-
ale, 6kologische und 6konomische Interessen
gegeneinander abzuwdgen, Flachenkonflik-
te zu moderieren und vor allem Lésungen an-
zubieten. Kommunale Suffizienzpolitik ist ein
Weg, um dem Flachenziel durch Umverteilung
und veranderter Nutzung von Flachen néher
zu kommen.

steigen, urbanes Wohnen sollte hohe Lebens-
qualitdt bieten, damit Menschen darin eine Al-
ternative zum Wohnen im Einfamilienhaus am
Stadtrand sehen. Dem zugrunde liegt die Vor-
stellung, dass Verhaltensweisen sich weniger
an normativen und abstrakten Zielen wie dem
Klimaschutz ausrichten, sondern primar an lan-
ge eingelibten, gesellschaftlich weit verbrei-
teten und institutionell geférderten Routinen.
Gelingende Suffizienzpolitik steht also vor der
Herausforderung, Stadte zu schaffen, in de-
nen ressourcenschonendes Verhalten attraktiv
und alltagstauglich ist und umstandslos gelebt
werden kann.

Wenn nachhaltiges Verhalten wirksam ge-
fordert werden soll - ganz gleich, ob aus sozi-
alen, 6kologischen oder 6konomischen Griin-
den - ist es sinnvoll, gleichzeitig nicht-nach-
haltige Alltagspraktiken einzuschranken. Dafiir
gibt es zwei Griinde: Zum einen fehlt schlicht-
weg der Platz, um neben den bestehenden
Nutzungen immer noch weitere hinzuzufiigen.



V. Was zeichnet suffizienzorientiertes Verwaltungshandeln aus?

Kommunen haben nicht (mehr) geniigend Fl&-
chen, um Einfamilienhausgebiete auszuweisen
und alternative Wohnformen zu fordern. In vie-
len Stadten reicht der Straflenraum nicht aus,
um die stetig steigende Nachfrage nach Stell-
platzen fiir den ruhenden und nach Raum fiir
den maoglichst reibungslos flieBenden automo-
bilen Verkehr zu befriedigen und zugleich aus-
reichend Flachen fur Fu3-, Fahrrad- und 6ffent-
lichen Verkehr zur Verfligung zu stellen. Der
stadtische Raum kann vielerorts nicht einfach
erweitert werden, um all den Anforderungen
zu geniigen. Das heif3t, wenn nachhaltige Ver-
kehre geférdert werden sollen, miissen schon
aus Platzgriinden Fahrbahnen und Parkplat-
ze flir einen ansprechenden Radweg oder eine
Busspur weichen. Die Nutzung des Automobils
als nicht-nachhaltige Mobilitatsform wird auf
diese Weise unattraktiver, weniger komfortabel
und zeitintensiver.

Zum anderen lasst sich beobachten, dass ein
reines Hinzufiigen von nachhaltigen Wohn-
oder Mobilitatsangeboten fiir Verhaltensande-
rungen in Richtung Nachhaltigkeit nicht aus-
reicht. Solange deren nicht-nachhaltige Pen-
dants unangetastet bleiben, werden die nach-
haltigen Angebote eben zusdtzlich genutzt
und nicht als Ersatz. So wie im Supermarkt regi-
onal, saisonal und biologisch erzeugte Lebens-
mittel das Sortiment im Wesentlichen nur er-
weitern, der bestehenden nicht-nachhaltigen
Auswahl an Alltagsgutern also eine zusatzliche
Option hinzufiigen, an der Produktion des ibri-
gen Sortiments hingegen nichts dndern, so an-
dern auch rein additive MaBnahmen im Bereich
Wohnen oder Mobilitat in struktureller Hinsicht
wenig. Die Einfiihrung des ticketlosen OPNV im
brandenburgischen Templin zum Beispiel, liel3

zwar die Fahrgastzahlen in ungekannte Ho-
hen steigen, er fiihrte aber zu keiner signifikan-
ten Reduktion des Autoverkehrs. Der attraktive
OPNV war aber eine wichtige Grundlage fiir
spdtere Einschrankungen des Autoverkehrs.

Neben der Umgestaltung des physischen
Raums koénnen Kommunen den Zugang zu
Stadtraum auch mittels Geld und Quoten um-
verteilen. Einige Stdadte erhdhen Parkgebiih-
ren oder schépfen den Planwertzuwachs bei
der Ausweisung von Neubaugebieten ab, um
die Nutzer*innen an den Kosten, die ansons-
ten die Allgemeinheit tragen wiirde, zu beteili-
gen. Bei der Vergabe von Flachen kdnnen mit-
tels Konzeptvergaben Quoten fiir bestimmte
Bevolkerungsgruppen eingefiihrt werden, um
ihnen den Zugang zu Stadtraum zu erleichtern
oder fiir sie die Preise zu senken. Suffizienzpoli-
tik verhandelt haufig die Frage des Eigentums
oder der Nutzung von Grund und Boden. Ge-
meinschaftliches  Nutzungsrecht,
vor allem in offentlichem oder ge-
nossenschaftlichem Eigentum, wird
gefordert, wohingegen individuel-
le Nutzungen eingeschrankt oder
Eigentiimer*innen starker an den
Kosten fir die Allgemeinheit betei-
ligt werden.

Um einen schonenden Umgang mit Flachen
durch Umverteilung zu realisieren, braucht
es mehr, als nur Wissen Uber konkrete Mafl3-
nahmen zur Flacheneinsparung, das zeigt un-
sere qualitative Untersuchung in zehn deut-
schen Kommunen. Was genau den untersuch-
ten Kommunen dabei half, suffizienzpolitische
MafBnahmen zu implementieren, wird im Fol-
genden erldutert.

Mit Landwirtschaft,
Wohnen, Mobilitét oder
Umweltschutz treffen
zahlreiche Anforderun-
gen auf eine begrenzte
Flciche - suffzienzo-
rientierte MalsSnahmen
kénnen die Fldchen-
konkurrenz mindern,
indem sie ressourcen-
schonendes Handeln
ermdglichen und
gleichzeitig fldchen-
intensive nicht-nach-
haltige Praktiken ein-
schrénken.

Wenn nachhaltiges Ver-
halten wirksam gefordert
werden soll, ist es sinnvoll,
gleichzeitig nicht-nachhal-
tige Alltagspraktiken
einzuschrinken.
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Eine Idee des Stédtischen

Zentral fur die erfolgreiche Umsetzung suffi-
zienzpolitischer MaBnahmen ist eine Idee des
Stadtischen. Gemeint ist damit eine Ubergrei-
fende Vision fiir die jeweilige Entwicklung ei-
ner Stadt, die Uber die Grenzen einzelner Pro-
jekte und MalBnahmen hinausreicht. Bei den
untersuchten Stadten sind die jeweiligen Vi-
sionen von unterschiedlichen Aspekten der
Nachhaltigkeit geprdgt, wie eine kompakte,
autoarme, ressourcenschonenende, attraktive
oder eine sozial durchmischte Stadt. In eini-
gen Stadten ist auch die Vermarktungsfahig-
keit dieser Kombinationen, also eine dichte, ur-
bane Stadt mit hoher Aufenthaltsqualitat, ein
wichtiger Treiber flr die Entwicklung entspre-
chender Ideen des Stadtischen. Gemeinsam ist
den unterschiedlichen Visionen in den unter-
suchten Stadten der Anspruch, mdglichst vie-
le Bedirfnisse der Bewohner*innen und Be-
sucher*innen durch ansprechende offentliche
Rdume zu befriedigen. Dies bedeutet im Um-
kehrschluss, dass flir Raume, die primar der
privaten Nutzung zugedacht sind, wie Einfa-
milienhduser oder Fahrspuren und Parkplat-
ze fir PKW, weniger Flachen zur Verfligung
gestellt werden. Eine breit geteilte Idee des
Stadtischen, die sich eher an den Beddrfnis-
sen der Bewohner*innen und weniger ausge-
pragt an der 6konomischen Verwertbarkeit ori-
entiert, dient in den untersuchten Stadten als
Richtschnur, die sich durch das politische Han-
deln der beteiligten Akteur*innen zieht. Diese
Richtschnur hilft bei der Bewertung und Aus-
gestaltung von konkreten Projekten. Langfris-
tigkeit ist eines der wesentlichen Merkmale ei-

ner Idee des Stadtischen. Eine lang-

Im Rahmen von Kon-
zeptverfahren ist nicht
die Finanzkraft von In-
vestor*innent entschei-
dend, sondern was und

in welcher Weise auf
einer Fliache entspre-
chend demokratisch
legitimierter Kriterien
entwickelt werden soll.

fristige Perspektive einzunehmen,
klingt als Strategie zundchst banal,
impliziert aber bei genauerem Hin-
sehen eine fur suffizienzpolitische
MaBnahmen zentrale Abkehr von
kurzfristigen, auf schnellen Erfolg
ausgerichteten stadtplanerischen
MaBnahmen. Eine langfristige Per-
spektive gibt Zeit zu lernen und
mehrfach nachzujustieren. Hinzu

Flachen sparen durch Suffizienz.
Verwaltungsstrategien

kommt, dass sich die Wirkungen von verander-
ten Rahmenbedingungen héaufig erst zeitver-
setzt zeigen. So liegen bei der aktiven Boden-
politik in Bocholt stadtische Grundstiicke nach
dem Erwerb nicht selten 10 oder 15 Jahre still,
bevor sie entwickelt werden. In der Regel ge-
niigt es nicht, Visionen in strategischen Papie-
ren festzuhalten. Denn konzeptionelle Vorstel-
lungen entwickeln vor allem dann Strahlkraft
und Wirkung, wenn sie insbesondere von Ent-
scheidungstrager*innen im politischen Alltag
und Verwaltungshandeln gelebt werden. Die
Entwicklung und konsequente Umsetzung
der Innen-vor-AuBen-Strategie in Ravensburg
war beispielsweise unter anderem begleitet
von Exkursionen des Stadtrats. Initiiert wurden
diese Ausfliige vom damaligen Biirgermeister,
Hermann Vogler. Im Wald oder auf der Miill-
kippe machten sich die Ratsmitglieder ein Bild
von der Stadt und ihrem Umland, diskutierten
Uber umweltrelevante Themen und verstan-
digten sich darlber, wie ihr strategisches Vor-
gehen aussehen und welchen Zwecken es die-
nen sollte.

Aktives Selbstverstdndnis

Neben einer Idee des Stadtischen, einer Vor-
stellung davon also, in welche Richtung Stadt-
entwicklung betrieben werden soll, ist ein we-
sentlicher Erfolgsfaktor fur Suffizienz, die Be-
reitschaft in Politik und Verwaltung, die Stadt
aktiv selbst zu gestalten und diese Aufgabe
nicht finanzstarken Akteur*innen oder dem
Markt zu Uberlassen. Gestaltendes Handeln
bedeutet, Politik und Verwaltung setzen kla-
re, transparente und einheitliche Rahmenbe-
dingungen, durch die Stadtentwicklung ent-
sprechend der favorisierten Ideen des Stadti-
schen moglich wird. Demokratisch legitimier-
te Gremien sowie Fachverwaltungen kon-
nen (und sollen) ihr Handeln am Gemeinwohl
statt an Partikularinteressen orientieren. Das
heilt, sie konnen eine Stadtentwicklung be-
fordern, die Viele mit einbezieht und die Vie-
len zu Gute kommt. Es bedarf den Willen zur
Gestaltung und ein aktives Selbstverstandnis,



um das entsprechend voran-

Es braucht nicht nur

V. Was zeichnet suffizienzorientiertes Verwaltungshandeln aus?

Weise wie in ihr das Alltagsle-

zutreiben.  Konzeptvergaben Zeit, um etwas Neues zu ben stattfindet auf Jahrzehnte

sind Beispiele aktiv gestalten-
der Politik und Verwaltungen.

bauen, sondern auch,
um neue Praktiken zu

hinaus pragen. Angesichts die-
ser Zeitlichkeit ist Durchhalte-

Statt Grundstlicke oder Im-  etablieren, neue Rahmen- vermogen vor allem deshalb
mobilien nach dem Ho6chst- bedingungen zur Routine notwendig, um Effekte, die in
preis zu vergeben und die Ent-  werden zu lassen und um groBer zeitlicher Entfernung
scheidung, was auf der Flache Visionen des Stadtischen liegen, erzielen zu kénnen und
geschieht, letztlich den Kau- zum Leitbild fiir kiinfti- nicht durch kurzfristige Inter-

fer*innen zu Uberlassen, for-

rien, die erfullt sein mussen,

um das fragliche Objekt zu erwerben. Den Zu-
schlag bekommt dann idealerweise der oder
die Bewerber*in mit dem (berzeugendsten
Konzept. Dies schlief3t renditeorientierte In-
vestor*innen nicht per se aus dem Stadtent-
wicklungsprozess aus. Sie kdnnen, neben Ge-
nossenschaften, Baugruppen und stadtischen
Wohnbaugesellschaften, wichtige Akteure der
Stadtgestaltung darstellen. Jedoch ist im Rah-
men von Konzeptverfahren nicht ihre Finanz-
kraft entscheidend, sondern was und in wel-
cher Weise auf einer Flache entsprechend der
in demokratischen Verfahren entstandenen
Kriterien entwickelt werden soll. Die formalen
und inhaltlichen Rahmenbedingungen hierfir
setzt die Stadt als aktiv gestaltende und damit
auch fir das Prozessergebnis mitverantwortli-
che Akteurin.

Langer Atem

Ein aktives Selbstverstandnis der Stadtver-
waltung zeigt sich in konsequentem Handeln,
Kreativitdit und ausgepragter Dialogbereit-
schaft. Konsequentes Handeln hat zwei Di-
mensionen: Ein langfristiges Durchhaltever-
mdgen und eine entschlossene Umsetzung. In
der Regel gehen suffizienzpolitische Mal3nah-
men mit Widerstdanden einher. Konsequentes
Handeln bedeutet im Falle solcher Widerstan-
de das stetige Verfolgen von Zielen, mit ande-
ren Worten, den Widerstanden weder nachzu-
geben, noch blindlings eigene Vorstellungen
durchzusetzen. Durchhalten heift, einen lan-
gen Atem zu haben - und ist nicht mit viel Sitz-
fleisch zu verwechseln. Denn Stadtentwick-
lungsprozesse sind Prozesse, die weit in die
Zukunft reichen, sowohl was die Planung und
den Bau materieller Infrastrukturen anbelangt
als auch deren Nutzungszeitraume betreffend.
Bis ein neues Quartier entstanden oder eine
bestehende Mobilitdtsinfrastruktur umgebaut
ist, vergehen mitunter Jahre. Das neue Quar-
tier und die veranderte Mobilitdtsinfrastruktur
wiederum werden die Stadt und die Art und

ges Handeln werden
muliert die Kommune Krite- zu lassen.

essen aushebeln zu lassen. Es
braucht nicht nur Zeit, um et-
was Neues zu bauen, sondern
auch, um neue Praktiken zu etablieren, neue
Rahmenbedingungen zur Routine werden zu
lassen und um Visionen des Stadtischen zum
Leitbild fur kiinftiges Handeln werden zu las-
sen. In den Stadten, in denen wir bodenpoli-
tische MaBhahmen untersucht haben, hat de-
ren Entwicklung, stetige Uberarbeitung und
letztliche Etablierung Jahre gedauert. In lan-
geren Prozessen sind durch die konsequen-
te Verfolgung bodenpolitischer Ziele Verfah-
ren entstanden, die gewahrleisten, dass Bau-
land allein von der Stadt verauBert oder in Erb-
pacht vergeben wird oder Konzeptvergaben
ausschlieBlich unter klaren Auflagen erfolgen,
die in stadtebaulichen Vertragen festgehalten
werden. Konsequenz ist hier ein weiteres wich-
tiges Stichwort. Neue Verfahren und Rahmen-
bedingungen sind oft dann langfristig tragfa-
hig, erfahren breite Akzeptanz und erlangen
Wirksamkeit, wenn sich kommunale Verwal-
tungen und kommunale Politik ausnahmslos
und verlasslich an die eigenen Vorgaben hal-
ten. Es gilt also, davon abzusehen, kurzfristig
dringlich erscheinende Ausnahmeregelungen
zu treffen, damit kommunales Handeln verlass-
lich ist und Planungssicherheit ermdglicht.

Es mag an dieser Stelle paradox klingen,
doch nicht zuletzt der Wunsch eine verlassli-
che Kommune zu sein, erschwert oftmals die
Einfihrung und Etablierung neuer, starker an
Nachhaltigkeit ausgerichteten Rahmenbedin-
gungen. Weil nicht-nachhaltige Praktiken nicht
nur tief im Alltag der Einwohner*innen veran-
kert sind, sondern auch Uber Jahrzehnte insti-
tutionell und durch Verwaltungshandeln ge-
stitzt und gefordert wurden, mithin als nor-
mal und gegeben wahrgenommen werden,
erweist es sich auch fir 6ffentliche Verwaltun-
gen als schwierig, eingelibte Gewohnheiten zu
verdndern. Dort, wo man seit jeher kostenlos
das eigene Auto auf offentlichem Grund par-
ken konnte, wird die EinfUhrung einer Park-
raumbewirtschaftung und erst recht die Re-
duktion von Parkraum zu Kritik und Widerstan-
den fuhren. Umso bedeutsamer ist, auch im
Sinne eines konstruktiven Umgangs mit Kritik
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Pop-up-Radweg

statt Parkplatz fiir den
privaten PKW in Berlin:
SuffizienzmalSnahmen
erfolgreich umzusetzen
bedeutet auch Konflikte
aushalten zu kénnen,
die mit einer Einschrdn-
kung gewohnter, nicht-
nachhaltiger Praktiken
einhergehen.

© Fabian Deter, wikipedia

und Konflikten, ein transparentes und auf Ko-
operation setzendes Vorgehen. Sollen in einer
Stadt gewissermallen neue Spielregeln gesetzt
werden, innerhalb derer sich Einwohner*in-
nen, Investor*innen aber auch die Mitarbei-
ter*innen in der Verwaltung bewegen kdnnen,
dann erfordert dies, so formulieren es diver-
se Akteur*innen in unserer Untersuchung, ein
mutiges Vorgehen und den politischen Willen
Entscheidungen durchzusetzen. Mut meint in
diesem Kontext, das Wagnis einzugehen, Rou-
tinen zu verlassen, Neuland zu betreten und
Konflikte in Kauf zu nehmen. Das umfasst das
Ausnutzen rechtlicher Spielrdume, die Ermdg-
lichung alternativer Nutzungen offentlicher
Rdume oder die Einflihrung neuer Verfahren
in der Verwaltung. Als mutig bezeichnen die
Interviewten, Handeln unter Unsicherheit und
mit ungewissem Ausgang. Ungewiss insofern,
als bestimmte Wirkungen zwar erwartet wer-
den koénnen, die jeweiligen Mal3nahmen je-
doch noch nicht auf eigenen Erfahrungen vor
Ort beruhten. Handeln unter Unsicherheit be-
deutet auch, nicht abschlieBend abschatzen
zu konnen, wie sich die jeweilige MaRnahme
im speziellen lokalen Gefiige auswirken wird,
noch, welche Langzeitfolgen sie haben kénnte.
Jiingstes Beispiel firr ein solches Handeln un-
ter Unsicherheit sind die sogenannten Pop-up

Mut meint, das Wagnis
einzugehen, Routinen
zu verlassen, Neuland zu
betreten und Konflikte
in Kauf zu nehmen.

Bike Lanes. Tempordre Fahrradwege, die wah-
rend der Corona-Pandemie in diversen Stadten
eingeflihrt wurden, um eine Alternative zum
Auto und zum OPNV anzubieten. Als die ers-
ten gelben Markierungen auf den Stral3en auf-
gebracht wurden, wusste man nicht, wie sich
das Pandemiegeschehen entwickeln wirde,
unklar war auch, ob die neue Infrastruktur von
der Bevolkerung angenommen werden wiirde
oder es war nicht vollstandig absehbar, ob ihre
Einfuhrung allen drohenden Klagen von Geg-
ner*innen Stand halten wiirde. Es gab also ei-
ne ganze Reihe von Unwaégbarkeiten. Unter
diesen oder vergleichbaren Bedingungen ta-
tig zu werden, bezeichnen nicht wenige Inter-
viewten als mutig.

Die Stadte in unserer Untersuchung brin-
gen ihre suffizienzpolitischen MaBnahmen vo-
ran, indem sie den Dialog mit vielen Stakehol-
dern suchen und auf breite Beteiligungsmaog-
lichkeiten setzen. Stddtische Verwaltungen
agieren dabei als Mediatorinnen unterschied-
licher Interessen, die bei ihr zusammenlaufen.
Ein solches Vorgehen ermdglicht es, die Faden
in der Hand zu halten, unterschiedliche Partei-
en miteinander ins Gesprach zu bringen und
grundsatzlich eine Plattform zu bieten fir die
Wahrnehmung unterschiedlicher Anliegen,
Bedirfnisse und Interessen am offentlichen
Raum. Auch in kooperativen, auf Beteiligung
und Dialog setzenden Verfahren, bleibt die
letzte Entscheidung und damit die Verantwor-
tung bei den kommunalpolitischen Gremien.
Jedoch ist es, gerade wenn es um die Verande-
rung von tief verankerten mentalen Infrastruk-
turen geht, das heillt von etablierten Denk-
mustern und kulturellen Praktiken, hilfreich,
unterschiedliche Perspektiven zu integrieren.



Wo unterschiedliche Pers-
pektiven integriert werden sol-
len, muss viel kommuniziert
werden. Dabei richtet sich die
Kommunikation nach auflen,
zur Stadtgesellschaft hin und
nach innen, in die Verwaltung
hinein. Nicht nur die Einwoh-
ner*innen einer Stadt mis-
sen flr Transformationen ihrer
Stadt in Richtung Nachhaltigkeit und Suffizi-
enz gewonnen werden, auch in Verwaltungen
stoBen neue Ideen des Stadtischen bisweilen
auf Skepsis oder Unverstandnis. Weil fiir kom-
plexe Entscheidungen die Expertise aus unter-
schiedlichen Ressorts bendtigt wird und weil
es fir Neues in der Regel keine eingelibten
Verfahren oder erprobte Prozessabldufe gibt,
kdnnen neue Personalkonstellationen und Ar-
beitsvorgdnge ausprobiert werden, um res-
sortibergreifend Losungen fiir Fragen zu erar-
beiten, die sich bislang so nicht gestellt haben.

Um neue Rahmenbedingungen zu etablie-
ren, braucht es bisweilen die konsequente Nut-
zung der rechtlichen Spielrdume, die oftmals
groBer sind, als eingelibte Alltagspraktiken
vermuten lassen. Um Rahmenbedingungen zu
schaffen, die Kommunen die Umsetzung ihrer
SuffizienzmalBnahmen ermdglichen, legen sie
die rechtlichen Bestimmungen weit aus, nut-
zen sie kreativ oder anders als bisher ange-
wandt. Dies verweist einerseits darauf, dass
Suffizienzpolitiken nicht immer die nahelie-
gende Option darstellen und durch den Uber-
geordneten Rechtsrahmen nicht gerade befor-
dert werden. Andererseits wird auch deutlich,
dass kommunale Suffizienzpolitik schon heute
umgesetzt werden kann, es dazu jedoch einer
gewissen Beharrlichkeit und eines starken Wil-

Um neue Rahmenbedin-
gungen zu etablieren,
braucht es bisweilen die
konsequente Nutzung
der rechtlichen Spiel-
raume, die oftmals
grofler sind, als einge-
iibte Alltagspraktiken
vermuten lassen.

V. Was zeichnet suffizienzorientiertes Verwaltungshandeln aus?

mildert werden konnen. Neue
Flachen lassen sich hingegen
vor allem durch aktive Boden-
politik gewinnen. Anders als
beim Personal oder auch bei
den finanziellen Mittel wird
beim Boden offensichtlich,
dass dieser begrenzt und un-
vermehrbar ist, er kann nur an-
ders verteilt werden.

Verfiigen Kommunen Uber eigenen Boden,
ist es deutlich leichter, gemeinwohlorientier-
te Kriterien in eine stadtebauliche Entwick-
lung mit einzubeziehen und so eine nachhal-
tige Stadtentwicklung zu férdern. Ohne die
Verfigungsmacht Uber den Boden kdnnen
Kommunen nur Gber die Bauleitplanung und
stadtebauliche Vertrdge auf eine Gemeinwohl-
orientierung der Bodennutzung einwirken, da-
bei ist sie aber auf die Bereitschaft der Eigen-
timer*innen, die Flachen zu entwickeln, an-
gewiesen. Besteht auf den privaten Flachen
bereits ein Baurecht, steht der Stadt nicht ein-
mal dieses Instrumentarium zur Verfligung. Sie
kann dann nur versuchen, Konflikte auszuba-
lancieren und L6sungen auszuhandeln, die Vie-
len gerecht werden, allerdings fehlt ihr ein ent-
scheidender Teil fur die Durch- und Umsetzung
der Losungen. Solange sich der Grund und Bo-
den, der fur die stadtebauliche Entwicklung
der Gemeinde wesentlich ist, in privaten Han-
den befindet, wird es fir die Stadt schwierig ei-
ne gemeinwohlorientierte Entwicklung zu for-
dern, da die Interessen der Eigentiimer*innen
im Vergleich zu denen der Allgemeinheit iber-
proportionalen Einfluss haben. Durch eine akti-
ve Bodenpolitik kann die Kommune gezielt so-
zial-6kologischen Problemlagen entgegenwir-
ken und langfristig auch finanziel-

lens, einer groBen Dialogbereitschaft und einer
gewissen Kreativitat bedarf.

le Vorteile erwirtschaften. Einige
Kommunen verfolgen schon lan-
ge eine aktive Bodenpolitik, kau-

Solange sich der Grund
und Boden, der fiir die
stadtebauliche Entwick-

Wer das Land hat fen Boden strategisch an und ver-  lung der Gemeinde we-
. g geben kommunale Flachen nur in sentlich ist, in privaten
hat die Macht Erbbauchrechten. Wichtig ist auch Hinden befindet, wird

bei der Bodenpolitik, dass der An- s fiir die Stadt schwierig

kauf nicht (allein) projektbezogen
erfolgt und der Verkauf von FIla-
chen nicht dem Stopfen von Haus-
haltslochern dient. Stattdessen
geht es bei einer aktiven Bodenpolitik darum,
mittel- und langfristig Gestaltungsmacht fir
die Kommune zuriickzugewinnen. Ein Grund-
satzbeschluss, dass es Baurechte fiir private
Grundstlicke nur unter strengen Auflagen in
stadtebaulichen Vertragen gibt, sorgt fiir Pla-
nungssicherheit und steigert die Souveranitat
von Kommunen.

eine gemeinwohlorien-

Die Verfligbarkeit von materiellen Ressour-
cen ist ein weiterer bedeutender Erfolgsfaktor
fur Suffizienzpolitik. Hier geht es im Wesentli-
chen um die Ressourcen Flache, Finanzen und
Personal. Finanziellen und personellen Eng-
passen kann kurzfristig durch Foérderprogram-
me begegnet werden, weshalb diese auch bei
den von uns untersuchten Stadte eine zentra-
le Rolle einnehmen. Langfristig bedarf es aber
einer besseren finanziellen Grundausstattung
der Kommunen, damit diese Hemmnisse ge-

tierte Entwicklung
zu fordern.
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Politik und Verwaltung
gestalten gemeinsam

Wenn Nutzer*innen zur
Gestaltung suffizienzori-
entierter Quartiere ein-
geladen werden, entste-
hen mehrheitsféhige L6-
sungen. An den Entwir-
fen des Grasbrookparks
in der Hamburger Hafen-
city waren beispielsweise
Kinder aus einer Schule
und einer KITA sowie in-
teressierte Anwohner*in-
nen beteiligt. Grundsditz-
lich braucht es Verfah-
ren, die Anwohner*in-
nen und Nutzer*innen
friihzeitig und anhaltend
in Entwicklungsprozesse
einbeziehen und projekt-
unabhdngig ein gutes
Vertrauensverhdiltnis
zwischen Einwohner*in-
nen, Verwaltung und
Politik etablieren.
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Insbesondere bei der Umsetzung von poten-
tiell konfliktreichen MaBnahmen - wie solchen
der Suffizienz - ist eine enge Kooperation zwi-
schen Verwaltung und Politik von Vorteil. Die
Politik verfligt dadurch, dass der Stadtrat das
hochste Gremium einer Kommune ist, Gber die
grofte institutionelle Gestaltungsmacht, wo-
bei die fachliche Expertise in der Verwaltung
angesiedelt ist. Auf Verwaltungsseite werden
Entscheidungen vorbereitet und aus profes-
sioneller Perspektive Gestaltungsoptionen der
Stadtentwicklung diskutiert. Daraus resultiert
ebenfalls eine Gestaltungsmacht, die jedoch
nur dann fruchtbar gemacht werden kann,
wenn es eine enge Zusammenarbeit mit der
Politik gibt, in der die Vorstellungen der Ver-
waltung und der Politik diskutiert und Lésun-
gen miteinander ausgehandelt
werden. Die Entscheidungsfa-
higkeit des Stadtrates und die
Umsetzungswahrscheinlich-
keit von stadtebaulichen Maf3-
nahmen kénnen auf diese Wei-
se erhoht werden. In einigen
der untersuchten Stadte wur-

Eine regelmiflige und
gelingende Kommunika-
tion auch auflerhalb der
Entscheidungsgremien
ist fiir die Umsetzung
von Suffizienzpolitik un-

umginglich.

den politische Arbeitskreise eingerichtet, in
denen Vertreter*innen aus Politik, Verwaltung
und teilweise auch Zivilgesellschaft vertreten
waren, um Entscheidungen vorzubereiten. Ei-
ne regelméfige und gelingende Kommunikati-
on auch auBerhalb der Entscheidungsgremien
ist fur die Umsetzung von Suffizienzpolitik un-
umganglich.

Von Vielen
angeeignete Stadt

Neben den politischen Gremien sind die
Nutzer*innen und Adressat*innen der Suffizi-
enzmalinahmen - zumeist die Einwohner*in-
nen — die Personengruppe, welche friihzeitig
und kontinuierlich in den Planungsprozess ein-
gebunden werden sollte. Stadtentwicklung ist
ein oftmals konfliktreicher Prozess, insbeson-
dere wenn sie suffizienzorientiert erfolgt. Mit
Kritik konstruktiv umzugehen,
ist das Hauptziel gelingender
Partizipation. Dabei qilt es al-
le unterschiedlichen Interes-
sensgruppen von Beginn an
in den Gestaltungsprozess zu
involvieren, um gemeinsam
ein Verstandnis fur die unter-




V. Was zeichnet suffizienzorientiertes Verwaltungshandeln aus?

schiedlichen Positionen und mehrheitsfahige potentielle Investor*innen kénnen Um nicht nur auf das
Losungen zu entwickeln. Denn ohne oder mit  ein distanziertes oder zerstrittenes zu fokussieren, was

nur unzureichender Beteiligung kdnnen Kon- Verhéltnis zwischen Kommunen wegfillt, ist es wichtig,
fliktpunkte zu uniberwindbaren Hemmnissen  ausnutzen und verschiedene Stdd-  Bilder und reale Vorstel-
werden. Darliber hinaus kann durch die Zu- te bei Investitionsentscheidungen lungsméglichkeiten des
sammenarbeit mit den spateren Nutzer*innen gegeneinander ausspielen. Hier = Neuen, des zu Gewin-
lokales und Praxiswissen in die Entwicklung gilt es die gegenseitige Abhdn-  nenden aufzuzeigen.

der MaBnahmen einbezogen werden. Grund-
legend ist eine hohe Transparenz, sodass Ent-
wicklungs- und Entscheidungsprozesse von
Beginn an leicht und niederschwellig nachvoll-
zogen werden kdnnen. Bei Verdnderungspro-
zessen sind hdufig Liebhaber*innen und An-
hanger*innen des alten Zustandes, die Angst
vor einem drohenden Verlust haben, beson-
ders prasent. Um nicht nur auf das zu fokus-
sieren, was wegféllt, ist es wichtig, Bilder und
reale Vorstellungsmdglichkeiten des Neuen,
des zu Gewinnenden aufzuzeigen. Daflir ma-
chen einige Stadte geplante oder mdgliche
Veréanderungen erfahrbar, indem sie im Vorhi-
nein getestet werden. Darliber hinaus werden
weitere Moglichkeiten der Mitgestaltung ge-
nutzt, indem Ideen der Einwohner*innen ein-
bezogen und Freirdume fir die Gestaltung der
Stadt durch die Einwohner*innen selbst gege-
ben werden. Eine enge Zusammenarbeit mit
den Einwohner*innen kann nicht nur zu lokal
angepassten Losungen und einer breiteren Ak-
zeptanz der Verdanderungen fiihren, sondern
auch ein intensiveres politisches Engagement
der Einwohner*innen vorantreiben.

Regionale
Zusammenarbeit

Als drittes stellen Umlandgemeinden wichti-
ge Akteur*innen in Stadtentwicklungsprozes-
sen dar. Insbesondere zentrale Stadte und ihr
Einzugsbereich sind nicht nur wirtschaftlich,
sondern auch in Bezug auf Wohnen, Versor-

gigkeit anzuerkennen und in ei-

nem intensiven, projektunabhdngigen Dialog
gemeinsame Strategien in Bezug auf Flachen-
nutzungen und Mobilitdt zu entwickeln. Nur
auf der Basis eines fairen Ausgleichs in Bezug
auf Bauland-, Ausgleichs- und Riickbauflachen
kénnen unangemessener Wettbewerb (ber-
wunden, Mehrfachstrukturen vermieden, die
geeignetsten Flachen entwickelt, vorhandene
Infrastrukturen optimal ausgelastet und unndé-
tige Verkehre vermieden werden.

Strategien sind keine
EinzelmaBnahmen

Viele der oben skizzierten Strategien werden
mancherorts auch als kurzfristige Einzelmal3-
nahmen umgesetzt. So werden fir einzelne
Bauvorhaben gezielt Flachen angekauft, Ein-
wohner*innen werden in einzelnen projektbe-
zogenen Workshops informiert oder beteiligt,
mit den Umlandgemeinden werden bei einer
Anfrage groBer Gewerbebetriebe Verhandlun-
gen gestartet, die Verwaltung versucht, bei der
Politik fiir einzelne Vorhaben zu werben, oder
die Politik beschlie3t abstrakte Ziele und Kon-
zepte mit suffizienten Ansatzen, hat aber nicht
den Mut sie umzusetzen. Allerdings ist der An-
kauf eines einzelnen Grundstiicks noch lange
keine Bodenpolitik. Die Gestaltungsspielrau-
me von Kommunen verdndern sich erst durch
die langanhaltende und konsequente Verfol-
gung der Strategien. Insbesondere bei kon-
troversen Themen wie der Suffi-

gung, Schulen, kulturelle und Freizeiteinrich- zienzpolitik sind die Erfolgschan-  So verstanden ist Suffi-
tungen in vielfacher Weise miteinander ver- cen deutlich hoher, wenn die oben zienzpolitik nicht (nur)
flochten. Eine suffizienzorientierte Stadtent- skizzierten Strategien unabhdngig die Verkehrsberuhigung
wicklungspolitik geht mit Reduktionen einher. von einem konkreten Projekt ge-  einer Strale oder der
Soll verdichteter gewohnt werden, bedeutet lebt werden. Wenn ein dauerhaft Bau eines neuen Rad-
dies im Umkehrschluss, dass weniger Einfami- guter Draht zwischen Politik, Ver-  weges, sondern stellt die
lienhausgebiete ausgewiesen werden. Wenn  waltung, Zivilgesellschaft und Um-  grundsitzliche Frage
dezentrale, kleinteilige Einkaufsmoglichkeiten  landgemeinden besteht, lassen wer, fiir wen und mit
und damit eine Stadt der kurzen Wege gefér- sich dadurch auch kontroversere wem die Stadt baut.
dert werden sollen, kdnnen nicht gleichzeitig  Projekte umsetzen. Auch eine akti-

Einkaufszentren auf der griinen Wiese errich- ve Bodenpolitik erleichtert die Umsetzung erst,

tet werden. Eine Kommune kann solche poli- wenn sie systematisch und langfristig umge-

tischen Entscheidungen treffen, ist aber ver- setzt wird und nicht als kurzfristige Haushalts-

gleichsweise machtlos, wenn Nachbarkom- politik verstanden wird. Ein aktives Selbstver-

munen einen gegenteiligen Weg einschlagen  stdndnis der Stadtverwaltung zeigt sich in dem

oder gar versuchen davon zu profitieren. Auch  Bestreben durchzuhalten und durchgehend zu
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gestalten anstelle von aussitzen. Die Idee des
Stadtischen ist eine langfristige und belastba-
re Idee, die eine klare Vision skizziert, welche
sich in verschiedenen Projekten wiederfindet
und eine breite Unterstlitzung geniel3t. So ver-
standen ist Suffizienzpolitik nicht (nur) die Ver-
kehrsberuhigung einer Stra3e oder der Bau ei-
nes neuen Radweges, sondern stellt die grund-
satzliche Frage wer, fiir wen und mit wem die
Stadt baut.

Zielorientierte,
fehlerfreundliche

und anpassungsfédhige
Verfahren

In Heidelberg wird auf
dem Geldinde eines alten
Rangierbahnhofs das
neue urbane Quartier
,Bahnstadt”verwirk-
licht. Bei diesem grolSen
Stadtentwicklungspro-
Jjekt zeigt sich die nach-
haltige, suffiziente Aus-
richtung beispielsweise
in der Nahmobilitcitsver-
bindung fir Rad- und
FulSverkehr in Richtung
Stadtmitte sowie den
unmittelbaren Zugang
zu Wasser- und Grin-
fldchen.

Bei der Betrachtung der konkreten Umset-
zung einzelner SuffizienzmalBnahmen lassen
sich Verfahren beobachten, die sich als zielori-
entiert, fehlerfreundlich und anpassungsfahig
beschreiben lassen. Ubergeordnete Konzepte
dienen der Integration unterschiedlicher Be-
lange, dem ressortiibergreifenden Arbeiten
und geben Antworten auf die Gibergeordneten
Fragen: Wo will die Stadt in den nachsten Jah-
ren in der Wohnungs-, Verkehrs oder Boden-
politik hin? Konsequent angewendet kdnnen
rahmende Konzepte dabei helfen eine klare

Zielorientierung einzuhalten. Darliber hinaus
schaffen sie Transparenz, indem sie Entwick-
lungsideen o6ffentlich machen und sie kdnnen
dabei helfen, sich auf Férderprogramme zu be-
werben.

In den untersuchten Stadten lasst sich beob-
achten, dass insbesondere in den Stadten mit
Vorreiterinnenrolle, trotz gewisser konzeptu-
eller Vorarbeiten, keine Masterplane existier-
ten, die eins zu eins umgesetzt werden. Die
Entwicklung und Etablierung der Mafnah-
men, Verfahren und Rahmenbedingungen ent-
sprang vielmehr einer Art Trial-and-Error-Ver-
fahren. Gemeint ist damit ein Verfahren, das
noch nicht strukturiert ist und sich vor allem
durch Ausprobieren, eine gewisse Hemds-
armligkeit und eine stetige Kommunikation
mit den beteiligten Akteur*innen auszeich-
net, bis ein gewisser Grad an Professionalisie-
rung erreicht ist. Ein solches Vorgehen verdeut-
licht, dass das Neue, also suffiziente Praktiken,
nicht (immer) im Alten entsteht und weiterent-
wickelt wird. So wurde in Templin der ticketlo-
se OPNV eingefiihrt und im Laufe der Zeit im-
mer weiter nachgebessert, indem die Infra-
struktur ausgebaut, ein niedriger Ticketpreis
wieder eingefiihrt und zunehmend Beschrén-
kungen fiir den Autoverkehr in der Innenstadt
durchgesetzt wurden. Dies alles folgte nicht ei-
nem vorher geplanten Verfahren, sondern ist

© Dirk Schmidt, QIMBY
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das Resultat von ausprobie-
ren, Fehler erkennen, nachjus-
tieren, ausprobieren. Damit ist
ein solches Vorgehen von ei-
ner hohen Fehlerfreundlich-
keit bei allen Beteiligten ge-
pragt. Umgekehrt bedeutet
es nicht, dass einfach wahl-
los ausprobiert wird, da die
oben erwahnte Idee des Stad-
tischen und die rahmenden
Konzepte Leitlinien der Ent-
wicklung vorgeben. Die kom-
plementdre Anwendung von
konzeptorientiertem Arbeiten
und noch nicht strukturierten
Trial-and-Error-Verfahren kann,
so zeigen die Beispiele aus ver-
schiedenen Stadten, mafgeb-
lich zum Gelingen suffizienz-
orientierter Projekte beitragen.

Fir die Entwicklung und stdndige Anpas-
sung neuer Verfahren der Suffizienzpolitik nut-
zen die stadtischen Akteur*innen verschiede-
ne Wissensressourcen: Sie integrieren exter-
nes Expert*innenwissen aus Wissenschaft, an-
deren Verwaltungen und Wirtschaft genauso
in die Entwicklung ihrer Verfahren wie das lo-
kale Wissen und die lokalspezifischen infor-
mellen Netzwerke. Vor allem in Konfliktsitua-
tionen und bei offenen Sachfragen wird auf

Fiir das Gelingen suffizi-
enzorientierter Projekte
braucht es neben einer
klaren Idee des Stadti-
schen und rahmenden
Konzepten eine grofle
Portion Fehler-
freundlichkeit.

Die Entwicklung
suffizienzorientierter
Projekte muss als an-
haltender Lernprozess
begriffen werden, in
dem sich die Beteiligten
durch Ausprobieren und
Nachjustieren konti-
nuierlich auf das Ziel
zubewegen.

V. Was zeichnet suffizienzorientiertes Verwaltungshandeln aus?

Wissensbestande von aufler-
halb (aber auch auf interne
Studien) zuriickgegriffen. Ins-
besondere mit externen Stu-
dien und Beratungen wird
versucht, den Gegner*innen
und Skeptiker*innen die Argu-
mente zu nehmen und durch
eine*n ,unbeteiligte*n” drit-
te*n Akteur*in eine emotio-
nale Debatte zu beruhigen. In
Siegen wurde beispielsweise
sehr emotional um die Weg-
nahme eines zentralen Park-
platzes gestritten. Externe Gut-
achter*innen konnten in die-
ser Situation nachweisen, dass
die wegfallenden 150 Parkplat-
ze nicht bendétigt wiirden, und
sollten die Debatte damit ver-
sachlichen. Lokales Wissen beschreibt demge-
genlber die Kenntnis von lokalen Gepflogen-
heiten, Beziehungen, Historien, Eigentumsver-
héltnissen, Zukunftswiinschen und derglei-
chen mehr. Sich lokales Wissen anzueignen,
dieses zu pflegen und als prozessrelevantes
Wissen fiir die Entwicklung neuer Rahmenbe-
dingungen anzuerkennen, wird als wichtiger
strategischer Baustein beschrieben und setzt
wiederum eine gelingende und regelmaRi-
ge Kommunikation mit allen beteiligten Ak-
teur*innen voraus.

Suffizienzpolitik bedeutet
auch Konflikte auszu-
handeln. Auf kommuna-
ler Ebene kénnen emo-
tionale Debatten durch
externe Wissensbestdnde
oder Gutachter*innen
besdnftigt werden.
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Eine gemischte Nut-
zung erhéht nicht nur
die Lebensqualitdt ei-
nes Quartiers, sondern
kann auch zur Ressour-
censchonung beitra-
gen: Hochbeet-Projekt
auf dem Hanseaten-
hofin Bremen.

DIPAARIM ‘UDIDOf &

V1. Zum Schluss:
Was sofort getan
werden kann

Die Rahmenbedingungen, in denen sich
Kommunen bei ihren politischen Entscheidun-
gen bewegen, begiinstigen eine expansive
Siedlungsentwicklung. Sie sind geprdgt von po-
litischen und 6konomischen Wachstumszwdn-
gen und rechtlichen Vorgaben. Um hier grund-
legend Abhilfe zu schaffen, wire ein Wandel
der Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung, die
den Rahmen auch fiir das Handeln der Kom-
munen bildet, in Richtung einer Wachstumsun-
abhdngigkeit notwendig.

Steuerliche Rahmenbedingungen und For-
dermallnahmen, Gemeindefinanzierung, Stad-
tebau- und Verkehrsrecht: All dies misste in
wesentlichen Bereichen umgestaltet werden,
um eine suffizienzorientierte Siedlungspoli-

tik der Kommunen zur Normalitdt werden zu
lassen. Warten miissen Kommunen darauf al-
lerdings nicht. Kommunale Politik kann auch
jetzt schon von dem Ublichen Wachstumskurs
in Richtung Suffizienz umsteuern. Sie kann be-
reits unter den gegebenen Umstanden in vie-
lerlei Hinsicht Rahmenbedingungen schaf-
fen, die eine ressourcenarme Lebensweise der
Menschen fordern und ressourcenintensive
Verhaltensweisen erschweren. Fir viele lokale
MaBnahmen bedarf es weder einer Anderung
wesentlicher Rechtsgrundlagen noch neu-

er Instrumente, sondern einer Anderung des
Blickwinkels im politischen Handeln und der
konsequenten Nutzung bereits vorhandener
Instrumente und Spielrdume.




VI. Zum Schluss: Was sofort getan werden kann

KOMMUNALE SIEDLUNGSENTWICKLUNG BRAUCHT NEUE RAHMENBEDINGUNGEN:

REFORMANSATZE FUR DIE GESETZGEBUNG VON BUND UND LANDERN

Kommunales Handeln bewegt sich in einem poli-
tischen, finanziellen und rechtlichen Rahmen. Zur
Abmilderung der Wachstumszwinge, die aus diesem
Rahmen folgen, gibt es eine Reihe von Vorschligen
fiir Reformen in der Gesetzgebung auf Bundes- und
Landerebene. Um ressourcenschonende Lebensstile
zu férdern, werden neben Forderungen zur Abschaf-
fung von Fehlanreizen wie der Eigenheimférderung,
der Pendlerpauschale und dem Dienstwagenprivi-
leg insbesondere Moglichkeiten einer Reform der
Grunderwerbssteuer diskutiert, die den Verbrauch
unbebauter Flichen im Auflenbereich verteuern und
die Entwicklung von Potentialflichen im Innenbe-
reich erleichtern. Der Bundesgesetzgeber konnte hier
den Landern die Méglichkeit einrdumen, die Steuer-
sdtze raumlich nach Innen- und Auflenbereich sowie
nach Bestandsgebiauden und unbebauten Grund-
stiicken zu differenzieren und Zwischenerwerbe der
Kommunen zum Zwecke einer aktiven Innenent-
wicklung von der Steuerpflicht auszunehmen. Dies
konnte zusitzlich mit der Einfithrung einer Neu-
erschlieSungsabgabe fiir Bauherr*innen, die auf der
griitnen Wiese bauen, verkniipft werden.'

Fiir die Gemeindefinanzierung werden Reforman-
siatze diskutiert, die den Wettbewerb der Kommunen
um Einwohner*innen und Gewerbe durch einen
Wettbewerb um eine Nachhaltigkeit in der Sied-
lungsentwicklung ersetzen. Statt der Ausweisung von
Bauland auf der griinen Wiese werden eine kompakte
Innenentwicklung, der Riickbau von Siedlungs-
flichen und das Vorhalten von Freiflichen belohnt.
So gibt es in Bezug auf den kommunalen Finanzaus-
gleich den Ansatz, die allgemeinen Zuweisungen des
Landes an die Kommunen (Schliisselzuweisungen)
auch an flichensparende Indikatoren zu kniipfen
oder zusitzliche Zweckzuweisungen fiir die Schaf-
fung, Aufwertung und Vorhaltung von Freirdumen,
den Riickbau von Siedlungsstrukturen und die
Revitalisierung von Brachflichen vorzusehen. Eine
solche Zuweisung hat etwa der Fachgutachter fiir

die Neugestaltung des Finanzausgleichsgesetzes in
Schleswig-Holstein empfohlen und einen konkreten
Vorschlag hierfiir vorgelegt. Das Land ist diesem Vor-
schlag allerdings nicht gefolgt. Ferner kénnen

die Lander bei den Schliisselzuweisungen generell

auf Mafstibe verzichten, bei denen Kommunen Geld
pro Stralenkilometer erhalten. Besondere Lasten fiir
Kommunen mit grofler Flichenausdehnung kénnen
stattdessen iiber den Einwohner*innenmaf3stab mit
beriicksichtigt werden. Finanziert werden kénnte
dieser Umbau des kommunalen Finanzausgleichs
durch die Einfithrung einer Bauland-Ausweisungs-
Umlage. Dabei werden die Kommunen bei der Aus-
weisung von zusitzlichem Bauland fiir die Siedlungs-
entwicklung mit besonderen Kosten belegt, die im
Rahmen der Zuweisungen aus dem kommunalen
Finanzausgleich verrechnet werden.?

In Bezug auf die Gewerbesteuer konnte der Bundes-
gesetzgeber den Kommunen die Méglichkeit einer
raumlichen Differenzierung der gemeindlichen
Hebesitze, mit denen sie die Hohe der Steuer fest-
legen, einrdaumen (zoniertes Satzungsrecht). Auf
diese Weise konnten Gemeinden Anreize fiir eine
kompakte Gewerbeentwicklung im Innenbereich
schaffen. Die Moglichkeit eines differenzierten, das
heifit erh6hten Hebesatzes fiir baureife, aber unge-
nutzte Grundstiicke im Innenbereich bestiinde auch
fiir die Grundsteuer. Am effektivsten wire hier aber
die Ausgestaltung dieser Steuer als Bodenwert- oder
Flichensteuer. Dies bedeutet, dass eine Besteuerung
nicht wie bisher auf der Grundlage des Verkehrswer-
tes des Grundstiicks und seiner Bebauung erfolgt,
sondern ausschliefllich auf der Grundlage des Boden-
wertes beziehungsweise des Verbrauchs von Fliche.
Dadurch entstiinde ein Anreiz fiir eine effektive
Nutzung von Grund und Boden.?

Im Rahmen des Bauplanungsrechts gibt es weitge-
hende Uberlegungen, den Flichenverbrauch durch
die Ausgabe von Flichenzertifikaten zu steuern.
Dabei wird die Gesamtmenge des zulissigen Fliachen-
verbrauchs verbindlich festgelegt und in handelbare
Zertifikate aufgeteilt, die dann nach einem bestimm-
ten Verteilermaflstab den Kommunen zugewiesen
werden. Alternative Uberlegungen sehen vor, in

der Raumordnungsgesetzgebung Vorgaben fiir den
Flichenverbrauch zu treffen und den Gemeinden
verbindlich Kontingente fiir die Ausweisung von
Wohn- und Gewerbeland zuzuweisen.*
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Politische Entscheidungen fiir stadtebauli-
che MaBnahmen unterliegen im Wesentlichen
der Planungshoheit der Gemeinden. Kommu-
nen konnen die Bereitstellung von Flachen
fur die Wohn- und Gewerbeentwicklung, fiir
Einzelhandel und Freizeiteinrichtungen und
die grundsatzliche Ausrichtung ihrer Mobi-
litdt selbst steuern. Verfolgt eine Kommune
das politische Ziel, den Ressourcenverbrauch
zu senken, so erfordert dies einen politischen
Prozess, in dem siedlungspolitische Entschei-
dungen nicht auf der Grundlage einer aktuell
dringlichen, spezifischen Motivation heraus
getroffen werden, sondern auf der Basis ei-
ner auf Langfristigkeit angelegten umfassen-
den Analyse. Am Anfang eines solchen Ent-
scheidungsprozesses steht die Frage, ob eine
geplante siedlungspolitische Entwicklung un-
ter Berlcksichtigung aller Aspekte auf lange
Sicht Gberhaupt von Vorteil fur die Kommune
ist. Wird dies bejaht, kann im weiteren Verlauf
des Prozesses analysiert werden, wie die ange-
strebte MalBnahme im Rahmen der vorhande-
nen Ressourcen umgesetzt werden kann. Dazu
gehort auch die Uberlegung, wie eine Entwick-
lung vermieden wird, die ressourcenintensive
Verhaltensweisen weiter beférdert, und wel-
che MaBnahmen statt dessen ergriffen wer-
den konnen, die den Menschen ressourcen-
schonende Verhaltensweisen als bequemere
und alltagstauglichere Alternative anbieten. Ei-
ne solche Analyse kann dann ohne weiteres zu
dem Ergebnis kommen, dass eine siedlungs-
politische Entwicklung gar nicht erfolgt (Null-
variante) oder nur reduziert durchgefiihrt wird
oder in anderer Weise als geplant.

Bei einer derartigen Vorge-

Die Nullvariante als Alternative

dem Verkauf von Grundstiicken Geld in die Ge-
meindekasse kommen soll. Im Rahmen der be-
schriebenen Analyse wiirde vielmehr zundchst
untersucht, ob ein weiteres Wachstum der Ge-
meinde Uberhaupt langfristig von Vorteil ist.
Im weiteren Verlauf wiirde analysiert, welche
Art von Wohnraum {iberhaupt bendétigt wird
und wie ein tatsachlicher Bedarf ressourcen-
arm auf Innenbereichspotentialen, beispiels-
weise im Rahmen einer kompakten Bebauung
mit reduzierten Wohnflachen, befriedigt wer-
den kann. Fir eine gewerbliche Entwicklung
zeigt das Beispiel Ravensburg, wie in einem
Gewerbegebiet durch die Reduktion von Park-
platzflachen, der Umnutzung von Brach- und
Abstellflichen und eine enge Zusammenarbeit
mit den ansdssigen Unternehmen vollstandig
auf die Ausweisung eines urspriinglich ange-
dachten neuen Gewerbegebietes verzichtet
werden konnte. Auch bei grof3flachigen Ein-
zelhandelsansiedlungen und Freizeiteinrich-
tungen, darauf verweist ebenfalls das Beispiel
aus Ravensburg, kann ein Verzicht auf die Ge-
nehmigung aus Perspektive der Kommune die
gewinnbringendere Variante darstellen, wenn
die Auswirkungen auf die Innenstadt, das Um-
land, die vorhandenen Flachenpotentiale und
die entstehenden Verkehre mit einbezogen
werden.

Die beschriebene Analyse erfordert eine um-
fassende Bewertung der langfristigen 6kono-
mischen, sozialen und 6kologischen Folgen so-
wie der fiskalischen Auswirkungen von stadte-
baulichen Entwicklungen (Nachhaltigkeitsein-
schatzung). Sie setzt das Vorliegen einer Nach-

haltigkeitsstrategie voraus, die
dem Ressourcenschutz ein an-

hensweise wiirde es zum Bei- Siedlungspolitische Ent- gemessenes Gewicht gegen-
spiel nicht mehr selbstver- scheidungen bediirfen Uber 6konomischen, sozialen
stéandlich sein, dass der Zuzug einer ergebnisoffenen und fiskalischen Interessen
von weiteren Einwohner*in-  umfassenden Analyse der einrdumt und sich grundsatz-
nen geférdert oder sogar ak-  langfristigen Auswirkun- lich dazu bekennt, mit den vor-
tiv beworben wird, und dass gen auf die Kommune, handenen Ressourcen aus-
automatisch Bauland ausge- bei der auch der Ver- kommen zu wollen.

wiesen wird, weil zuziehende zicht auf eine geplante

Einwohner*innen Wohnun- Maf3nahme ein politisch Entscheidend fir eine solche
gen bendtigen, Investor*in- akzeptables Ergebnis Analyse ist, dass sie ergebnis-
nen Druck ausliiben oder mit sein kann. offen gestaltet wird. Sie erfor-



dert die grundsatzliche politische Akzeptanz,
dass der ganzliche Verzicht auf eine geplan-
te MalBnahme in gleicher Weise akzeptabel ist
wie die Reduzierung ihres Umfangs, eine alter-
native Lésung oder die Einschatzung, dass ei-
ne gemeinsame MalBnahme auf geeigneteren
Flachen in der Region sinnvoller ist. Reine An-
gebotsplanungen ohne tatsachlichen Bedarf,

Auch ohne bundesweite Regelungen wie
die Kontingentierung von Flachen kénnen Ge-
meinden ihre Flacheninanspruchnahme im
AuBenbereich reduzieren. Sie sind die Inhabe-
rinnen der Planungshoheit. Da im AuBlenbe-
reich ohne Bauleitplanung grundsatzlich kein
Baurecht besteht, kdnnen sie den Zugriff auf
die griine Wiese unterbinden und die Sied-
lungsentwicklung auf den Innenbereich kon-
zentrieren.

Ein wirksames Instrument hierflr ist eine
Selbstverpflichtung der Gemeinde, in der sie
die Rahmenbedingungen zum kiinftigen Um-
gang mit Flachen festlegt. Sie kann darin et-
wa reine Angebotsplanungen ausschlieen
und die Ausweisung von Flachen im Au3enbe-
reich ausschlieB3lich an Bedarfe
kniipfen, die nicht andernorts
bereits erfillt werden oder fiir
die geeignete Flachen im In-

Kommunen haben
es selbst in der Hand:

VI. Zum Schluss: Was sofort getan werden kann

stadtebauliche MalBnahmen, die lediglich dem
Prestige dienen oder nur kurzfristige Vortei-
le bieten, und Mehrfachstrukturen innerhalb
einer Region konnen auf diese Weise gdnz-
lich vermieden werden, erforderliche Ma3nah-
men kdnnen so durchgefiihrt werden, dass sie
moglichst wenig Ressourcen verbrauchen.

Selbstverpflichtung
—Verzicht auf Aufienbereichsflachen

macht werden koénnen. Als langfristiges Ziel
kann die kommunale Selbstverpflichtung auch
den Ubergang zu einer Flachenkreislaufwirt-
schaft formulieren. Dies bedeutet, dass die In-
anspruchnahme von neuen Flachen im Auf3en-
bereich zusatzlich an die Bedingung geknipft
wird, an anderer Stelle bestehende (nicht oder
untergenutzten) Siedlungs- oder Verkehrsfla-
chen entsprechend zurtickzubauen.

Um den Nachteil im Wettbewerb mit dem
Umland zu reduzieren, ist es sinnvoll, den
Ubergang zu einer Flachenkreislaufwirtschaft
im Zusammenwirken mit anderen Kommunen
der Region zu realisieren. Auf geeigneten FIa-
chen kénnen so gemeinsame Flachenpools fiir
die weitere Siedlungsentwicklung und fiir den
Ruckbau von Siedlungsstruk-
turen gebildet und die Lasten
und Vorteile untereinander ge-
recht verteilt werden.

nenbereich nicht nutzbar ge- Mit einer klaren Selbst-
verpflichtung zu dem

Umgang mit Flachen im

Auflenbereich kénnen sie

auch ohne bundesweite

Vorgaben den Flichen-

verbrauch reduzieren.
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Aktive Innenentwicklung

Ein weitgehender Verzicht auf die Inan-
spruchnahme von Flachen im AuBenbereich
bedeutet fir Kommunen eine Verknappung
von Flache. Die Herausforderung besteht darin,
auf entsprechende Bedarfe mit dem vorhande-

Kommunen besitzen
zahlreiche Méglich-
keiten, bestehende
Flichenpotentiale aus-
zuschopfen. Nachver-
dichtung im Innenbe-
reich, Unterstiitzung
bei dem Erwerb von
Bestandsimmobilien
und bei dem Wechsel
von Wohnungen sind

nen Flachenangebot zu reagieren.
In wachsenden Gemeinden mus-
sen mehr Einwohner*innen, mehr
oder wachsendes Gewerbe und
mehr begleitende Infrastrukturen
auf gleichbleibender Siedlungs-
flache untergebracht werden. Zu-
gleich besteht in allen Gemeinden
Druck auf die Flache durch steigen-
de Wohnflachen pro Person, stei-
gende Kfz-Mobilitdt und Beddrfnis-
se nach grofBflachigem Einzelhan-

einige Beispiele.

Bestandsgebdude in
innerstddtischen Lagen
wie hier die historischen

Schlachthofgebdude
in Flensburg haben es
schwer, sich gegen eine
Neubebauung auf der
grtinen Wiese durch-
zusetzen, insbesondere
wenn Denkmalschutz
besteht. Hier sind krea-
tive Lésungen gefragt,
um Leerstand wieder in

Nutzung zu bringen.

IpNPIS [PDYIIN O

del oder anderen Freizeiteinrich-

tungen.

Hebung bestehender
Fldchenpotentiale

Um dieser Herausforderung zu begegnen,
bedarf es Strategien zur Hebung von Flachen-
potentialen. Nachverdichtung im Innenbe-
reich ist eine mogliche Strategie. Daneben gibt
es noch zahlreiche weitere Mdglichkeiten: Ein-
wohner*innen konnen logistisch und 6kono-
misch unterstlitzt werden, bestehende (Alt-)
Immobilien zu erwerben und zu nutzen. Auch
der Wechsel in eine Wohnung, die der jeweili-
gen Lebenslage - Singlewohnen, Familienpha-
se, altersgerechtes Wohnen - entspricht, kann
durch Wohnungsboérsen und andere Hilfen er-
leichtert werden.




Als Eigentiimerin behilt
die Kommune langfristig

Fir eine Nachverdichtung
kéonnen Kommunen Konzep-
te entwickeln, um den Aus-
bau bestehender Gebaude-
strukturen zu ermdglichen
und zu fordern, leerstehende
und ungenutzte Gebdude in
Nutzung zu bringen, unterge-
nutzte Grundstiicke zu verdichten und Bauli-
cken, Brachen und Konversionsflachen zu er-
tlchtigen und einer Nutzung im Sinne eines
Flachenrecyclings zuzufiihren. Dabei sollte das
Verdichtungspotential vorrangig solche FIa-
chen erfassen, die entweder bereits erschlos-
sen oder an bestehende ErschlieBungssysteme
angebunden sind und gut in bestehende stad-
tische Infrastrukturen (Versorgung, Bildung,
Kultur, Freizeit) integriert werden kdnnen.

Zur Hebung der Nachverdichtungspotentia-
le gibt es erprobte und vielfach bewahrte Inst-
rumente. Im Rahmen eines systematischen Fla-
chenmanagements kdnnen zum Beispiel nicht
genutzte und untergenutzte Flachen und Ge-
bdude in einem Flachenkataster erfasst und
ihr Potential bewertet werden. Die Einrichtung
von revolvierenden Boden- und Infrastruktur-
fonds ermdglicht es den Gemeinden, langfris-
tig kostenneutral Grundstiicke zu erwerben,
baureif zu machen und an Nutzer*innen nach
Kriterien zu vergeben, die von der Gemeinde
festgelegt werden. Der revolvierende Boden-
fonds in Bocholt ist ein Beispiel hierfr.

Steuerung der
Bodennutzung

Gebaude- und Flachenpotentiale im Innen-
bereich sind in der Regel knapp. Gemeinden
konnen die vielfédltigen Anspriiche von Ein-
wohner*innen, Investor¥innen und Nutzer*in-
nen an diese Flachen nurim Sinne des Gemein-
wohls steuern, wenn sie die Art und Weise der
Bodennutzung selbst in der Hand behalten.
Am Effektivsten ist die Steuerungsmdoglich-
keit, wenn die Gemeinden selbst Eigentiime-
rinnen der flr die stadtebauliche Entwicklung
relevanten Flachen sind. Dies zeigt das Beispiel
aus Ulm, wo bereits seit Gber 100 Jahren sehr
erfolgreich eine strategische Bodenbevorra-
tungsstrategie verfolgt und dadurch Bauland
grundsatzlich nur von der Stadt zur Verfligung
gestellt wird. Als Eigentiimerinnen kdnnen die
Gemeinden die kiinftige Nutzung der Grund-
stlicke wesentlich beeinflussen. Wollen sie die
Flache nicht selbst entwickeln, kénnen sie

den Zugriff auf relevante
Grundstiicke und kann
die Bodennutzung im
Sinne des Gemeinwohls
beeinflussen.

VI. Zum Schluss: Was sofort getan werden kann

die Vergabe an gemeinwohl-
orientierte  Kriterien  knlp-
fen und die Grundstiicke statt
nach Hochstpreis an die Be-
werber¥innen mit den besten
Konzepten vergeben. Das Bei-
spiel aus Tubingen zeigt, dass
Konzeptvergaben  erfolgrei-
che Instrumente fiir die Schaf-
fung lebendiger, kleinteiliger, urbaner Quar-
tiere sind. Auch langfristig kdnnen Gemein-
den den Zugriff auf die Grundstiicke behal-
ten, indem sie diese bei der Vergabe nicht ver-
kaufen, sondern Erbbaurechte vergeben. Dies
hat den Vorteil, dass Gemeinden den Zugriff
auf die Grundstlcke zurlick erhalten kdnnen,
wenn auf Grund struktureller Veranderungs-
prozesse stadtebauliche Anpassungsmal-
nahmen sinnvoll erscheinen, um ein Brachfal-
len der Flachen zu vermeiden und eine weite-
re Nutzung der Flache im Sinne des Gemein-
wohls zu gewdhrleisten.

Befindet sich eine Flache dagegen in priva-
tem Eigentum, konnen Gemeinden auf die
Nutzung des Bodens nur tber die Bauleitpla-
nung und ergdnzende stadtebauliche Vertrage
Einfluss nehmen. Diese Form der Steuerung ist
aber nur bei Flachen mdglich, auf denen noch
kein Baurecht besteht, und sie bedarf stets der
Mitwirkungsbereitschaft der Eigentiimer*in-
nen d.h. der Bereitschaft, die Flache zu ent-
wickeln. Auf Flachen, die zur Herstellung von
Baurecht noch einer Bauleitplanung bediirfen,
ist dieses Instrument allerdings sehr effektiv,
wie das Beispiel in Bocholt zeigt, wo Flachen
bevorzugt Giberplant und erschlossen werden,
deren Eigentimer*innen eine hohe Mitwir-
kungsbereitschaft zeigen.

Wenn sich Stddte im
Besitz von Boden befin-
den, kbnnen diese mit-
entscheiden was damit
geschieht. Dies kann
auch bedeuten nicht
genutzte Fldchen als
Gemeingut und zur Er-
holung zu erhalten.

© Walter Sturn, unsplash
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Lebensqualitit trotz hoherer Dichte

Nach langen Ausein-
andersetzungen und
intensiver Blirgerbe-
teiligung soll die Berg-
mannstralSe im Berliner
Bezirk Friedrichshain-
Kreuzberg umgestaltet
werden. Links die Stra-
e im jetzigen Zustand,
rechts die Planungsva-
riante, die das Stralsen-
und Grinfldchenamt
des Bezirks nach den
Wiinschen der Einwoh-
ner*innen entwor-

fen hat.

Nachverdichtung im Innenbereich ermdg-
licht es Gemeinden, auch wachsende Entwick-
lungen in Bezug auf Einwohner*innen und Ge-
werbe zu bewiltigen, ohne dafiir weitere Frei-
flaichen im Auf3enbereich in Anspruch zu neh-
men. Die Entwicklung kompakter, kleinteiliger
und nutzungsgemischter Quartiere bietet Ge-
meinden dabei die Moglichkeit, Wohn- und
Gewerbepotentiale im Innenbereich zu schaf-
fen und zugleich den Verbrauch von Flache,
Material und Energie sowie die Belastung mit
Verkehren zu reduzieren. Dichte, Kleinteiligkeit
und Nutzungsvielfalt sind zudem Merkmale
urbaner Quartiere, die geeignet sind, lebendi-
ge und lebenswerte Strukturen zu schaffen.

Dichte kann zum Beispiel durch kompakte
Bebauung erreicht werden, die flicheninten-
sive Wohnformen wie Eigenheime oder ein-
geschossige gewerbliche Strukturen vermei-
det. Gebdude und Rdume kdnnen flexibel an
die verschiedenen Lebensphasen der Bewoh-
ner*innen und sich wandelnde Nutzungsbe-
darfe angepasst und mit logistischer und fi-
nanzieller Unterstitzung von Umziigen ver-

knlipft werden. Auf diese Weise kann eine op-
timale Auslastung knapper Wohn- und Ge-
werbefldchen erreicht, die Funktionsfahigkeit
eines Quartiers langfristig erhalten und struk-
turellen Problemen und Leerstdnden vorge-
beugt werden.

Eine hohere Dichte kann in innerstadtischen
Quartieren auch durch die Reduktion indivi-
duell genutzter Flachen fir Wohnen, Arbei-
ten und Gewerbe und von Flachen fiir moto-
risierte Individualverkehre zugunsten gemein-
schaftlich genutzter Flachen, offentlicher Rau-
me und alternativer Mobilitdtsformen erreicht
werden. Wohngemeinschaften, Cluster-Woh-
nen oder auch nur die gemeinschaftliche Nut-
zung von Wirtschafts- und Freizeitraumen wie
Waschkellern, Hobbyrdumen oder Dachterras-
sen und das Teilen von Haushalts- oder Garten-
geraten reduzieren den Verbrauch von Flache,
Energie und Material und ermdglichen unter-
schiedliche Abstufungen zwischen Individua-
litdt und Gemeinschaft. Vergleichbares gilt fir
gewerbliche Nutzungen, die sich Lagerrdume
teilen und ihre Logistik gemeinsam organisie-

© Stralsen- und Grinfldchenamt Friedrichshain-Kreuzberg
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ren. Die Reduktion von Stellplatzen fir indivi-
duelle Kfz, ihre Zusammenfassung an weni-
gen Stellen im Bereich groBerer Verkehrsach-
sen und die Einrichtung Kfz-freier Bereiche er-
moglichen die Nutzung von StraBen und We-
gen als Orte der Begegnung, zum Spielen und
fur die Freizeitgestaltung. Attraktiv verkniipfte
und bequem nutzbare Mdglichkeiten fiir eine
Mobilitat zu Fu3, mit dem Fahrrad, dem OPNV
oder mit Sharing-Angeboten ersetzen die Not-
wendigkeit eines eigenen PKW. All dies wirkt
sich nicht nur positiv auf den Ressourcenver-
brauch aus, sondern fordert auch lebendige
soziale Geflige durch gemeinschaftliches Le-
ben und Wirtschaften, stellt mehr Raum fur vie-
le Menschen zur Verfligung und mindert die
Belastung mit Larm und Schadstoffen.

Nutzungsvielfalt als weiterer wesentlicher
Baustein fir die Einsparung von Ressourcen
bedeutet eine Orientierung von Quartieren an
dem Leitbild der Stadt der kurzen Wege. Inner-
stadtische Quartiere werden so gestaltet, dass
eine kleinteilige funktionale Durchmischung
von Wohnen, Arbeit, Versor-
gung, Bildung, Kultur und Frei-
zeit entsteht und maoglichst al-
le tdglichen Bedarfe schnell
und bequem um die Ecke be-
friedigt werden konnen. Dies
bietet nicht nur alltagsprak-
tische Vorteile. Funktionsge-
mischte Quartiere tragen zur
Reduzierung des Flachenver-
brauchs bei, motorisierte Weg-

Kompakte, kleinteilige
und nutzungsgemisch-
te Quartiere ermog-
lichen es Gemeinden, zligigen gemeinschaftlichen
die Herausforderung zu
meistern, vorhandene
Flichen im Innenbereich
zwischen den vielfiltigen
Nutzungsanspriichen zu
verteilen.

VI. Zum Schluss: Was sofort getan werden kann

strecken werden vermieden und vorhande-
ne Infrastrukturen maximal ausgelastet. Wei-
sen die Quartiere nicht nur eine funktionale,
sondern auch eine soziale Mischung auf, kon-
nen zusatzlich auch stabile und lebendige so-
ziale Geflige und eine urbane Lebensquali-
tat erreicht werden. Eine kleinteilige Vielfalt
von Wohnformen und Bautrdgerstrukturen
kann hierzu beitragen und sowohl bezahlba-
ren Wohnraum als auch Alternativen fir Adres-
sat*innen von Eigentumswohnungen und Ei-
genheimen bereitstellen.

Offentliche Fléichen:
Mehr Raum fiir
Menschen

Dichte braucht Freiraum, und grof3zligige
Freiflaichen in innerstadtischen Quartieren kon-
nen zu einer Reduktion des Flachenverbrauchs
und der Belastung durch Individualverkehre
beitragen. Was zundchst pa-
radox klingt, erschlieBt sich
ganz einfach. Ein qualitats-
volles Wohnumfeld mit grof3-

Flachen, die hohe Aufent-
haltsqualitat besitzen, kann
wesentlich dazu beitragen,
Wohnen auf reduzierten indi-
viduellen Flachen als attraktiv
fir Menschen aus ganz unter-
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Lebensqualitat trotz hdherer Dichte

Attraktive Freiraume
helfen, Flichen zu sparen
und Verkehre zu reduzie-
ren. Gemeinden besitzen

geniigend Spielrdume,
um auch den é6ffentlichen

Straflenraums hierfiir

nutzbar zu machen.

Geschltzte eigene
Fahrspuren und attrak-
tive Abstellrdume er-
maoglichen eine schnel-
le, bequeme und siche-
re Mobilitét mit dem
Fahrrad.

schiedlichen Lebensbereichen er-
scheinen zu lassen. Wenn attraktive
Freiraume vorhanden sind, die al-
len gemeinschaftlich fiir Erholung,
Begegnung, Spiel und Spal3, zum
Sport, zum Gartnern oder weiteren
Tatigkeiten zur Verfiigung stehen,
bedarf es weniger Wohnflache und
weniger Aktivitdten auflerhalb des
Quartiers oder Stadtteils, um sich in Alltag und
Freizeit wohl zu fihlen. Dies gilt umso mehr,
wenn diese Freiflaichen noch weitere Funktio-
nen erfiillen und zum Beispiel zur Begriinung
des Wohnumfelds beitragen, die Biodiversitat
fordern, das lokale Klima verbessern oder Ex-
tremwettereignisse wie zum Beispiel Hitze ab-
mildern.

Der Platz hierfiir kann durch die konsequen-
te Nutzung der Flachen gewonnen werden, die
durch kompakte Baustrukturen und die Re-
duktion der Wohn- und Gewerbefldchen ein-
gespart werden. Auch der 6ffentliche Straen-
raum kann hierfiir nutzbar gemacht und nicht
nur zugunsten von FuB-, Fahrrad- und OPNV-
Verkehren neu aufgeteilt werden, sondern
auch zugunsten des Aufenthalts von Men-
schen. Das Bauplanungs- und das Stral3en-
recht bieten hierfir vielféltige Spielrdume, die
konsequent genutzt werden kdnnen. Die Pla-
nung und Einrichtung Kfz-freier oder Kfz-armer
Quartiere, verkehrsberuhigter Bereiche oder
von FuBganger*innenbereichen sind einige
Beispiele. Weitere Moglichkeiten, um Raum fiir

Aufenthalt oder die Gestaltung des Wohnum-
feldes zu schaffen, bietet der Verzicht auf Park-
pldtze oder ihr Rickbau, wie das erfolgreiche
Beispiel Siegen zeigt, und der weitest mogli-
che Verzicht auf den Nachweis von Stellplatzen.

Mobilitdt: Mehr Platz
zu FubB, fiir Fahrrad, Bus
und Sharing-Dienste

Kfz-Verkehre beanspruchen fiir den flieBen-
den und ruhenden Verkehr einen nicht unwe-
sentlichen Anteil an den knappen Flachen ei-
ner Gemeinde und belasten Stadte mit Larm
und Schadstoffen. Die Reduzierung von Auto-
verkehren muss aber nicht Verlust von Mobi-
litdt bedeuten. Mobilitdt kann innerhalb von
Stadten auch mit weniger Flacheninanspruch-
nahme und weniger Belastungen organisiert
werden.

So haben es Gemeinden grundsatzlich selbst
in der Hand, Erreichbarkeit, Taktung und Fih-
rung ihres OPNV auf den StralRen so auszubau-
en, dass Wege ebenso schnell und bequem
oder sogar schneller und bequemer zuriickge-
legt werden kdnnen als mit dem Auto, und sie
kdonnen die Preise so gestalten, dass die Nut-
zung des OPNV einen spiirbaren finanziellen
Vorteil gegeniliber den Kosten fiir einen eige-
nen PKW darstellt. Gemeinden kdnnen weiter

© Constantin Mdiller, QIMBY
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breite, attraktive FuB-und Radwege ausbauen
und Platz fur flichendeckende Sharing-Ange-
bote zur Verfiigung stellen, die dann auch ei-
ne individuelle Mobilitdt mit dem Kfz ermdg-
lichen, ohne dass dazu ein eigenes Auto not-
wendig ware. Wird Mobilitat in dieser Weise or-
ganisiert und attraktiv miteinander verknipft,
kdnnen Gemeinden in ihren Satzungen auch
die Anforderungen des Bauordnungsrechts an
den Nachweis von Stellplatzen bei Bauvorha-
ben auf ein Minimum senken.

Diese Malinahmen brauchen allerdings Platz,
fir Busspuren, FuBwege, Radwege und Fla-
chen fir Sharing-Angebote, damit alternative
Mobilitdt tatsdachlich schnell und bequem er-
folgen kann. Sie erfordern eine Umverteilung
des Strallenraums zu Lasten der Flachen, die
bisher dem Kfz-Verkehr zur Verfligung stehen.
Fahrbahnen missten neu aufgeteilt, der Park-
raum auf den StraBen so weit
wie moglich eingeschrankt
oder verteuert und die Son-
dernutzungspraxis in Bezug
auf Sharing-Angebote grof3zl-
gig gehandhabt werden.

Eine Verteilung
des Straflenraums zu-
gunsten von Fuf§gianger-,
Fahrrad- und OPNV-
Verkehren erméglicht

VI. Zum Schluss: Was sofort getan werden kann

mehr Raum zu geben. Das Beispiel der Ein-
richtung von Bike-Lanes in Berlin (und inzwi-
schen in einer Vielzahl von anderen Stadten)
verdeutlicht diese Anstrengungen. Wie sich
an diesem Beispiel zeigt, ist die Umverteilung
von StraBenraum wegen der Orientierung des
Verkehrsrechts an den Bedarfen des tatsachli-
chen Verkehrs nicht einfach, weil diese Bedarfe
nach wie vor durch den Kfz-Verkehr dominiert
werden. Es gibt aber Spielrdume. Sie erfordern
politische Entscheidungen mit einer sorgfalti-
gen Begriindung, soweit Stra3en fir alternati-
ve Mobilitdtsarten umgewidmet werden sollen,
und Entscheidungen der Stral3enverkehrsbe-
horden mit sorgfaltigen verkehrlichen Begriin-
dungen, soweit verkehrliche Anordnungen
wie z.B. die Einrichtung von Fahrradstreifen auf
der Grundlage der StraBenverkehrsordnung
(StVO) erfolgen sollen. Die Notwendigkeit ei-
ner starkeren Entflechtung der Verkehrsarten
voneinander kann eine solche
Begriindung liefern, insbeson-
dere wenn das Aufkommen an
FuB-, Fahrrad- und OPNV-Ver-
kehren kontinuierlich ansteigt.

eine schnelle und beque-

Viele Stadte beschreiten der-
zeit diesen Weg und versuchen,
insbesondere  FuBBganger*in-

nen und Fahrradfahrer*innen

me Mobilitit ohne die
Notwendigkeit eines
eigenen PKW.

Eine Mobilitét zu Fuls,
mit dem Fahrrad und
dem OPNV braucht
Platz. In Innenstddten
mit knappen Rdumen
kann dies nur zulasten
des Individualverkehrs

mit dem PKW erfolgen.
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Suffizienzpolitik
— Mehr als nur weniger

Rédume fir Begegnung,
Kommunikation, Spiel
und Spal$ kénnen ent-

stehen, wenn 6ffentliche

Stral3en fiir ein gemein-
sames Miteinander zur

Verfiigung gestellt werden

— wie hier im Quartier Ot-

88

tensen in Hamburg.
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Die politischen, 6konomischen und rechtli-
chen Rahmenbedingungen einer auf Wachs-
tum ausgerichteten Gesellschaft machen es
Kommunen schwer, eine Siedlungspolitik zu
betreiben, die sich konsequent an der Reduk-
tion des Ressourcenverbrauchs orientiert und
dabei nicht nur technische Lésungen verfolgt,
sondern durch soziale Innovationen auch auf
Verhaltensweisen von Menschen einwirken will.

Dennoch kénnen Kommunen sich auch un-
ter den gegebenen Umstdnden auf den Weg
zu einer suffizienzorientierten Siedlungspolitik
begeben. Hierflr braucht es vor allem politi-
schen Willen, Durchhaltevermdgen und Kreati-
vitdt. Denn der Verzicht auf Wachstum ist nicht
konfliktfrei zu bewadltigen, geht es bei Suffizi-
enzpolitik doch im Wesentlichen um die Ver-
teilung knapper Rdaume zwischen den vielfal-
tigen Anspriichen, die an sie gestellt werden.
Kommunen kénnen jedoch aufzeigen, dass
suffizienzorientiertes Wohnen und Wirtschaf-
ten, alternative Mobilitét und wohnungsnahe
Freizeitgestaltung ebenfalls attraktiv sein kon-
nen und ein gutes Leben fiir viele Menschen

ermdglichen. Dies kann gelingen, wenn die er-
forderlichen stadtebaulichen Prozesse mit den
Einwohner*innen und anderen Akteur*innen
in transparenten und kooperativen Verfahren
gemeinsam gestaltet werden.

Es ware also ein Missverstandnis, davon aus-
zugehen, Suffizienz(politik) hiel3e, einfach al-
les beim Alten zu belassen und auf eine aktive
Stadtentwicklung zu verzichten. Das Gegen-
teil ist der Fall. Damit ,Weniger” genug werden
kann, bedarf es einer aktiven Gestaltung durch
die kommunalen Entscheidungstrdger*innen
aus Politik und Verwaltung - oftmals gegen
scheinbar tUbergrof3e Hiirden. Gelingt dies aber
- wofir diese Veroffentlichung zahlreiche Bei-
spiele und konkrete Wege beschreibt - bedeu-
tet Suffizienz fur die Blrger*innen nicht Ver-
zicht, sondern es wird mdoglich, bei einem sin-
kenden Ressourcenverbrauch eine hohe Le-
bensqualitat zur erhalten. In diesem doppelten
Sinne ist kommunale Suffizienz(politik) mehr

als nur weniger.




Magliche politische

Zielsetzungen

Mogliche Instrumente

Strategien gelingender Suffizienzpolitik

P

Nachhaltig-
keitseinschit-
zung

é\g

Nullvariante

Reduzierte
Mafinahmen

Regionale
Losungen

&

> >

Heb
€ :mg von Steuerung der
Flichen-
X Bodennutzung
potentialen
Eigent
Potential- igentum,
. Erbbaurecht,
flichenkataster
Konzeptvergaben
Bebauungspline,
Bodenfonds Stadtebauliche
Vertrige
Wohnungs-
borsen

&

Aktives Selbstverstindnis

Idee des Stadtischen

&

Gemeinsame Gestaltung
von Politik und

Verwaltung

der Stadtverwaltung

&

Stadtentwicklung
mit Vielen

>

> >

K kt
T Mehr 6ffentli- Mehr Strafien-
nutzungs- . =
. cher und weniger raum fiir den
gemischte X
i privater Raum Umweltverbund
Quartiere
Kompakte, B
q l?bl Reduzierte private Grofiziigige
SX1bC Wohnflichen Flachen fiir Fuf3-,
ST Rad- und OPNV-
Verkehre
Funktional
ul; t“:i‘al € Gemeinschaft-
u;r s;)l we liches Wohnen Reduzierung von
1schung Park- und Stell-
platzen
Lebendige Gemeinsame
Erdgeschoss- gewerbliche
zZonen Logistik Parkraum-
bewirtschaftung
Grof3ziigige

vt

Langer Atem

vt

Regionale
Zusammenarbeit

offentliche Frei-
und Griinflichen

Kfz-freie
Bereiche

Grof3ziigige
Sondernutzung
fiir Aufenthalts-
zwecke und
Sharing-
Angebote

vt

Verfiigbarkeit zentraler
Ressourcen

vt

Zielorientiertes
fehlerfreundliches und
anpassungsfihiges
Verfahren

89



Endnoten

. Einleitung: Warum weniger genug werden muss
Il. Suffizienz als kommunale Nachhaltigkeitsstrategie

Volker Hauff (Hrsg.), Unsere gemeinsame Zukunft. Der Brundt-
land-Bericht der Weltkommission fir Umwelt und Entwicklung,
Greven 1987.

Tilman Santarius, Der Rebound-Effekt: Okonomische, psychi-
sche und soziale Herausforderungen fir die Entkopplung von
Wirtschaftswachstum und Energieverbrauch Marburg 2015;
Uba, Rebound-Effekte: Ihre Bedeutung fur die Umweltpolitik,
Dessau-Rof3lau 2015.

Siegfried Behrendt, Edgar GoLI, und Friederike Korte, Effizienz,
Konsistenz, Suffizienz. Strategieanalytische Betrachtung fir ei-
ne Green Economy, Berlin 2018.

Uta Von Winterfeld, Vom Recht auf Suffizienz, in: Werner Ratz, et
al. (Hrsg.), Ausgewachsen! Okologische Gerechtigkeit. Soziale
Rechte. Gutes Leben., Hamburg 2011, S. 57-65.

Ebenda

Joseph Huber, Nachhaltige Entwicklung durch Suffizienz, Effizi-
enz und Konsistenz, in: Peter Fritz (Hrsg.), Nachhaltigkeit in na-
turwissenschaftlicher und sozialwissenschaftlicher Perspektive,
Stuttgart 1995, S. 31-46; Wolfgang Sachs, Die vier E's : Merkpos-
ten fiir einen mafBvollen Wirtschaftsstil, in: Politische Okologie
11/33 1993, S. 69-72; Cornelia Weskamp (Hrsg.), Okologischer
Konsum, Ansdtze und Leitbilder nachhaltig 6kologischer und

—_

sozialvertraglicher Lebensweisen, Tagungsdokumentation. Ein
Beitrag des Okoforum in Kooperation mit der Okologie-Stiftung
NRW, Berlin 1995.

Pritz, Sarah Miriam, Subjektivierung von Nachhaltigkeit, S. 82,
in: Sighard Neckel, Natalia Besedovsky, Moritz Boddenberg, et
al. (Hg.), Die Gesellschaft der Nachhaltigkeit, Bielefeld 2018, S.
77-100.

Michaela Christ und Jonas Lage, Umkampfte Raume. Suffizienz-
politik als Loésung fur sozial-6kologische Probleme in der Stadt?,
in: Anton Brokow-Loga und Frank Eckhardt (Hrsg.), Postwachs-
tumsstadt. Konturen einer solidarischen Stadtpolitik, Minchen
2020, S. 80-98.

Jan Gehl, Stadte fir Menschen, Berlin 2010.

Copenhagen City of Cyclists. Facts & Figures 2018. Copenha-
gen 2018. (https://urbandevelopmentcph.kk.dk/sites/urban-
developmentcph.kk.dk/files/city_of_cyclists_facts_and_figu-
res_2018.pdf, zuletzt abgerufen am 25. September 2020).

von Winterfeld, Uta, Vom Recht auf Suffizienz, in: Werner Ratz,
Tanja von Egan-Krieger, Barbara Muraca, et al. (Hg.), Ausge-
wachsen! Okologische Gerechtigkeit. Soziale Rechte. Gutes Le-
ben., Hamburg 2011, S. 57-65.

.Weniger ist schwer. Hemmnisse kommunaler Suffizienzpolitik

Rockstrom, Johan et al. (2009): A safe operating space for hu-
manity. In: Nature, Vol. 461, 472-475.

SRU, Sachverstandigenrat fur Umweltfragen: Umweltgutachten
2016. Impulse fir eine integrative Umweltpolitik. Berlin 2016,
S.Tz.294.

BBSR, Bundesinstitut fir Bau-, Stadt- und Raumforschung: Die
Raumordnungsprognose 2035 nach dem Zensus. Bevolkerung,
private Haushalte und Erwerbspersonen. Bonn 2015, S. 6.

Bock, Stephanie (Hg.): Nachhaltiges Flachenmanagement - ein
Handbuch fir die Praxis. Ergebnisse aus der REFINA-Forschung.
Berlin u.a. 2011, S. 26.

Siedentop, Stefan (Hg.): Einflussfaktoren der Neuinanspruch-
nahme von Flachen. Bonn 2009: Bundesamt fiir Bauwesen und
Raumordnung; Michelsen, Claus: Baukindergeld 16st nicht die
Probleme auf dem Wohnungsmarkt. Berlin 2018: DIW - Deut-
sches Institut flr Wirtschaftsforschung; Henger, Ralph: Woh-
nungspolitik gegen Zersiedelung. K6In 2018.

6 Blechschmidt, Peter: Verschobene Zauberformeln. In: Stiddeut-

sche Zeitung vom 17.11.2016.

Reidl, Andrea: Parken verteuern, Bus und Bahn ausbauen. In: Die
Zeit Online vom 12.06.2017.

Petkova, Kunka / Weichenrieder, Alfons (2017): Reformplane
bei der Grunderwerbsteuer. In: ifo Schnelldienst 21/2017 70/21,
S.13-16.

Taeger, Uwe (2006): Den Naturverbrauch steuern - Steuern und
Abgaben auf den Flachenverbrauch. In: Christian Meyer / Burk-
hard Schweppe-Kraft (Hg.), Integration 6kologischer Aspekte in
die Finanzpolitik. Referate der Tagung ,Okologische Finanzre-
form und Naturschutz”, 2006, S. 25-38.



IV. Weniger ist schwer, aber méglich. Beispiele aus der Praxis

von Winterfeld, Uta, Vom Recht auf Suffizienz, in: Werner Ratz,
Tanja von Egan-Krieger, Barbara Muraca, et al. (Hg.), Ausge-
wachsen! Okologische Gerechtigkeit. Soziale Rechte. Gutes Le-
ben., Hamburg 2011, S. 57-65.

Zur Nedden, Martin/Bunzel, Arno: Pladolyer flr eine aktive Bo-
denpolitik der Kommunen. In: Difu-Berichte (2016), S. 2-3.
Bunzel, Arno/Grof3, Michael/Krautzberger, Michael/zur Nedden,
Martin: Bodenpolitik und Bodenrecht gemeinwohlorientiert ge-
stalten. In: WISO Direkt (2017).

Dransfeld, Egbert/Kiehle, Wolfgang: Stadtentwicklungspoliti-
sche kommunale Bodenpolitik im Uberblick. Diskussionspapier
zur Werkstatt am 17. Januar 2014 in Berlin 2014.

Kresta, Edith: »Die Ulmer Bodenpolitik. Serie Wohnen ist Hei-
matc. In: taz vom 04.01.2019.

Fuchs, Richard A.: »Wie bezahlbarer Wohnraum entstehen
konnte. Mittel gegen explodierende Grundstlickspreise«. In:
Deutschlandfunk Kultur vom 27.03.2018.

Stadt Bocholt: Ziel: Bezahlbares Bauland. Ex-Stadtbaurat
Pafllick erklart die Strategie des ,Bocholter Bodenmanage-
ment” (https://www.bocholt.de/rathaus/planen-und-bau-
en/bocholter-bodenmanagement/,
03.03.2020).

TEB: Bezahlbares Bauland in Bocholt durch kommunales Bo-
(https://www.bocholt.de/fileadmin/DAM/
Fachbereich_31/bocholt_rathaus_planen_und_bauen_be-

zuletzt aufgerufen am

denmanagement

zahlbares_bauland_TEB_bericht.pdf, zuletzt aufgerufen am
03.03.2020).

Dransfeld, Egbert/Kiehle, Wolfgang: Stadtentwicklungspoliti-
sche kommunale Bodenpolitik im Uberblick. Diskussionspapier
zur Werkstatt am 17. Januar 2014 in Berlin 2014.,S. 13.

Fuchs, Richard A.: »Wie bezahlbarer Wohnraum entstehen
konnte. Mittel gegen explodierende Grundstlickspreise«. In:
Deutschlandfunk Kultur vom 27.03.2018.

Stadt Ulm: Grundstiickspolitik. Uber 125 Jahre Ulmer Bodenpo-
litik (www.ulm.de).

Fuchs, Richard A.: »Wie bezahlbarer Wohnraum entstehen
konnte. Mittel gegen explodierende Grundstlickspreise«. In:
Deutschlandfunk Kultur vom 27.03.2018.

TEB: Bezahlbares Bauland in Bocholt durch kommunales Bo-
(https://www.bocholt.de/fileadmin/DAM/
Fachbereich_31/bocholt_rathaus_planen_und_bauen_be-

denmanagement

zahlbares_bauland_TEB_bericht.pdf, zuletzt aufgerufen am
03.03.2020).

Stadtverordnetenversammlung: »Grundsatzbeschluss: Boden-
management und sozialgerechte Bodennutzung«. Bocholt 1995.
TEB: Bezahlbares Bauland in Bocholt durch kommunales Bo-
(https://www.bocholt.de/fileadmin/DAM/
Fachbereich_31/bocholt_rathaus_planen_und_bauen_be-

denmanagement

zahlbares_bauland_TEB_bericht.pdf, zuletzt aufgerufen am
03.03.2020).

Statistisches Landesamt Baden-Wirttemberg: Entwicklung der
Wohnfldchenversorgung in den Stadten und Gemeinden Ba-

20

21

22

23

24

25

26

27

28
29

30
31

32

33

den-Wirttembergs.

Acocella, Donato: Gutachten als Grundlage zur Fortschreibung
des Einzelhandelskonzeptes fiir die Stadt Ravensburg. Lérrach
2017, 89ff.

Acocella, Donato: Gutachten als Grundlage zur Fortschreibung
des Einzelhandelskonzeptes fiir die Stadt Ravensburg. Lérrach
2017, 89ff.

INKAR: Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwick-
lung (https://www.inkar.de/Default, zuletzt aufgerufen am
23.01.2020).

Lage, Jonas/Leuser, Leon: Flache unter Druck. Sozial-6kologi-
sche Dimensionen der Flachennutzung in deutschen Wachs-
tumsregionen. In: GAIA - Ecological Perspectives for Science and
Society (2019), S. 365-373.

Sywottek, Christian: Freie Fahrt fiir alle. Gratis Bus und Bahn fah-
ren klingt nach einer tollen Idee. Ist es das auch? In: brand eins
(2017).

VCD Deutschland: OPNV zum Nulltarif - Méglichkeiten und
Grenzen 2012.

Sommer, Carsten/Leonhéauser, Daniel/Saighani, Assadollah: Der
Autoverkehr kostet die Kommunen das Dreifache des OPNV
und der Radverkehr erhélt die geringsten Zuschiisse 2018.
Verband Deutscher Verkehrsunternehmen. In die Spur zurtick-
finden. In: VDV Das Magazin, 08.06.2020 (https://www.vdv-das-
magazin.de/story_01_titelstory_032020.aspx, zuletzt aufgeru-
fen am 13.08.2020).

Hurtgen, Stefanie: Das Virus Kommt Nicht Von Auf3en. In: Jaco-
bin, 13.8.2020. (2020). (https://jacobin.de/artikel/corona-kapita-
lismus-agrarindustrie/, zuletzt aufgerufen am 14.8.2020)
Gehrke, Marvin: Fahrscheinfrei im OPNV - Eine Alternative fir
Grof3stadte? Ein MalBnahmensortiment und die Realisierbarkeit
in Berlin. Discussion Paper. Berlin 2016.

Randelhoff, Martin: Unentgeltliche Nutzung des Nahverkehrs in
Tallinn ab 2013. Ein Modell fir andere Stadte? (https://www.zu-
kunft-mobilitaet.net/8923/analyse/kostenloser-oepnv-tallinn-
hasselt-templin-luebben/?highlight=Hasselt, zuletzt aufgerufen
am 05.11.2019).

Stadt Templin: Information. Fahrscheinfreier Stadtverkehr 2018.
Stoppel, Kai: »Funktioniert kostenloser Nahverkehr?«. In: ntv
vom 13.02.2018, 10.12.2019 (https://www.n-tv.de/wirtschaft/
Funktioniert-kostenloser-Nahverkehr-article20284041.html, zu-
letzt aufgerufen am 10.12.2019).

Stadt Templin: Information. Fahrscheinfreier Stadtverkehr 2018.
Gehrke, Marvin/GroB, Stefan: Fahrscheinfrei im OPNV. Discussi-
on Paper. Berlin 2014.

Kumkar, Michaela: »Mit Jahreskurkarte giinstig Bus fahren in
Templin«. In: Nordkurier vom 01.12.2019, 10.12.2019 (https://
www.nordkurier.de/uckermark/mit-jahreskurkarte-guenstig-
bus-fahren-in-templin-0137646412.html, zuletzt aufgerufen am
10.12.2019).

Strittmatter, Kai: »Blaupause fir die Fahrradstadt«. In: Sud-
deutsche Zeitung vom 16.01.2019 (https://www.sueddeut-

91



92

34

35

36

37

38

39

40

4

uay

42

43

44

45

46

47

48

sche.de/wirtschaft/kopenhagen-blaupause-fuer-die-fahrrads-
tadt-1.4290142).

Deutscher Bundestag (Wissenschaftliche Dienste): StralRenver-
kehrsordnungsrechtlicher Rahmen zur Anordnung temporarer
und dauerhafter Radfahrstreifen (Ausarbeitung), Aktenzeichen
WD 7 - 3000 - 074/20. Berlin: Deutscher Bundestag, 2020
Gotting, Katharina/Becker, Sophia. Reaktionen auf die Pop-
up-Radwege in Berlin. Ergebnisse einer explorativen Umfra-
ge zur tempordren Radinfrastruktur im Kontext der Covid-19
Pandemie. Potsdam: Institute for Advanced Sustainability Stu-
dies (IASS), 2020, (https://www.iass-potsdam.de/sites/default/
files/2020-06/IASS_Study_Pop-Up-Radwege.pdf, zuletzt aufge-
rufen am 17.08.2020).

Gotting, Katharina/Becker, Sophia. Reaktionen auf die Pop-
up-Radwege in Berlin. Ergebnisse einer explorativen Umfra-
ge zur temporaren Radinfrastruktur im Kontext der Covid-19
Pandemie. Potsdam: Institute for Advanced Sustainability Stu-
dies (IASS), 2020, (https://www.iass-potsdam.de/sites/default/
files/2020-06/IASS_Study_Pop-Up-Radwege.pdf, zuletzt aufge-
rufen am 17.08.2020).

Tiemann, Marion/Avantario, Vito/Kress, Timm: Radfahrende
schiitzen - Klimaschutz starken. Hamburg 2018.

Lohe, Fabian: »In Berlin kostet ein Meter Autobahn 191.608,13
Euro. A100 - Deutschlands teuerste StraBenbaustelle«. In: Tages-
spiegel vom 18.06.2020 (https://www.tagesspiegel.de/politik/
a100-deutschlands-teuerste-strassenbaustelle-in-berlin-kos-
tet-ein-meter-autobahn-191-608-13-euro/25927282.html).
Gossling, Stefan: Kostenvergleich Auto-Fahrrad, Deutschland:
Berechnungsannahmen. Berlin 2018.

Stadt Bocholt: Fahrradstadt Bocholt (https://www.bocholt.de/
rathaus/planen-bauen-verkehr/fahrradstadt/, zuletzt aufgeru-
fen am 22.07.2020).

Stadtebauférderung: Siegen - Siegen zu neuen Ufern (https://
www.staedtebaufoerderung.info/StBauF/DE/Programm/Akti-
veStadtUndOrtsteilzentren/Praxis/Massnahmen/Siegen/Sie-
gen_node.html, zuletzt aufgerufen am 10.12.2019).

Haberle, Heiko: »Sieg fir die Stadt«. In: Deutsches Architekten-
blatt Online vom 03.04.2018, 19.12.2019 (https://www.dabonli-
ne.de/2018/04/03/sieg-fuer-die-stadt-siegen-stadtumbau/, zu-
letzt aufgerufen am 19.12.2019).

Adam, Florian: »Ans neue Ufer mit Siegens neuem Baurat.
In: Westfalenpost vom 18.03.2017, 19.12.2019 (https://www.
wp.de/staedte/siegerland/ans-neue-ufer-mit-siegens-neuem-
baurat-id209970103.html, zuletzt aufgerufen am 19.12.2019).
Schumann, Henrik: ,Siegen — Zu neuen Ufern oder: Die Abkehr
von der autogerechten Stadt”. Zusammenfassung Vortrag Des-
sau 2018.

Fuhrhop, Daniel: Verbietet Das Bauen! Miinchen: oekom, 2015.
Brandl, Freya/Gruber, Ernst: Gemeinschaftliches Wohnen in
Wien. Bedarf und Ausblick. Wien 2014.

47 FORUM Gemeinschaftliches Wohnen e.V.: Fachinformationen
2019.

Henseling, Christine/Krau3, Norbert/Specht, Alexandra/Beh-
Siegfried/Wieland,
schwingh, Arnt von: Soziale, 6kologische und 6konomische Ef-

rendt, Simon/Janicke, Clemens/Bodel-
fekte und Potenziale gemeinschaftlicher Wohnformen. Berlin

2018.

49

50

5

ity

52

53

54

55

56

57

58

59

60

6

puiy

62

63

64

65

Fur weitere Bedingungen zum Direktvergabeverfahren sie-
he Peters, Gertrudis/Ludwig, Gesine/Risch, Ben Michael/Pflug,
Tanja: Orientierungshilfe zur Vergabe offentlicher Grundstticke
nach Konzeptqualitat. Wiesbaden 2017.

Bundesweiter Austausch Konzeptverfahren. zum Liegenschafts-
geschaft mit gemeinschaftlichen Wohnprojekten, hrsg. v. Netz-
werk Leipziger Freiheit, minchen mitbauzentrale, Netzwerk
Frankfurt fir gemeinschaftliches Wohnen e.V. Berlin 2018.

Bura, Josef/Kasper, Birgit/Markones, Magdalena/TolIner, Andrea:
Grundstiicksvergabe fiir gemeinschaftliches Wohnen. Konzept-
verfahren zur Forderung des sozialen Zusammenhalts, bezahl-
baren Wohnraums und lebendiger Quartiere. Hannover 2016.
siehe Brand|, Freya/Gruber, Ernst: Gemeinschaftliches Wohnen
in Wien. Bedarf und Ausblick. Wien 2014.

Bura, Josef/Kasper, Birgit/Markones, Magdalena/TolIner, Andrea:
Grundstlicksvergabe fiir gemeinschaftliches Wohnen. Konzept-
verfahren zur Férderung des sozialen Zusammenhalts, bezahl-
baren Wohnraums und lebendiger Quartiere. Hannover 2016.
Bura, Josef/Kasper, Birgit/Markones, Magdalena/TolIner, Andrea:
Grundstlicksvergabe fiir gemeinschaftliches Wohnen. Konzept-
verfahren zur Forderung des sozialen Zusammenhalts, bezahl-
baren Wohnraums und lebendiger Quartiere. Hannover 2016.
Gltschow, Matthias: »Geringere Kosten, héhere Qualitat«. In:
Planen - bauen - leben. Baugemeinschaften in Tubingen, hrsg.
von Architektenkammer Baden-Wirttemberg. Tibingen 2011,
S.22-23.

Netzwerk Leipziger Freiheit, minchen mitbauzentrale, Netz-
werk Frankfurt fir gemeinschaftliches Wohnen e.V. (Hrsg.), Bun-
desweiter Austausch Konzeptverfahren. zum Liegenschaftsge-
schaft mit gemeinschaftlichen Wohnprojekten, hrsg. v. Netz-
werk Leipziger Freiheit, minchen mitbauzentrale, Netzwerk
Frankfurt fir gemeinschaftliches Wohnen e.V. Berlin 2018.

Skok, Heike: Miinchner Erfahrungen bei der Grundstiicksverga-
be. Frankfurt am Main 2017.

EnergieSchweiz: Was ist die 2000-Watt-Gesellschaft? (https://
www.local-energy.swiss/programme/2000-watt-gesellschaft#/,
zuletzt aufgerufen am 22.07.2020).

Gessler, Rahel: Suffizienz - Rolle von Politik und Verwaltung am
Beispiel der Stadt Zurich. Vilm 2016.

Jenny, Annette/Grltter, Max/Ott, Walter: Suffizienz. Ein hand-
lungsleitendes Prinzip zur Erreichung der 2000-Watt-Gesell-
schaft. Zurich 2014.

Stadt Zurich: Roadmap 2000-Watt-Gesellschaft. Zirich 2016,
35f.

Gessler, Rahel: Zirich unterwegs zur 2000-Watt-Gesellschaft.
Der Stellenwert der Suffizienz in der Verwaltung. Zirich 2019.
Muller, André: »Die Zircher fliegen zu viel und torpedieren so
ihre eigenen Klimaschutzziele«. In: Neue Ziricher Zeitung vom
09.03.2019, 22.07.2020 (https://www.nzz.ch/zuerich/zuerich-
und-das-klima-die-2000-watt-stadt-fliegt-zu-viel-1d.1465040,
zuletzt aufgerufen am 22.07.2020).

Jenny, Annette/Grltter, Max/Ott, Walter: Suffizienz. Ein hand-
lungsleitendes Prinzip zur Erreichung der 2000-Watt-Gesell-
schaft. Zurich 2014.

Gessler, Rahel: Suffizienz - Rolle von Politik und Verwaltung am
Beispiel der Stadt Zurich. Vilm 2016.



V. Was zeichnet suffizienzorientiertes Verwaltungshandeln aus?
VI. Zum Schluss: Was sofort getan werden kann

1 Luise Adrian et al., Instrumente zur Reduzierung der Flachenin- 3 Adrian et al., Instrumente zur Reduzierung der Flacheninan-

anspruchnahme. Aktionsplan Flachensparen (TEXTE 38/2018),
Umweltbundesamt (UBA) 2018, S. 104, 110, (https://www.um-
weltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikati-
onen/2018-05-24_texte_38-2018_reduzierung-flaecheninan-
spruchnahme.pdf, letzter Zugriff: 25. September 2020).
Raimund Krumm, Neue Ansdtze zur flichenschutzpolitischen
Reform des Kommunalen Finanzausgleichs (IAW-Diskussions-
papiere Nr. 37), Institut fir angewandte Wirtschaftsforschung
2007, (http://www.iaw.edu/RePEc/iaw/pdf/iaw_dp_37.pdf, letz-
ter Zugriff: 25. September 2020); Adrian et al., Instrumente zur
Reduzierung der Flacheninanspruchnahme. Aktionsplan Fla-
chensparen (TEXTE 38/2018), Umweltbundesamt (UBA) 2018,
S. 103, 113, (https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/
files/medien/1410/publikationen/2018-05-24_texte_38-2018_
reduzierung-flaecheninanspruchnahme.pdf, letzter Zugriff: 25.
September 2020).

spruchnahme. Aktionsplan Flachensparen (TEXTE 38/2018),
Umweltbundesamt (UBA) 2018, S. 106, 117, (https://www.um-
weltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikati-
onen/2018-05-24_texte_38-2018_reduzierung-flaecheninan-
spruchnahme.pdf, letzter Zugriff: 25. September 2020); Deut-
sches Institut Fir Urbanistik und Bundesverband Fir Wohnen
Und Stadtentwicklung, Bodenpolitische Agenda 2020-2030,
Difu / vhw 2017, S. 20, (https://repository.difu.de/jspui/bitstre-
am/difu/238504/1/DCF2102.pdf, letzter Zugriff: 25. Septmeber
2020).

Adrian et al., Instrumente zur Reduzierung der Flacheninan-
spruchnahme. Aktionsplan Flachensparen (TEXTE 38/2018),
Umweltbundesamt (UBA) 2018, S. 98, (https://www.umwelt-
bundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikatio-
nen/2018-05-24_texte_38-2018_reduzierung-flaecheninan-
spruchnahme.pdf, letzter Zugriff: 25. September 2020).

93



Weitere Autoren im oekom verlag

I.L.A. Kollektiv (Hrsg.)

Das Gute Leben fiir Alle

Wege in die solidarische Lebensweise

Erscheinungstermin: 04.02.2019

128 Seiten, Broschur, komplett vierfarbig mit zahlreichen lllustrationen
Preis: 20 €, ISBN 978-3-96238-095-3

Die globalen Krisen spitzen sich zu. Doch wo sind die Losungen? Bei vielen Men-
schen vor Ort, denn dort wird langst ein zukunftsfahiges und solidarisches Miteinan-
der gelebt. Das Buch stellt diese Alternativen vor, veranschaulicht durch zahlreiche
Infografiken.

I.L.A. Kollektiv (Hrsg.)

Auf Kosten Anderer?

Wie die imperiale Lebensweise ein gutes Leben fiir alle verhindert
Erscheinungstermin: 06.07.2017

128 Seiten, Broschur, komplett farbig mit zahlreichen Abbildungen
Preis: 19,95 €, ISBN 978-3-96006-025-3

Dieses aufwendig gestaltete Dossier stellt das Konzept der imperialen Lebensweise
vor und erlautert, wie unsere derzeitige Produktions- und Lebensweise Mensch und
Natur belastet. Dabei werden verschiedene Bereiche unseres alltaglichen Lebens
beleuchtet, unter anderem Ernahrung, Gesundheit, Mobilitat und Digitalisierung.
Schliel3lich werden sozial-6kologische Alternativen und Ansatzpunkte vorgestellt,
wie wir ein gutes Leben fiir alle erreichen - anstatt ein besseres Leben flir wenige.



Weitere Autoren im oekom verlag

A. Brokow-Loga, F. Eckardt (Hrsg.)

Postwachstumsstadt

Konturen einer solidarischen Stadtpolitik
Erscheinungstermin: 05.03.2020

344 Seiten, Broschur

Preis: 22 €, ISBN 978-3-96238-199-8

Stadte ohne Wachstum - ist das moglich? Und wie gestalten wir ein gutes Leben fir
alle in der Stadt? Das Autorenteam des Projekts Postwachstumsstadt diskutiert stad-
tische Wachstumskrisen, transformative Planung, Konflikte um Gestaltungsmacht
und die Bedeutung von Stadtutopien. Sie eréffnen eine Debatte darliber, wie sich
notwendige stadtische Wenden durch eine sozial6kologische Neuorientierung vor
Ort verwirklichen lassen.

M. Schad

Uber Luxus und Verzicht

Umweltaffinitdt und umweltrelevante Alltagspraxis in prekdren Lebenslagen
Erscheinungstermin: 07.09.2017

370 Seiten, Broschur

Preis: 34,95 €, ISBN 978-3-96006-029-1

Trotz Wirtschaftswachstum nimmt die Zahl der Menschen in prekaren Lebenslagen
zu. Auch die lange als ,sicher” eingeschatzte birgerliche Mitte ist davon betroffen.
Die Auswirkungen auf Umwelteinstellungen und entsprechende Handlungen im
Alltag blieben lange unerforscht. Dieses Buch schlie8t auf Basis einer quantitativen
und einer qualitativen Teilstudie eine Liicke fir die Bereiche Mobilitat, Ernahrung
sowie Wohnen.



Weitere Autoren im oekom verlag

Manfred Folkers, Niko Paech

All you need is less

Eine Kultur des Genug aus 6konomischer und buddhistischer Sicht
Erscheinungstermin: 17.03.2020

256 Seiten, Klappenbroschur

Preis: 20 €, ISBN 978-3-96238-058-8

Achtsamkeit und Nachhaltigkeit sind in aller Munde. Sie sind die zentralen Pfeiler
der modernen Suffizienz-Bewegung, aber auch der Lehre des Buddha. Die Autoren
loten aus, welche Potenziale diese Konzepte enthalten, um den Wachstumspfad zu
verlassen und eine Kultur des Genug zu entwickeln.



Viele Stadte sind unter Druck: Der Wohnraumbedarf steigt und mit ihm die Kosten fir
das Wohnen. Gewerbe und Handel wiinschen sich zusatzlich Raum - vor allem am
Stadtrand. Jedes Jahr werden mehr und immer grof3ere Autos zugelassen, fur die es
Verkehrs- und Parkflachen braucht. Bislang reagieren Kommunen auf steigende An-
forderungen mit Wachstum, das heif3t, Brachen oder Ackerland werden in Siedlungs-
flache umgewandelt. Dort aber, wo Flachenkonflikte durch Wachstum geldst werden,
kollidiert dies mit Nachhaltigkeitszielen; mit der Reduktion von Emissionen oder dem
schonenden Umgang mit Ressourcen.

Wie also wird weniger genug? Wie gelingt es, die Stadt fir alle Menschen bezahlbar,
lebenswert und alltagstauglich zu machen, ohne immer mehr Ressourcen zu verbrau-
chen? Die Nachhaltigkeitsstrategie der Suffizienz setzt auf Verhaltensdnderung an-
stelle von Wachstum, um diese Ziele zu erreichen. Suffizienz in der Stadtentwicklung
bedeutet, die stadtische Infrastruktur so umzubauen, dass ressourcenarmes Leben
einfach wird. Suffizienz fordert 6ffentlichen Wohlstand und schrankt privaten Luxus ein.
Konkret heif3t das, funktionsgemischte Quartiere, die Stadt der kurzen Wege, gemein-
schaftliches Wohnen oder die Innen- vor Auflenentwicklung voranzutreiben.

Entlang zahlreicher Beispiele aus der Praxis zeigt die Publikation, wie suffizienzorien-
tierte Stadtentwicklung gelingen kann, ohne die Grenzen der Suffizienz in einer wachs-
tumsorientierten Gesellschaft zu verschweigen.

Die Publikation ist ein Ergebnis eines transdisziplinaren Forschungs- und Entwick-

lungsvorhabensvon Wissenschaftler*innen des Norbert Elias Centers der Europa-Uni-
versitat Flensburg und der Verwaltung der Stadt Flensburg.



	Front Cover
	Inhalt
	I. Warum weniger genug werden muss
	II. Suffizienz als kommunale Nachhaltigkeitsstrategie
	Ein Leitbild, drei Strategien: Effizienz, Konsistenz und Suffizienz
	Das Weniger gestalten: Suffizienzpolitik
	Suffizienzpolitik und Flächenknappheit
	Von gestern? Kommunale Suffizienzpolitik

	III. Weniger ist schwer: Hemmnisse kommunaler Suffizienzpolitik
	Die Wirtschafts- und Sozialordnung: Wachstum als Garant für sozialen Ausgleich
	Wachstum als Orientierung

	Kulturelle Leitbilder, Individualisierung und Lebensstile
	Politische und fiskalische Rahmenbedingungen: Förderung und Absicherung kultureller Leitbilder
	Öffentlicher und politischer Druck auf Kommunen: Erfüllung der Leitbilder

	Fiskalischer Druck auf Kommunen: Konkurrenz um Einwohner*innen und Gewerbe
	Kontinuierliches Wachstum der kommunalen Ausgaben und Einnahmen
	Expansion als Mittel zur Stabilisierung der Finanzierungssalden
	Der Wettbewerb um Einwohner*innen und Gewerbe
	Knappe Finanzen: Nicht nur Wachstumstreiber, auch Hürde für Suffizienzpolitik

	Baurecht und Verkehrsrecht: Hürden für eine kompakte und verkehrsarme Innenentwicklung
	Die Grenzen des Planungsrechts: Die Planungshoheit der Gemeinden
	Erschwerte Innenentwicklung: Die Trennung städtebaulicher Funktionen im Bauplanungsrecht
	Erschwerte Neuaufteilung des Straßenraums: Die Begünstigung von Kfz-Verkehren im Straßen- und Wegerecht
	Die Straßenverkehrsordnung: (K)ein Instrument zur Neuaufteilung des Straßenraums


	IV. Weniger ist schwer, aber möglich. Beispiele aus der Praxis
	Boden – Fundament nachhaltiger Stadtplanung
	Aktive Bodenpolitik
	Ulm – das Urgestein der aktiven Bodenpolitik
	Bocholt – Zwischenerwerb und revolvierender Bodenfonds

	Gewerbe – Die kompakte Stadt
	Die grüne Wiese bleibt grün der „Ravensburger Weg“

	Mobilität – Weniger Autos, mehr Platz zum Leben
	Ticketloser ÖPNV – (k)eine gute Idee für die suffizienzorientierte Mobilitätswende?
	Die Stadt Templin – Vorreiterin des ticketlosen ÖPNV
	Fahrradfahren und zu Fuß gehen – eine Frage der Infrastruktur
	Bocholt – Fahrradfahren von Jung bis Alt
	Autoarme Mobilität durch Umverteilung von Flächen
	Siegen – Naherholung statt Parkplätze

	Wohnen – von privatem Luxus zu öffentlichem Wohlstand
	Genossenschaften, Cluster-Wohnen, Wohngemeinschaften und Co – Potentiale gemeinschaftlichen Wohnens
	Quartiersentwicklung mit Konzeptvergaben
	Tübingen – Vorreiterin in Punkto Konzeptvergabe

	Suffizienz als handlungsleitendes Prinzip – Die 2000-Watt-Gesellschaft
	Zürich – Suffizienz hat Priorität
	Maßnahmen der Stadt

	Suffizienz als Strategie für die Entwicklung urbaner Quartiere – Reallabor in Flensburg
	Zukunft Hafen-Ost – Entwicklung eines nachhaltigen urbanen Quartiers
	Leitlinien als Grundlage für die Entwicklung des Quartiers
	Partizipation als Voraussetzung für städtebauliche Qualitäten und Identifikation
	Kooperation statt Wettbewerb
	Weniger verbrauchen – besser leben: Leitlinien für die Entwicklung des Gebiets Hafen-Ost


	V. Was zeichnet suffizienzorientiertes Verwaltungshandeln aus?
	Charakteristika ächenbezogener Suffizienzpolitik
	Flächen sparen durch Suffizienz. Verwaltungsstrategien
	Eine Idee des Städtischen
	Aktives Selbstverständnis
	Langer Atem
	Wer das Land hat, hat die Macht
	Politik und Verwaltung gestalten gemeinsam
	Von Vielen angeeignete Stadt
	Regionale Zusammenarbeit
	Strategien sind keine Einzelmaßnahmen
	Zielorientierte, fehlerfreundliche und anpassungsfähige Verfahren


	VI. Zum Schluss: Was sofort getan werden kann
	Die Nullvariante als Alternative
	Selbstverpflichtung –Verzicht auf Außenbereichsflächen
	Aktive Innenentwicklung
	Hebung bestehender Flächenpotentiale
	Steuerung der Bodennutzung

	Lebensqualität trotz höherer Dichte
	Öffentliche Flächen: Mehr Raum für Menschen
	Mobilität: Mehr Platz zu Fuß, für Fahrrad, Bus und Sharing-Dienste

	Suffizienzpolitik – Mehr als nur weniger

	Endnoten
	Back Cover



